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Bauleitplanung Flecken Salzhemmendorf – 55. Änderung des
Flächennutzungsplanes, OT Oldendorf Nr. 12 und Bebauungsplan Nr. 198
„Freiflächenphotovoltaikanlage Osterwalder Straße“
Frühzeitige Beteiligung der Träger öffentlicher Belange nach § 4 (1) BauGB,
Stellungnahme
Az.: 2111/21101-21102-153+154/23-K5HM
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,
sehr geehrter Herr Kapa,
 
die vorgelegte Bauleitplanung berührt die von hieraus zu vertretenden
straßenrechtlichen Belange der Kreisstraße 5 in erheblichem Maße.
 
Die auf Seite 13 der Begründung zum Bebauungsplan erwähnte bereits erwirkte
Baugenehmigung für den „Neubau PV-Anlage und Carport mit PV, Osterwalder Str. 10,
Salzhemmendorf“ liegt mir vor.
 
Das Planareal liegt direkt östlich der Kreisstraße 5 im Zuge der freien Strecke zwischen
Oldendorf und Osterwald. Dementsprechend gelten hier die Restriktionen des § 24 (1)
des Niedersächsischen Straßengesetzes (NStrG). Teile der durch Baugrenzen
festgesetzten Bauflächen liegen in der Bauverbotszone der Kreisstraße. Gleichzeitig
besteht nach § 24 (1), Satz 2 ein Erschließungsverbot zur Kreisstraße hin.
Die Sicherheit und Leichtigkeit des Kreisstraßenverkehrs können auch durch
möglicherweise reflektierende Oberflächen beeinträchtigt werden.
 
Die zulässige Höchstgeschwindigkeit auf der Kreisstraße in dem betrachteten Abschnitt
liegt bei 70 km/h.
 
Ich nehme hierzu wie folgt Stellung:
 
Bauverbotszone:
Nach der Darstellung der Baugrenzen in der Planzeichnung ragen diese auf bis zu 8m
verbleibenden Abstand zum befestigten Fahrbahnrand in die Bauverbotszone hinein.
Ausbauabsichten seitens des Straßenbaulastträgers der Kreisstraße bestehen derzeit
nicht. Aufgrund der bereits bestehenden Bebauung beiderseits der Kreisstraße, und der
bereits bestehenden Zwangspunktlage sowie des vorhandenen Ausbaustandards der
Straße selbst einschließlich des vorhandenen abgesetzten Radweges kann einer
Ausnahme vom geltenden Bauverbot im Sinne des § 24 (7) NStrG von hieraus
zugestimmt werden. Ich bitte auf die verminderte Bauverbotszone in den Plan- und
Textunterlagen nachrichtlich hinzuweisen.
 
Erschließung
Nach den Ausführungen auf Seite 19 der Begründung zum Bebauungsplan ist  die
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Sehr geehrte Damen und Herren, 


 


der Verwaltungsausschuss des Flecken Salzhemmendorf hat für die o. g. Bauleitpläne den 


Aufstellungsbeschluss gem. § 2 (1) BauGB gefasst. Die Ziele und Zwecke der Planung sowie die 


vorgesehenen planungsrechtlichen Festsetzungen sind aus den Unterlagen ersichtlich, die Sie auf 


der Homepage des Fleckens Salzhemmendorf unter folgendem Link einsehen können: 


https://www.salzhemmendorf.de/burgerservice/bauen-wohnen/bauleitplanung/fruehzeitige-


oeffentlichkeitsbeteiligung/. 


 


Ich bitte Sie, sich gem. § 4 (1) BauGB bis zum 08.01.2024 zu den von Ihnen zu vertretenden 


Belangen und zum Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung zu äußern. Darüber 


hinaus bitte ich Sie, Aufschluss über von Ihnen beabsichtigte oder bereits eingeleitete Planungen 


und sonstige Maßnahmen sowie deren zeitliche Abwicklung zu geben, soweit diese für die 


städtebauliche Entwicklung und Ordnung des Gebietes von Bedeutung sein können sowie mir 


Informationen, über die Sie verfügen und die für die Ermittlung und Bewertung des 


Abwägungsmaterials zweckdienlich sein können, zur Verfügung zu stellen.  


 


Ich bitte um Übersendung Ihrer Stellungnahme vorzugsweise per E-Mail an folgende Andresse: 


bauleitplanung@salzhemmendorf.de. 


 


Sollte mir bis zu dem o. g. Zeitpunkt keine Stellungnahme vorliegen, gehe ich davon aus, dass 


die von Ihnen wahrzunehmenden öffentlichen Belange durch diese Planung nicht berührt 


werden. 


 


 


 


Mit freundlichem Gruß 


Im Auftrage: 


 


 


K a p a 
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Bauleitplanung des Flecken Salzhemmendorf 
 


Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses 
(gem. § 2 Abs. 1 BauGB) 


und 
Bekanntmachung der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung 


(gem. § 3 Abs. 1 BauGB) 
 


Der Verwaltungsausschuss des Flecken Salzhemmendorf hat in seiner Sitzung am 19.01.2023 
den Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB für die 55. Änderung des 
Flächennutzungsplanes - Ortsteil Oldendorf Nr. 12, und für den Bebauungsplan Nr. 198 
„Freiflächenphotovoltaikanlage Osterwalder Straße“, Ortsteil Oldendorf, gefasst. 


Der v. g. Beschluss wird hiermit ortsüblich bekannt gemacht. 
 


1)   Flächennutzungsplanänderung Nr.  55 - Ortsteil Oldendorf Nr. 12 und 


2) Bebauungsplan Nr. 198 „Freiflächenphotovoltaikanlage Osterwalder Straße“,  
Ortsteil Oldendorf 


 
Allgemeine Ziele und Zwecke der Planung zu 1: 


Mit der FNP-Änderung Nr. 55 - Ortsteil Oldendorf Nr. 12 sollen die bauplanungsrechtlichen 
Voraussetzungen für die Errichtung einer Photovoltaik-Freiflächenanlage geschaffen werden. 
Zu diesem Zweck ist die Änderung der bisher im wirksamen Flächennutzungsplan 
dargestellten Flächen für die Landwirtschaft in eine Sonderbaufläche mit der 
Zweckbestimmung „Photovoltaik“ vorgesehen. Ergänzend werden die südlich angrenzenden 
und im wirksamen Flächennutzungsplan dargestellten Flächen für die Landwirtschaft in 
Anlehnung an die bestehende Nutzung (Spielplatz) und an die südlich und östlich 
angrenzenden Wohnbauflächen in eine Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Spielplatz“ 
sowie in eine Wohnbaufläche geändert.  
 
Räumlicher Geltungsbereich zu 1: 


Der räumliche Geltungsbereich der o.g. Flächennutzungsplanänderung geht aus der 
nachfolgenden Übersichtskarte im Maßstab 1:5.000 hervor. 
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Abbildung: Räumlicher Geltungsbereich der 55. Änderung des Flächennutzungsplanes, Ortsteil Oldendorf Nr. 12,  
Kartengrundlage: Auszug aus der Amtlichen Karte (AK 5) M 1:5.000 (i.O.), © 2023 LGLN, RD Hameln-Hannover, Katasteramt 
Hameln 


Allgemeine Ziele und Zwecke der Planung zu 2: 


Der Bebauungsplan Nr. 198 „Freiflächenphotovoltaikanlage Osterwalder Straße“, Ortsteil 
Oldendorf, dient der Schaffung der bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen für die 
Errichtung einer Photovoltaik-Freiflächenanlage. Zu diesem Zweck wird auf der Grundlage der 
parallel in Aufstellung befindlichen 55. Flächennutzungsplanänderung ein Sondergebiet mit 
der Zweckbestimmung „Photovoltaik-Freiflächenanlage“ (§ 11 Abs. 2 BauNVO) festgesetzt.  


Zur Eingrünung der Flächen werden Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB) festgesetzt. Ferner soll die Festsetzung 
einer Fläche, die von Bebauung freizuhalten ist (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB), einen 
ausreichenden Abstand zu der angrenzenden Waldfläche sicherstellen und den Belangen des 
Brandschutzes Rechnung tragen. 


 
Räumlicher Geltungsbereich zu 2: 


Der räumliche Geltungsbereich des o.g. Bebauungsplanes geht aus der nachfolgenden 
Übersichtskarte im Maßstab 1:5.000 hervor. 
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Abbildung: Räumlicher Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 198 „Freiflächenphotovoltaikanlage Osterwalder Straße“, 
Ortsteil Oldendorf, Kartengrundlage: Auszug aus der Amtlichen Karte (AK 5) M 1:5.000 (i.O.), © 2023 LGLN, RD Hameln-
Hannover, Katasteramt Hameln 


Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit: 


Für die FNP-Änderung Nr. 55 - Ortsteil Oldendorf Nr. 12 und den Bebauungsplan Nr. 198 
„Freiflächenphotovoltaikanlage Osterwalder Straße“, Ortsteil Oldendorf, wird die frühzeitige 
Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB in Form einer Bürgeranhörung in der 
Zeit vom 


04.12.2023 bis einschl. 08.01.2024 


durchgeführt. Die Planunterlagen sind im Internet auf der Seite des Fleckens  
Salzhemmendorf unter https://www.salzhemmendorf.de/burgerservice/bauen-
wohnen/bauleitplanung/fruehzeitige-oeffentlichkeitsbeteiligung/ einsehbar. 


 


• Andere leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeiten  
(ergänzende öffentliche Auslage der Planunterlagen) 


Zusätzlich zur Veröffentlichung im Internet liegen die Planunterlagen während der 
Öffnungszeiten der allgemeinen Verwaltung (montags bis freitags 9.00 – 12.30 Uhr sowie 
montags 14.00 – 16.30 Uhr und donnerstags von 14.00 - 18.00 Uhr) oder nach vorheriger 
Terminabsprache unter 05153 808-0 oder schriftlich bzw. per E-Mail 
(info@salzhemmendorf.de) öffentlich zu jedermanns Einsicht bei dem Flecken 
Salzhemmendorf, Fachdienst Bau, Kleiner Lahweg 4, 31020 Salzhemmendorf, aus. 


Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung werden die allgemeinen Ziele und 
Zwecke der Planung, sich wesentlich unterscheidende Lösungen, die für die bauliche 
Entwicklung im Plangebiet in Betracht kommen, und die voraussichtlichen Auswirkungen der 
Planung dargestellt. Es wird Gelegenheit zur Erörterung gegeben. 



https://www.salzhemmendorf.de/burgerservice/bauen-wohnen/bauleitplanung/fruehzeitige-oeffentlichkeitsbeteiligung/
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Während der o.g. Zeit können Stellungnahmen vorgetragen werden. Es wird darauf 
hingewiesen, dass auch Kinder und Jugendliche Teil der Öffentlichkeit im Sinne des § 3 Abs. 
1 Satz 1 BauGB sind. 


Datenschutz: 


Sofern Stellungnahmen personenbezogene Daten enthalten, erfolgt deren Verarbeitung auf 
Grundlage des Art. 6 Abs. 1 Buchst. e i.V.m. Art. 6 Abs. 3 Datenschutz-Grundverordnung 
(DSGVO), § 3 BauGB und § 3 Niedersächsisches Datenschutzgesetz (NDSG). 


Umweltbezogene Informationen: 


➢ Übergeordnete Pläne und Programme 


• Regionales Raumordnungsprogramm (RROP) des Landkreises Hameln-Pyrmont 
(2001) 


• Regionales Raumordnungsprogramm (RROP) des Landkreises Hameln-Pyrmont 
(Entwurf 2021) 


• Landschaftsrahmenplan des Landkreises Hameln-Pyrmont (2001) 


• Wirksamer Flächennutzungsplan des Flecken Salzhemmendorf, einschl. seiner 
wirksamen Änderungen 


➢ Umweltbericht (in die Begründung als Teil II integriert) 


• „B-Plan Nr. 198 „Freiflächenphotovoltaikanlage Osterwalder Straße“, Ortsteil 
Oldendorf - Teil II Umweltbericht einschließlich Eingriffsbilanzierung und 
artenschutzrechtlicher Beurteilung“ - Vorentwurf zur frühzeitigen Beteiligung 
(Planungsgruppe Umwelt, Hannover/Emmerthal, November 2023)  


Der Umweltbericht enthält Informationen über die Betroffenheit und die Auswirkungen 
der Planung auf die Schutzgüter:  


- Mensch / menschliche Gesundheit: Lärmimmissionen, Erholung 


- Pflanzen, Tiere und biologische Vielfalt: Biotoptypen, Artvorkommen 


- Boden/Fläche: Bodenveränderungen, Inanspruchnahme von (Frei-)Flächen, 
Versiegelung von Böden 


- Wasser: Grundwasserneubildung, Schadstoffeintrag  


- Klima/Luft: Luftaustauschprozesse, Kalt- und Frischluftzufuhr 


- Landschaft (Landschaftsbild): Landschaftsbild, Erholungswert 


- Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter: Kultur-, Bau- oder Bodendenkmäler, 
historische Kulturlandschaften 


sowie die Darlegung der durch die Planung hervorgerufenen Eingriffe in Boden, Natur 
und Landschaft sowie deren Ausgleich (u.a. interne Kompensationsmaßnahmen und 
Maßnahmen für den Artenschutz). 


Umweltverträglichkeitsprüfung: 


Es wird darauf hingewiesen, dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach Anlage 1 zum 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist. 


 
Salzhemmendorf, den 23.11.2023           
Flecken Salzhemmendorf 
Der Bürgermeister 
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Bearbeitung: 


 
Für den Bebauungsplan Nr. 198 „Freiflächenphotovoltaikanlage Osterwalder Straße“,  


Ortsteil Oldendorf“ (städtebauliche Begründung) 
 


Reinold. Stadtplanung GmbH 


Fauststraße 7, 31675 Bückeburg 


 
Für die Belange von Boden, Natur und Landschaft / den Umweltbericht 


 
Planungsgruppe Umwelt 


31860 Emmerthal | Gellerser Straße 21 
Telefon 05155/5515 
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Teil I Begründung 


1 Grundlagen 


1.1 Sonstige Gesetze und Verordnungen 


• Baugesetzbuch (BauGB) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Juli 2023 (BGBl. I Nr. 221) geändert worden 
ist. 


• Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), die zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03. Juli 2023 (BGBl. I Nr. 176) geändert worden ist. 


• Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhaltes 
(Planzeichenverordnung – PlanZV)  
vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist. 


• Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG)  
vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 21. Juni 2023 (Nds. GVBl. S. 111). 


• Niedersächsische Bauordnung (NBauO)  
vom 3. April 2012 (Nds. GVBl. S. 46), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
21. Juni 2023 (Nds. GVBl. S. 107). 


1.2 Vorliegende Fachgutachten 


Die zur Bauleitplanung in Bearbeitung befindlichen Gutachten werden zur öffentlichen 
Auslegung ergänzt. 


1.3 Beschlüsse 


Der Verwaltungsausschuss des Flecken Salzhemmendorf hat in seiner Sitzung am …………… 
den Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB für den Bebauungsplan Nr. 198 
„Freiflächenphotovoltaikanlage Osterwalder Straße“, Ortsteil Oldendorf, gefasst.  


In seiner Sitzung am …………… hat der Verwaltungsausschuss des Flecken Salzhemmendorf 
den Beschluss zur Veröffentlichung bzw. öffentlichen Auslegung (Veröffentlichungs- bzw. 
Auslegungsbeschluss) gem. § 3 Abs. 2 BauGB gefasst.  


Der Rat des Flecken Salzhemmendorf hat in seiner Sitzung am ……………… den 
Satzungsbeschluss gem. § 10 BauGB gefasst. 


1.4 Entwicklung aus dem wirksamen Flächennutzungsplan (FNP) 


Der wirksame FNP stellt für den Planbereich des Bebauungsplanes Nr. 198 Flächen für die 
Landwirtschaft dar.  


Die im Bebauungsplan angestrebte Festsetzung der Art der baulichen Nutzung „Sonstiges 
Sondergebiet“ mit der Zweckbestimmung „Photovoltaik-Freiflächenanlage“ kann aus dieser 
Darstellung nicht entwickelt werden mit der Folge, dass parallel zur Aufstellung des 
Bebauungsplanes auch der FNP geändert werden muss. Auf der Grundlage der parallel in 
Aufstellung befindlichen Flächennutzungsplanänderung Nr. 55, Ortsteil Oldendorf Nr. 12,  
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kann die Festsetzung eines sonstigen Sondergebietes als aus dem FNP entwickelt angesehen 
werden. 


Aus den nachfolgenden Abbildungen wird sowohl der wirksame Bestand des FNPs als auch die 
geplante FNP-Änderung deutlich. 


Abb.: Auszug aus dem wirksamen Flächennutzungsplan des Flecken Salzhemmendorf 


 


Der wirksame Flächennutzungsplan wird im Rahmen der Flächennutzungsplanänderung  
Nr. 55, Ortsteil Oldendorf Nr. 12, derart geändert, dass für die bisher dargestellten Flächen für 
die Landwirtschaft eine Sonderbaufläche mit der Zweckbestimmung „Photovoltaik“ dargestellt 
wird. Dem Entwicklungsgebot des § 8 Abs. 2 BauGB, wonach Bebauungspläne aus den 
Darstellungen des Flächennutzungsplanes zu entwickeln sind, kann somit entsprochen werden. 
Ergänzend werden die südlich angrenzenden und im wirksamen Flächennutzungsplan 
dargestellten Flächen für die Landwirtschaft in Anlehnung an die bestehende Nutzung 
(Spielplatz) und an die südlich und östlich angrenzenden Wohnbauflächen in eine Grünfläche 
mit der Zweckbestimmung „Spielplatz“ sowie in eine Wohnbaufläche geändert.  
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Abb.: Darstellung der Flächennutzungsplanänderung Nr. 55, Ortsteil Oldendorf Nr. 12, des Flecken 


Salzhemmendorf (Vorentwurf) 


 


1.5 Zielvorgaben durch übergeordnete Planungen 


Nach § 1 Abs. 4 BauGB müssen die Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung und 
Landesordnung angepasst sein. 


1.5.1 Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen (LROP 2017/LROP-VO 
2022) 


Allgemeine Darstellungen 


Grundsätzlich werden in Bezug auf die Siedlungsentwicklung und die Ausweisung von 
Bauflächen im Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen u.a. die folgenden Ziele und 
Grundsätze formuliert: 


• Planungen und Maßnahmen der Innenentwicklung sollen Vorrang vor Planungen und 
Maßnahmen der Außenentwicklung haben (LROP 2.1.06 Satz 1). 


• Gemäß 3.1.1.02 LROP ist die weitere Inanspruchnahme von Freiräumen für die 
Siedlungsentwicklung, den Ausbau von Verkehrswegen und sonstigen 
Infrastruktureinrichtungen zu minimieren. Flächenbeanspruchende Maßnahmen sollen 
dem Grundsatz des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden entsprechen; dabei sollen 
Möglichkeiten der Innenentwicklung und der Wiedernutzung brachgefallener Industrie-, 
Gewerbe- und Militärstandorte genutzt werden (LROP 3.1.1.04 Satz 2). 


• Für die Nutzung durch Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie 
sollen bereits versiegelte Flächen in Anspruch genommen werden. Landwirtschaftlich 
genutzte und nicht bebaute Flächen, für die der raumordnerische Vorbehalt für 
die Landwirtschaft gilt, dürfen dafür nicht in Anspruch genommen werden. Zur 







Bebauungsplan Nr. 198 „Freiflächenphotovoltaikanlage Osterwalder Straße“, Ortsteil Oldendorf 
- Begründung und Umweltbericht - 


Reinold. Stadtplanung GmbH – Fauststraße 7 – 31675 Bückeburg 
7 


Verbesserung der Standortentscheidungen für die in Satz 1 genannten Anlagen sollen die 
Träger der Regionalplanung im Benehmen mit den Gemeinden regionale Energiekonzepte 
erstellen und in die Regionalen Raumordnungsprogramme integrieren (LROP 4.2 13). 


Die Aufstellung des Bebauungsplanes trägt den v.g. Zielen und Grundsätzen der 
Landesplanung Rechnung. Diese Bauleitplanung erstreckt sich auf siedlungsnah gelegene 
Flächen, die für einen Teilbereich dem Innenbereich, d.h. dem im Zusammenhang bebauten 
Ortsteil, zugeordnet werden können und auf der Grundlage des § 34 BauGB in der 
Vergangenheit bereits hätten baulich beansprucht und entsprechend hätten versiegelt werden 
können. Die geplante Siedlungsentwicklung trägt insofern den Anforderungen an eine 
ausgewogene Siedlungs- und Freiraumstruktur Rechnung, indem die sich für die Ausweisung 
einer Photovoltaik-Freiflächenanlage aufdrängenden Flächen nur in dem zur Deckung des 
Bedarfs erforderlichen Umfang in die Planung einbezogen werden. 


Darstellungen für den Planbereich 


Für das Plangebiet trifft das Landes-Raumordnungsprogramm (LROP 2017/LROP-VO 2022) 
keine besonderen Darstellungen.  


Die südlich des Plangebietes verlaufende Bahntrasse ist als Vorranggebiet 
Haupteisenbahnstrecke dargestellt und die südlich des Plangebietes verlaufende Bundesstraße 
(B 1) als Vorranggebiet Hauptverkehrsstraße. Der nördlich des Plangebietes verlaufende 
Osterwald wird als Vorranggebiet Wald dargestellt. Entlang der im Süden des Plangebietes 
verlaufenden Saale verläuft ein linienförmiger Biotopverbund in Verbindung mit einem 
Vorranggebiet Natura 2000, die jedoch durch die Aufstellung des Bebauungsplanes nicht 
beeinträchtigt werden. Im Bebauungsplan werden ausreichende Abstandsflächen zu den 
angrenzenden Biotopstrukturen und v.g. Vorranggebieten berücksichtigt. 


Abb.: Auszug aus dem LROP 2017, die Lage des Plangebiets ist mit einem Pfeil markiert. 
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Abb.: Auszug aus der LROP-VO 2022, die Lage des Plangebiets ist mit einem Pfeil markiert. 


 


1.5.2 Regionales Raumordnungsprogramm Landkreis Hameln-Pyrmont (RROP) 
2021 (Entwurf) 


Das Regionale Raumordnungsprogramm konkretisiert die Aussagen und Darstellungen aus 
dem Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen. Der Landkreis Hameln-Pyrmont ist 
Träger der Regionalplanung und hat für seinen Planungsraum ein Regionales 
Raumordnungsprogramm aufzustellen. Das Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen 
(LROP), aus welchem die RROP gem. § 9 Abs. 2 ROG zu entwickeln sind, wurde im Jahr 2017 
und 2022 (LROP-VO) neu aufgestellt. Ferner wurden das ROG und das NROG novelliert und 
damit ein veränderter Rechtsrahmen geschaffen. 


So ist u. a. gemäß § 9 Abs. 1 ROG bei der Aufstellung der Raumordnungspläne eine 
Umweltprüfung durchzuführen; sie ist unselbständiger Teil des Verfahrens zur Aufstellung von 
Raumordnungsplänen. Die Umweltprüfung ist dabei auf die voraussichtlichen erheblichen 
Umweltauswirkungen zu beschränken, die nicht bereits von der Umweltprüfung in Bezug auf 
das LROP erfasst wurden (§ 9 Abs. 3 ROG). 


Um die Regionalplanung im Landkreis Hameln-Pyrmont an diese neuen Anforderungen 
anzupassen und zukunftsfähig zu machen, soll das RROP neu aufgestellt werden. […] 


Nachfolgend wird insofern auf die im Entwurf vorliegende Neuaufstellung des RROPs (2021) 
für den Landkreis Hameln-Pyrmont eingegangen. 


Allgemeine Ziele und Grundsätze des RROPs 


Im vorliegenden Entwurf des RROPs werden auf der Grundlage des LROP u.a. die folgenden 
Ziele und Grundsätze formuliert: 


➔ Vor Ausweisungen neuer Baugebiete sollen die Möglichkeiten der Innenentwicklung 
ausgeschöpft werden. Hier soll insbesondere der Nachverdichtung und Lückenbebauung 
in flächensparender Bauweise der Vorrang vor einer Inanspruchnahme von bisher 
unberührten Flächen im Außenbereich eingeräumt werden (RROP 2.1 06.1). 


➔ Einer weitergehenden Bodenversiegelung soll entgegengewirkt werden. Die 
Innenentwicklung von Orten und Schließung von Baulücken soll Vorrang vor der 
Ausweisung neuer Baugebiete im Außenbereich haben. Für die Ansiedlung neuer 
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Gewerbe- und Industriebetriebe sollen brachgefallene Industrie- und Gewerbeflächen 
durch Wiedernutzung stärker eingebunden werden (RROP 3.1.1. 04.1). 


Die Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplanes bezieht sich auf siedlungsnah gelegene 
Flächen, die für einen Teilbereich dem Innenbereich, d.h. dem im Zusammenhang bebauten 
Ortsteil, zugeordnet werden können und auf der Grundlage des § 34 BauGB in der 
Vergangenheit bereits hätten baulich beansprucht und entsprechend hätten versiegelt werden 
können. Mit der Nutzung dieser Fläche zu Gunsten der Realisierung einer Photovoltaik-
Freiflächenanlage kann dadurch eine Inanspruchnahme von bislang unbebauten Flächen im 
unbeplanten Außenbereich vermeiden bzw. reduziert werden. Mit der vorliegenden Planung 
werden nur die sich für die Ausweisung einer Photovoltaik-Freiflächenanlage aufdrängenden 
Flächen und nur in dem zur Deckung des Bedarfs erforderlichen Umfang in die Planung 
einbezogen. 


➔ Die Energieversorgung im Landkreis soll so ausgestaltet werden, dass die regionalen 
Möglichkeiten der wirtschaftlichen und umweltverträglichen Energiegewinnung und -
verteilung, der Energieeinsparung sowie der effizienten Energieverwendung ausgeschöpft 
werden können. […] (RROP 4.2 01.1) 


➔ Die energetischen Vorteile der siedlungsstrukturellen Verdichtung und 
Nutzungskonzentration sowie die Möglichkeiten dezentraler Versorgungssysteme auf der 
Grundlage örtlicher Energiepotenziale sollen ausgeschöpft werden (RROP 4.2 02).  


Mit der Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Realisierung einer 
Photovoltaik-Freiflächenanlage und der damit verbundenen Energieversorgung entspricht der 
Flecken Salzhemmendorf den o.b. Grundsätzen der Raumordnung. 


➔ Im Rahmen einer verstärkten Nutzung erneuerbaren Energien sollen Solarthermie- und 
Photovoltaikanlagen vorrangig an oder auf baulichen Anlagen errichtet werden. 
Photovoltaikfreiflächen sollen im Sinne eines sparsamen Umgangs mit Grund und Boden 
vorrangig auf bereits versiegelten bzw. vorbelasteten Flächen errichtet werden (RROP 4.2 
13). 


Mit der vorliegenden Planung kann dem o.b. Grundsatz der Raumordnung entsprochen 
werden. Zwar handelt es sich bei den Flächen bislang noch um unbebaute und teilweise 
beweidete Grünlandflächen, für die jedoch teilweise bestehende Rechte für eine Bebauung auf 
der Grundlage der Satzung des im Zusammenhang bebauten Ortsteils gem. § 34 Abs. 2 BauGB 
vorliegen. Es handelt sich somit um Flächen, die auf der Grundlage des im Zusammenhang 
bebauten Ortsteils gem. § 34 BauGB bereits gegenwärtig einer Überbauung und 
entsprechenden Versiegelung hätten zugeführt werden können. Ebenso ist aus den 
angrenzenden Wohnnutzungen eine gewisse Vorbelastung gegeben. 


Zeichnerische Darstellungen des RROPs  


Gemäß den zeichnerischen Darstellungen des RROPs wird der Flecken Salzhemmendorf sowie 
der nördlich angrenzende Flecken Coppenbrügge als Grundzentrum festgelegt.  


Das Plangebiet selbst ist als Vorhandene Bebauung / Bauleitplanerisch gesicherter Bereich und 
als Vorbehaltsgebiet landschaftsbezogene Erholung dargestellt. Der Siedlungsbereich 
Osterwald wird ferner als Standort mit der besonderen Entwicklungsaufgabe Erholung 
dargestellt. 


Der nördlich des Plangebietes verlaufende Osterwald wird als Vorbehaltsgebiet Wald in 
Verbindung mit einem Vorbehaltsgebiet Natur und Landschaft und Vorbehaltsgebiet 
landschaftsbezogene Erholung dargestellt.  


Die westlich des Plangebietes verlaufende Oldendorfer Straße und Osterwalder Straße werden 
als Vorranggebiet regional bedeutsamer Wanderweg (Radfahren) dargestellt.  


Südlich an den Siedlungsbereich anschließend grenzt ein Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft 
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aufgrund hohen Ertragspotenzials, dass sich nach Westen in Verbindung mit einem 
Vorbehaltsgebiet Natur und Landschaft und nach Osten in Verbindung mit einem 
Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft aufgrund besonderer Funktionen fortsetzt.  


Weiter südlich des Plangebiets verläuft ein Vorbehaltsgebiet Hauptverkehrsstraße. Die südlich 
des Plangebietes verlaufende Bahntrasse ist als Vorranggebiet Haupteisenbahnstrecke mit 
einem Vorranggebiet Elektrischer Betrieb sowie einem Vorranggebiet Bahnstation dargestellt 
und die südlich daran verlaufende Bundesstraße (B 1) als Vorranggebiet Hauptverkehrsstraße.  


Im weiteren südlichen Anschluss werden entlang der Aue ein linienhaftes Vorranggebiet 
Biotopverbund sowie entlang der Saale ein Vorbehaltsgebiet Natur und Landschaft in 
Verbindung mit einem linienhaften Vorranggebiet Natura 2000 und einem Vorranggebiet 
Hochwasserschutz dargestellt.  


Die Grenzen der v.g. Vorrang- und Vorbehaltsgebiete liegen, mit Ausnahme des 
Vorbehaltsgebietes landschaftsbezogene Erholung, außerhalb des räumlichen 
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes, wirken sich jedoch aufgrund der erforderlichen und 
einzuhaltenden Abstände auf die Festsetzungen im Bebauungsplan aus. Der Bebauungsplan 
berücksichtigt mit seinen überbaubaren Grundstücksflächen die jeweils erforderlichen 
Abstände. Randliche Eingrünungsmaßnahmen und Flächen, die von Bebauung freizuhalten 
sind, stellen die Einhaltung der jeweiligen Abstandsanforderung ergänzend sicher. 
Beeinträchtigungen der v.g. Vorrang- und Vorbehaltsgebiete können somit vermieden werden. 


Die Festsetzungen des Bebauungsplanes stehen den Inhalten und Darstellungen des 
Entwurfes zum RROP 2021 nicht entgehen. 


Abb.: Auszug aus dem Regionalen Raumordnungsprogramm für den Landkreis Hameln-Pyrmont 
(Entwurf 2021) (Lage des Plangebietes ist mit einem Pfeil gekennzeichnet)  
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2 Aufgaben des Bebauungsplanes 


Der Bebauungsplan soll als verbindlicher Bauleitplan die bauplanungsrechtlichen 
Voraussetzungen schaffen, damit die bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke in 
seinem Geltungsbereich im Sinne einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung erfolgt. 


Dabei sollen die öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht 
abgewogen werden. Der Bebauungsplan ist darüber hinaus auch Grundlage für die weiteren 
Maßnahmen zur Sicherung und Durchführung der Planung nach den Vorschriften des 
Baugesetzbuches. 


Gemäß § 2 Abs. 3 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne die Belange, die für die 
Abwägung von Bedeutung sind (Abwägungsmaterial), zu ermitteln und zu bewerten. Die 
daraus folgenden Anforderungen an den Abwägungsvorgang entsprechen denen, die die 
Rechtsprechung aus dem Abwägungsgebot des § 1 Abs. 7 BauGB entwickelt hat.1 


Die so ermittelten und bewerteten öffentlichen und privaten Belange sind in einem weiteren 
Schritt gemäß § 1 Abs. 7 BauGB gegen- und untereinander gerecht abzuwägen. Dies ist im 
Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 198 erfolgt und entsprechend in den 
Ausführungen der Begründung und des Umweltberichtes dokumentiert. 


In diesem Sinne soll der Bebauungsplan Nr. 198 die für seinen räumlichen Geltungsbereich 
zutreffenden städtebaulichen Ziele sichern helfen und die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen zu ihrer Verwirklichung schaffen. 


3 Städtebauliches Konzept 


3.1 Räumlicher Geltungsbereich 


Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 198 liegt am nördlichen Rand des 
Flecken Salzhemmendorf im Ortsteil Oldendorf und erstreckt sich dabei auf Flächen östlich der 
Osterwalder Straße und nördlich der Straße Auf der Glashütte. Das Plangebiet umfasst eine 
Fläche von rd. 0,47 ha und wird wie folgt räumlich begrenzt: 


Im Norden: durch die südlichen Grenzen des Flst. 11, 397 (anteilig auf einer Länge von ca. 
30 m) und 16/2 (anteilig auf einer Länge von ca. 44 m), 


im Osten: durch die westliche Grenze des Flst. 165 auf einer Länge von ca. 48 m,  


im Süden: ausgehend von der westlichen Grenze des Flst. 165 durch eine ca. 68 m lange 
gedachte Linie, das Flst. 8/3 querend und auf die östliche Grenze des Flst. 8/2 
zulaufend, 


im Westen: ausgehend von dem sich ergebenden Endpunkt der südwestlichen 
Plangebietsgrenze durch die östlichen Grenzen der Flst. 8/2, 10/1 und 147/23 
(Osterwalder Straße) nach Norden auf die südliche Grenze des Flst. 11 
zulaufend. 


Die konkrete Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes ist in der 
Planzeichnung im M. 1:1.000 verbindlich dargestellt. 


                                           
1 Niedersächsisches OVG, Urteil vom 12. Mai 2015 – 1 KN 238/13 – 
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Abb.: Räumlicher Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 198, Kartengrundlage: Auszug aus den 
Geodaten des Landesamtes für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen, ohne 
Maßstab, im Originalmaßstab 1:1.000, © 2023 LGLN, RD Hameln-Hannover, Katasteramt Hameln 


 


3.2 Nutzungsstrukturen und städtebauliche Situation 


3.2.1 Nutzungsstrukturen innerhalb des Plangebietes und seiner Umgebung 


Das Plangebiet befindet sich am nördlichen Rand des Flecken Salzhemmendorf im Ortsteil 
Oldendorf und erstreckt sich dabei auf Flächen östlich der Osterwalder Straße und nördlich der 
Straße Auf der Glashütte. Die Flächen sind anteilig dem im Zusammenhang bebauten Ortsteil 
zuzuordnen und insofern teilweise bereits für eine bauliche Nutzung gem. § 34 BauGB 
vorgesehen.  


Der Planbereich stellt sich gegenwärtig als teilweise beweidete Grünlandfläche dar. Im 
östlichen Bereich des Plangebietes sowie entlang des südlichen Plangebietsrandes befinden 
sich vereinzelte Gehölzstrukturen.  


Die Umgebung des Plangebietes ist überwiegend durch einen durch Wohn- und Mischnutzung 
geprägten Siedlungsbereich und durch Waldflächen geprägt. Im Norden und Westen, westlich 
der Osterwalder Straße, schließt sich der gewachsene Siedlungsbereich mit einer vorwiegend 
I- und II-geschossigen und offenen Bauweise an. Entlang des westlichen Plangebietsrandes 
befindet sich innerhalb der Osterwalder Straße die Bushaltestelle „Glashütte“. Im südlichen 
Anschluss an das Plangebiet befindet sich ein Spielplatz, welcher nach Süden und Osten an 
eine Wohn- und Mischnutzung entlang der Straße Auf der Glashütte angrenzt. Die das 
Plangebiet prägenden Waldflächen grenzen im Nordosten an den Planbereich und setzen sich 
nach Norden und Osten weiter fort.  


Die vorhandenen Nutzungsstrukturen innerhalb und außerhalb des Planbereiches sind in der 
nachfolgenden Abbildung dargestellt. 
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Abb.: Nutzungsstrukturen im Plangebiet und dessen Umgebung, Kartengrundlage: AK 5,  


Maßstab 1:5.000, © 2023 LGLN, RD Hameln-Hannover, Katasteramt Hameln 


 


3.2.2 Baurechtliche Situation 


Für den westlichen Bereich des Plangebietes liegt eine „Satzung gem. § 34 Abs. 2 und § 34 
Abs. 2a BBauG für den Ortsteil Osterwald und Teilbereiche der Ortsteile Hemmendorf und 
Oldendorf“ vor. Die Flächen innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches der v.g. Satzung 
werden dem im Zusammenhang bebauten Ortsteil gem. § 34 BauGB zugeordnet. Es handelt 
sich somit um Flächen, die auf der Grundlage des im Zusammenhang bebauten Ortsteils gem. 
§ 34 BauGB bereits gegenwärtig einer Überbauung und entsprechenden Versiegelung hätten 
zugeführt werden können.  


Auf der Grundlage der v.g. Satzung wurde im August 2023 eine Baugenehmigung für das 
Bauvorhaben „Neubau PV-Anlage und Carport mit PV, Osterwalder Straße 10, 31020 
Salzhemmendorf/Oldendorf“ erteilt. Hierbei handelt es sich um den westlichen Bereich des 
Plangebietes, welcher dem im Zusammenhang bebauten Ortsteil zugeordnet wird. 


Die unmittelbar östlich angrenzenden Flächen des Plangebietes werden dem Außenbereich 
gem. § 35 BauGB zugeordnet. 
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Abb.: Auszug aus der rechtsverbindlichen „Satzung gem. § 34 Abs. 2 und § 34 Abs. 2a BBauG für den 


Ortsteil Osterwald und Teilbereiche der Ortsteile Hemmendorf und Oldendorf“  


 


Abb.: Auszug aus der rechtsverbindlichen „Satzung gem. § 34 Abs. 2 und § 34 Abs. 2a BBauG für den 
Ortsteil Osterwald und Teilbereiche der Ortsteile Hemmendorf und Oldendorf“ mit Darstellung des 
räumlichen Geltungsbereiches des B-Planes Nr. 198 (rot) 
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3.3 Ziele und Zwecke der Planung 


Innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 198 
„Freiflächenphotovoltaikanlage Osterwalder Straße“ sollen die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für die Errichtung einer Photovoltaik-Freiflächenanlage geschaffen werden.  


Der Anlass der Planung ergibt sich aus dem o.g. Baulandbedarf und aus dem Ziel, die 
regenerative Energiegewinnung lokal zu fördern und auszubauen. Mit der Errichtung einer 
Photovoltaik-Freiflächenanlage wird den Zielen der Bundesregierung nach einem Ausbau der 
Photovoltaikanlagen nachgekommen. Auch dem Grundsatz nach Kapitel 4.2.1 der 
Landesraumordnung wird entsprochen, nachdem die Träger der Regionalplanung den Auftrag 
zugesprochen bekommen haben, den Anteil einheimischer Energieträger und erneuerbarer 
Energien raumverträglich auszubauen. 


Photovoltaik stellt eine klimapolitische Notwendigkeit dar, ohne sie sind die Ziele der 
Energiewende nicht zu erreichen. Der Bedarf an Photovoltaikanlagen wird in den kommenden 
Jahren deutlich steigen. Dies ergibt sich bereits aus dem § 2 EEG (2021), wonach die 
Errichtung und der Betrieb von Anlagen sowie den dazugehörigen Nebenanlagen im 
überragenden öffentlichen Interesse liegen und der öffentlichen Sicherheit dienen. Bis die 
Stromerzeugung im Bundesgebiet nahezu treibhausgasneutral ist, sollen die erneuerbaren 
Energien als vorrangiger Belang in die jeweils durchzuführenden Schutzgüterabwägungen 
eingebracht werden. 


Mit der Novelle des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes 2021 und zukünftig 2023 (EEG) sowie 
dem Landes-Raumordnungsprogramm (LROP) des Landes Niedersachsen 2022 und dem 
Niedersächsisches Klimagesetz – NKlimaG (geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
28.06.2022 (GVBl. S. 388)) wurden sowohl auf Bundes- als auch auf Landesebene Ausbauziele 
für Photovoltaikanlagen benannt. Das Niedersächsische Klimagesetz definiert eine zu 
installierende Anlagenleistung von 65 Gigawatt bis 31.12.2035, davon 50 Gigawatt auf bereits 
versiegelten Flächen und auf Flächen, an oder in einem Gebäude oder einer sonstigen 
baulichen Anlage, die vorrangig zu anderen Zwecken als der Erzeugung von Strom aus solarer 
Strahlungsenergie errichtet worden ist, sowie von 15 GW als Freiflächenphotovoltaik im 
Bundesland. Letzteres entspricht gemäß NKlimaG 2022 0,47% der Landesfläche.  


Gemäß LROP-VO 2022 sollen auf der Ebene der Regionalplanungen Standortentscheidungen 
präzisiert werden, die nachfolgend in die Regionalen Raumordnungsprogramme zu integrieren 
sind. Allerdings stellen der Flächennutzungsplan und die verbindliche Bauleitplanung ein 
zentrales und erforderliches Steuerungselement dar, mit dem Gemeinden sowohl den Ausbau 
von Freiflächen-PV-Anlagen, aber auch von PV-Anlagen im Siedlungsraum, z. B. auf 
versiegelten Flächen steuern bzw. ggf. über gesetzliche Vorgaben hinaus ermöglichen und 
fördern können.  


Da es sich vorliegend auch im Sinne des § 37 EEG um Flächen handelt, deren Flurstücke zum 
Zeitpunkt des Beschlusses über die Aufstellung oder Änderung des Bebauungsplans als 
Grünland genutzt worden sind und in einem benachteiligten Gebiet lagen und die nicht unter 
eine der in den § 37 Abs. 1 Nr. 2 Buchstaben a bis g oder j EEG genannten Flächen fällt, greift 
die Förderfähigkeit nach EEG (Gebote für Anlagen des 1. Segments). 


Es handelt sich hier um die Planung einer freistehenden Photovoltaikanlage, die der 
Eigenversorgung von Einwohnern des Ortsteiles Oldendorf dienen soll, auf einer siedlungsnah 
gelegenen unbebauten Grünlandfläche, für die jedoch teilweise bestehende Rechte für eine 
Bebauung auf der Grundlage einer Innenbereichssatzung vorliegen. Es handelt sich somit um 
Flächen, die anteilig auf der Grundlage des im Zusammenhang bebauten Ortsteils gem. § 34 
BauGB bereits gegenwärtig einer Überbauung und entsprechenden Versiegelung hätten 
zugeführt werden können. Zur vollständigen Ausnutzung des Grundstücks werden Flächen im 
Außenbereich nur in dem zur Deckung des Bedarfs erforderlichen Umfang in die Planung 
einbezogen werden. Mit der vorliegenden Planung handelt es sich daher nicht um eine typische 
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Freiflächenphotovoltaikanlage im Außenbereich auf z. B. landwirtschaftlichen Flächen.  


Der Anlass der Planung ergibt sich zudem aus einer konkreten Anfrage der Einwohner. Der 
Grundstückseigentümer des nördlich des Planbereiches angrenzenden Baugrundstücks ist an 
den Flecken Salzhemmendorf mit dem Ziel herangetreten, auf der bislang unbebauten 
Grünlandfläche südlich seines Wohngrundstücks eine PV-Anlage zum Zwecke der Erzeugung 
von regenerativer Energie zu realisieren.  


Unterstützt wird dieses Vorhaben durch den Flecken Salzhemmendorf, der ebenfalls ein großes 
Interesse an der Förderung und Nutzung regenerativer Energien hat und durch den Landkreis 
Hameln-Pyrmont, welcher bereits für den westlichen Bereich des Plangebietes (Grundstück 
Osterwalder Straße Nr. 10, Flurstücke 8/3, 10/2 und 11, Flur 2, Gemarkung Oldendorf) auf der 
Grundlage der „Satzung gem. § 34 Abs. 2 und § 34 Abs. 2a BBauG für den Ortsteil Osterwald 
und Teilbereiche der Ortsteile Hemmendorf und Oldendorf“ im August 2023 eine 
Baugenehmigung für die Errichtung einer Carportanlage mit PV-Anlagen erteilt hat.  


Um einen Beitrag zur lokalen Förderung der regenerativen Energie (hier Solarenergie) zu 
leisten, wird die Realisierung einer Freiflächenphotovoltaikanlage auf den derzeit noch 
unbebauten Grundstückflächen östlich der Osterwalder Straße angestrebt. Zu diesem Zweck 
ist die Aufstellung eines Bebauungsplanes sowie die parallele Änderung des 
Flächennutzungsplanes des Flecken Salzhemmendorf erforderlich. 


Diese FNP-Änderung erfolgt im Parallelverfahren zur vorliegenden Aufstellung des 
Bebauungsplanes, da sie Voraussetzung ist, um den Bebauungsplan aus dem wirksamen 
Flächennutzungsplan gem. § 8 Abs. 2 BauGB entwickeln zu können.  


Die für den westlichen Bereich des Plangebietes bestehende rechtsverbindliche 
Innenbereichssatzung wird mit der vorliegenden Aufstellung des Bebauungsplanes ersetzt. 


Der wesentliche Inhalt des Bebauungsplanes ist daher die Festsetzung eines sonstigen 
Sondergebietes mit der Zweckbestimmung „Photovoltaik-Freiflächenanlage“ gem. § 11 Abs. 2 
BauNVO. Zur Eingrünung der Flächen werden Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie die bestehenden Einzelbäume zum Erhalt (§ 9 
Abs. 1 Nr. 25 a und b BauGB) festgesetzt. Ferner soll die Festsetzungen einer Fläche, die von 
Bebauung freizuhalten ist (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB), einen ausreichenden Abstand zu der 
angrenzenden Waldfläche sicherstellen und den Belangen des Brandschutzes Rechnung 
tragen. 


Die Planung sieht eine GRZ 1 von 0,05 und eine GRZ 2 von 0,5, d.h. von baulichen Anlagen, 
die den Boden überdecken, vor, sodass maximal 50 % der Fläche des sonstigen 
Sondergebietes mit PV-Modulen überstellt werden darf. Die Tragtische für die Solarmodule 
werden ohne Fundament mit Bodenankern in der Erde befestigt. Die aktuelle und bereits 
genehmigte Planung sieht einen Ausbau aus Metallprofilen vor, die in den Boden eingebracht 
werden. Auf der Konstruktion werden mit einer Neigung von ca. 15 Grad (Carportanlage) und 
20 Grad (PV-Anlage) die Module montiert. Die bereits genehmigten PV-Anlagen bestehen aus 
3 Reihen von jeweils 6,50 m x 24,15 m.  


Die gesamte Photovoltaik-Freiflächenanlage (festgesetztes sonstige Sondergebiet, siehe 
Planzeichnung) soll durch einen Zaun eingefriedet werden, der für Kleinsäuger passierbar ist. 


Das nördlich, westlich und östlich anschließende städtebauliche Umfeld wird bereits durch 
gemischte Nutzungen geprägt. Ein besonderer Schutzanspruch, welcher der geplanten PV-
Anlage entgegenstehen könnte, ist daher nicht ableitbar.  


3.4 Beurteilung von Planalternativen 


Bei der vorliegenden Bauleitplanung handelt es sich um die Schaffung der 
bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung einer Photovoltaik-
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Freiflächenanlage. Die unbebauten Grünlandflächen östlich der Osterwalder Straße bieten 
insbesondere auf der Grundlage der bereits anteilig für das Plangebiet vorliegenden 
Baugenehmigung ausreichend Raum zur Umsetzung des geplanten Nutzungskonzeptes 
„Photovoltaik-Freiflächenanlage“ unter Berücksichtigung einer landschaftlichen Integration. 
Mit der Inanspruchnahme von bereits für eine bauliche Nutzung vorgesehenen Flächen, kann 
zudem eine ungeordnete Inanspruchnahme von in die freie Landschaft führenden Flächen 
grundsätzlich vermieden werden, die ggf. bei der Entwicklung der Photovoltaikanlage an einem 
anderen Standort aufgrund der Flächenanforderungen erforderlich würde. 


Gemäß § 1 a Abs. 2 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen 
werden; dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für 
bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde, insbesondere durch 
Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur 
Innenentwicklung, zu nutzen sowie Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu 
begrenzen. 


Bodenversiegelungen werden auf das zur Deckung des o.g. Baulandbedarfs beschriebene und 
erforderliche Maß reduziert. Die Anforderungen des § 1a Abs. 2 BauGB werden beachtet, da 
auf bereits für eine bauliche Nutzung vorgesehene Flächen innerhalb einer rechtsverbindlichen 
Innenbereichssatzung und einer anteilig vorliegenden Baugenehmigung zurückgegriffen wird, 
die für eine entsprechende Nutzung zur Verfügung stehen.  


Seitens des Flecken Salzhemmendorf wurde daher auf eine weitergehende Betrachtung von 
Alternativstandorten verzichtet.  


4 Inhalt des Bebauungsplanes 


4.1 Art und Maß der baulichen Nutzung 


4.1.1 Art der baulichen Nutzung 


• Sonstiges Sondergebiet „Photovoltaik-Freiflächenanlage“ 


Entsprechend der städtebaulichen Zielsetzung der auf den Flächen des Plangebietes 
beabsichtigten Art der baulichen Nutzung (Realisierung einer Photovoltaik-Freiflächenanlage) 
ist die Festsetzung eines sonstigen Sondergebietes gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO mit der 
Zweckbestimmung „Photovoltaik-Freiflächenanlage“ vorgesehen.  


Sonstige Sondergebiete sind festzusetzen, wenn diese sich von den Baugebieten nach §§ 2 bis 
10 BauNVO wesentlich unterscheiden. Analog § 11 Abs. 2 BauNVO ist deren Zweckbestimmung 
und die Art der Nutzung festzusetzen. Sonstige Sondergebiete mit der Zweckbestimmung 
„Photovoltaik-Freiflächenanlage“ unterscheiden sich durch die flächenbeanspruchende Art der 
baulichen Nutzung von anderen Gebietstypen der Baunutzungsverordnung, da diese bauliche 
Nutzungen zum Inhalt haben, die keinen dauerhaften Aufenthalt von Menschen oder die 
Schaffung von Arbeitsstätten oder Arbeitsplätzen sowie Einrichtungen zur Versorgung von 
Menschen zum Inhalt haben und daher auch in Bezug auf die Hauptnutzung keine Gebäude 
aufweisen. Die Beurteilung der davon ausgehenden umweltrelevanten Wirkungen stellt sich 
gegenüber anderen Gebietstypen der BauNVO anders dar und bedarf einer auf die 
Zweckbestimmung ausgerichteten Prüfung.  


Das sonstige Sondergebiet „Photovoltaik-Freiflächenanlage“ (SO1/SO2) dient der 
Unterbringung und Aufstellung von Photovoltaikanlagen und deren für den Betrieb und die 
Unterhaltung erforderlichen befestigten Betriebsflächen, Nebenanlagen und Gebäude die der 
Hauptnutzung zuzuordnen sind. Zulässig sind daher ausschließlich solche Anlagen und 
Nutzungen, die für den Betrieb einer solchen Anlage erforderlich sind.  


Hierzu gehören u.a.: 
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1. Photovoltaik-Freiflächenanlagen (unbewegliche oder nachgeführte Photovoltaik-Anlagen, 
z.B. Modultische mit Solarmodulen), 


2. Technikgebäude und die für den Betrieb der Anlage notwendigen technischen 
Nebenanlagen (z.B. Wechselrichter, Trafostation, Verkabelung), 


3. Zufahrten, Wendeplätze, Stellplätze und Aufstell- und Wartungsflächen. 


Zur Hauptnutzung zählen dabei Photovoltaikanlagen/Solarmodule sowie dazugehörige 
Technikgebäude, Kabel, Zufahrten, Wege, Wendeplätze und Stellplätze sowie die Einfriedung 
der Betriebsfläche. Sog. Nachführungssysteme, die Solarmodule umfassen, die sich dem 
Sonnenstand und der optimalen Himmelsrichtung anpassen, sollen grundsätzlich zugelassen 
werden, um eine möglichst zum Zweitpunkt der Realisierung optimierte technische Lösung der 
Nutzung der Solarenergie zu ermöglichen.   


Erforderliche Zuwegungen innerhalb des Plangebiets sollen einen geregelten Betriebsablauf 
inklusive Wartung und Pflege der Photovoltaikanlage ermöglichen.  


Innerhalb des festgesetzten sonstigen Sondergebietes (SO1) sind ergänzend zu den o.g. 
Nutzungen Carports mit kombinierter Photovoltaik-Anlage zulässig. 


Die Errichtung von Zäunen dient dem Schutz und Überwachung der Anlage vor Vandalismus 
und Diebstahl und sind daher städtebaulich zum Zwecke der Realisierung des 
Bebauungsplanes erforderlich.  


Rückbauverpflichtung / Nachnutzung  


Sämtliche bauliche und technische Anlagen, einschließlich Leitungen, Fundamente und 
Einfriedungen, sind bei einer dauerhaften Nutzungsaufgabe der Photovoltaik-
Freiflächenanlage rückstandsfrei zu entfernen. Nach Ablauf der Betriebszeit kann die Anlage 
komplett zurückgebaut werden. Der Rückbau erfolgt analog zum Aufbau und ist zeitlich sehr 
schnell durchführbar. Die Untergestelle sind als Metallteile recyclebar, die Module sind i. d. R. 
mit dem Kauf in einem Recyclingsystem beinhaltet und können entweder dort abgegeben 
werden oder an einem anderen Ort weiterverwendet werden.  


4.1.2 Maß der baulichen Nutzung 


• Grundflächenzahl (GRZ)  


Mit der Grundflächenzahl (GRZ 1) wird für das festgesetzte sonstige Sondergebiet 
„Photovoltaik-Freiflächenanlage“ (SO1/SO2) gemäß Planzeichnung und textlicher Festsetzung 
die maximal zulässige Bodenversieglung inklusive Nebenanlagen (z. B. Trafostationen etc.) 
innerhalb des geplanten sonstigen Sondergebiets festgesetzt. Die GRZ 1 wird auf 0,05 
festgesetzt und ist damit in Bezug auf die von der Hauptnutzung ausgehenden 
Flächenanforderungen gering. Ziel des Bebauungsplanes ist es, durch diese Festsetzung 
unvermeidbare Eingriffe in Boden, Natur und Landschaft zu minimieren.  


Zur Realisierung der Carportanlage mit PV-Anlage ist innerhalb des festgesetzten SO1-Gebietes 
gem. § 19 Abs. 4 Satz 2 BauGB eine Überschreitung der GRZ 1 durch die Grundflächen von 
Carports und Stellplätzen bis zu einer maximalen Grundflächenzahl von 0,25 zulässig. 


Darüber hinaus wird in § 4 der textlichen Festsetzungen aus Gründen der Minimierung von 
Bodenversiegelungen geregelt, dass notwendige Erschließungswege in wasser- und 
luftdurchlässiger Weise zu realisieren sind. Flächen, die der Erschließung dienen, sind nicht auf 
die GRZ 1 anzurechnen, aber auf das unbedingt erforderliche Maß zu begrenzen. Hiervon 
ausgenommen sind Carports und Stellplätze innerhalb des festgesetzten SO1-Gebietes. 


Zusätzlich zur GRZ für die Hauptnutzung (GRZ 1) wird ebenfalls zur hinreichenden Definition 
des potenziellen Versiegelungsgrades und damit zur Minimierung von Eingriffen in den Boden 
eine GRZ 2 festgesetzt. Diese gibt an, wieviel Flächen durch Photovoltaikanlagen überdeckt 
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werden können. Die innerhalb des sonstigen Sondergebietes mit der Zweckbestimmung 
„Photovoltaik“ festgesetzte GRZ 2 setzt die maximal zulässige Oberfläche der 
Photovoltaikmodule unabhängig vom Neigungswinkel fest. Die GRZ 2 wird mit 0,5 festgesetzt 
und soll dazu beitragen, dass bei optimierter Anlageninfrastruktur ausreichend Flächen 
bestehen bleiben, die einen natürlichen Bodenaufbau und Lebensraum daran gepasster Arten 
bieten. Hinsichtlich der Überdeckung des Bodens ist die Fläche anzurechnen, die sich bei 
Berücksichtigung des konkret gewählten Neigungswinkels ergibt.  


• Begrenzung der Höhen baulicher Anlagen  


Damit sich unter den Photovoltaikmodulen eine geschlossene Vegetationsdecke bilden kann, 
wird eine Mindesthöhe der Photovoltaikmodule von 0,30 m über natürlicher Geländeoberfläche 
festgesetzt. Oberer Bezugspunkt zur Ermittlung der Höhe ist hierbei der niedrigste Punkt eines 
Solarmoduls. Ferner wird zum Schutz des Landschaftsbildes festgesetzt, dass die Module der 
Photovoltaikanlagen eine Höhe von 3,00 m nicht überschreiten dürfen. Oberer Bezugspunkt 
zur Ermittlung der Höhe ist der höchste Punkt eines Solarmoduls. Baubedingte Abweichungen 
von bis zu 0,2 m sind zulässig. Carports mit kombinierter PV-Anlage dürfen eine max. Höhe 
von 4,0 m aufweisen. 


4.2 Überbaubare Grundstücksfläche/Baugrenzen 


Die konkrete Fläche, die für die Errichtung von Photovoltaikmodulen sowie für Carportanlagen 
mit PV-Anlagen und Stellplätzen vorgesehen sein soll, wird durch Baugrenzen definiert. Die so 
festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen sind mit einem Abstand zu randlichen 
Vegetationsbeständen ausreichend dimensioniert und lassen eine den technischen 
Anforderungen entsprechende bestmögliche Ausnutzung der Solarenergie zu.  


Zur Berücksichtigung eines ausreichenden Waldabstandes hält die Baugrenze einen Abstand 
von 10 m zur Plangebietsgrenze ein. Zur planungsrechtlichen Sicherung des Waldabstandes 
wird am nordöstlichen Plangebietsrand eine Fläche, die von Bebauung freizuhalten ist 
(„Bauverbotszone“), mit einer Breite von 10 m festgesetzt. 


Darüber hinaus ermöglichen die überbaubaren Grundstückflächen die Realisierung der zur 
Hauptnutzung zugeordneten baulichen Anlagen wie Transformatoren o.ä.. Die außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen befindlichen Flächen sollen insofern, mit Ausnahme 
notwendiger Zufahrten, von Gebäuden und sonstigen baulichen Anlagen freigehalten werden. 


4.3 Verkehr 


Die verkehrliche Erschließung des Sondergebietes erfolgt über die westlich angrenzende 
Osterwalder Straße.   


4.4 Belange von Boden, Natur und Landschaft 


Bei der Aufstellung, Änderung oder Ergänzung der Bauleitpläne ist gem. § 1 a Abs. 3 BauGB 
die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des 
Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts in ihren in 
§ 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB genannten Schutzgütern (Tiere, Pflanzen, Boden, Fläche, Wasser, 
Luft, Klima und das Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische 
Vielfalt) in der Abwägung gem. § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen.  


Die Inhalte zu den Belangen von Boden, Natur und Landschaft werden zur öffentlichen 
Auslegung ergänzt. Die ausführlichen Inhalte sind jedoch dem Umweltbericht, Teil II der 
Begründung, zu entnehmen. Auf den Umweltbericht, Teil II der Begründung, wird daher 
ausdrücklich verwiesen. 
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4.5 Immissionsschutz 


4.5.1 Grundlagen 


Im Rahmen der Bauleitplanung sind die Belange des Umweltschutzes, insbesondere auch die 
des Immissionsschutzes zu berücksichtigen (§ 1 Abs. 6 Nr. 1 und 7 BauGB). Hierbei sind die 
Anforderungen an die Sicherstellung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die Belange 
des Umweltschutzes, insbesondere die umweltbezogenen Auswirkungen auf den Menschen 
und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung insgesamt zu berücksichtigen. 


Für die Beurteilung der mit dieser Bauleitplanung verbundenen Immissionssituation ist die 
Berücksichtigung der im Plangebiet vorgesehenen Art der baulichen Nutzung und des 
unmittelbaren Planungsumfeldes mit den damit verbundenen Schutzbedürfnissen von 
Bedeutung. Aus diesem Grund werden die im Gebiet und daran angrenzenden (nachbarlichen) 
Grundstücksflächen und darauf in zulässiger Weise ausgeübten Nutzungen mit ihren jeweiligen 
Schutzanforderungen in den Blick genommen. 


Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 198 wird auf einer bislang unbebauten 
Grünlandfläche die planungsrechtliche Voraussetzung zur Errichtung einer Photovoltaikanlage-
Freiflächenanlage geschaffen. Durch die Errichtung der Photovoltaikmodule und die 
Inbetriebnahme der Anlage kann es baubedingt zu Staub- und Lärmbelastungen in den 
angrenzenden Siedlungsbereichen kommen. Während des geregelten Anlagenbetriebs sind 
keine Immissionen der v.g. Arten zu erwarten. Auch entstehen durch den regulären 
Anlagenbetrieb keine Lärmimmissionen oder anderweitige Geruchsimmissionen, die 
gutachterlich zu beurteilen sind. Es sind keine Konflikte ableitbar. 


4.5.2 Beurteilung der Schutzwürdigkeit von Nutzungen in Bezug auf Immissionen 


• Schutzanspruch der Umgebung  


Die nördlich und westlich des Plangebiet gelegenen Nutzungen (Wohnen) sowie die südlich 
und östlich gelegenen Nutzungen (Spielplatz, Wohnen, gemischte Nutzungsstrukturen) sind 
hinsichtlich Ihres Schutzanspruches als Allgemeines Wohngebiet und Mischgebiet einzustufen.  


• Beurteilungsgrundlagen Lärmimmissionen 


Aufgrund der v.g. Nutzungen ist für die Beurteilung der zukünftig im Plangebiet zu 
erwartenden Immissionssituation (Lärm) die DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“ mit den 
für Allgemeine Wohngebiete und Mischgebiete zulässigen Orientierungswerten maßgeblich. 
Diese betragen im 


WA-Gebiet: tags 55 dB(A) und nachts 45/40 dB(A)  


MI-Gebiet:  tags 60 dB(A) und nachts 50/45 dB(A) 


Der letzte (kleinere) Wert gilt für Industrie-, Gewerbe- und Freizeitlärm. 


Die v.g. Werte stellen keine Grenzwerte sondern nur Orientierungswerte für die städtebauliche 
Planung dar und können im Einzelfall auch überschritten werden. 


4.5.3 Lärmimmissionen 


Die geplante Nutzung als „Photovoltaik-Freiflächenanlagen“ stellt aufgrund der fehlenden 
lärmintensiven Aggregate oder Betriebsabläufe aus der Sicht des Immissionsschutzes keine 
zusätzliche oder darüber hinausgehende erhebliche Beeinträchtigung der in der Umgebung 
des Plangebietes befindlichen Nutzungen dar. Es wird darüber hinaus davon ausgegangen, 
dass auch mit der geplanten und bereits genehmigten Carportanlage mit kombinierter PV-
Anlage keine Beeinträchtigung der angrenzenden Nutzungen verbunden ist. Von einer 
gutachterlichen Untersuchung der zukünftig zu erwarten Immissionssituation (Lärm) wird 
daher abgesehen.  
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4.5.4 Geruchsimmissionen und Staub 


Mit der im festgesetzten sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Photovoltaik-
Freiflächenanlage“ zu errichtenden Photovoltaikanlage werden aufgrund des nahezu 
geruchneutralen Betriebes der Anlage keine über die bereits bestehenden oder zulässigen 
Geruchsimmissionen hinausgehende Geruchswahrnehmungen bewirkt. Auch 
Staubimmissionen sind nicht zu erwarten. 


4.5.5 Trennungsgebot gem. § 50 BImSchG 


Gemäß § 50 BImSchG sind bei Planungen und Maßnahmen, die für eine bestimmte Nutzung 
vorgesehenen Flächen einander so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen auf die 
ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auf sonstige 
schutzbedürftige Gebiete, insbesondere öffentlich genutzte Gebiete, wichtige Verkehrswege, 
Freizeitgebiete und unter dem Gesichtspunkt des Naturschutzes besonders wertvolle oder 
besonders empfindliche Gebiete und öffentlich genutzte Gebäude, so weit wie möglich 
vermieden werden.  


Dem Trennungsgebot wird unter Berücksichtigung der Lage der in Rede stehenden 
Photovoltaik-Freiflächenanlage sowie der Entfernung zwischen den sonst schützenswerten 
Nutzungen (Wohnen und Mischnutzungen innerhalb der bestehenden Siedlungsbereiche) 
Rechnung getragen.  


Durch die Ergänzung der Rahmeneingrünung sind durch die Photovoltaikanlage keine Konflikte 
zu bestehenden Nutzungen abzuleiten.  


Zusammenfassend ist daher festzustellen, dass ein unmittelbarer Nutzungskonflikt zwischen 
sonst konkurrierenden Nutzungen nicht ableitbar ist, da das Plangebiet ausreichend Abstand 
zu den immissionssensiblen Nutzungen hält bzw. Immissionskonflikte durch den geplanten 
Betrieb der Photovoltaikanlage vermieden werden.  


Betriebe, die der Störfallverordnung unterliegen, befinden sich nach dem bisherigen 
Kenntnisstand nicht in der unmittelbaren Umgebung des Plangebietes.   


4.6 Klimaschutz und Klimaanpassung 


Das Plangebiet nimmt aufgrund der bisher unbebauten Fläche an der Kaltluftentstehung und 
am Kaltlufttransport teil. Da die beanspruchte Grundstücksfläche des Planbereiches in Bezug 
auf die umgebenden von Bebauung freigehaltenen Bereiche (Wald, Ackerflächen) nur als sehr 
kleinräumig zu beschreiben ist, ist die Relevanz dieser Fläche in Bezug auf die Bedeutung für 
den Klimaschutz nur von untergeordneter Bedeutung. Der im Planbereich zu deckende 
Baulandbedarf würde auch an einer anderen Stelle eine Bebauung mit den damit verbundenen 
Inanspruchnahmen von Freiflächen bewirken.  


Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans werden die überbaubaren 
Grundstücksflächen und die Photovoltaikmodule derart begrenzt, sodass auch zukünftig 
ausreichend Kaltluft in den Siedlungsbereich eindringen und zu einem Luftaustausch beitragen 
kann.  


Durch die Aufstellung des Bebauungsplans werden Eingriffe in die umgebenden landschaftlich 
prägenden Vegetationsstrukturen vermieden bzw. durch Festsetzung der Anpflanzung von 
Sträuchern sowie den Erhalt von Bäumen kompensiert, sodass sich in diesem Bereich keine 
negativen Auswirkungen auf die Regulierung des CO2-Gehaltes der Luft und die 
Sauerstoffproduktion ergeben. Vielmehr wird die Sauerstoffproduktion als auch die Bindung 
von Staubpartikeln durch die im Bebauungsplan festgesetzten Pflanzmaßnahmen gefördert 
und ein Beitrag zur Reduzierung der Bodenerosion geleistet.  
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Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen 
zur Realisierung einer Photovoltaik-Freiflächenanlage geschaffen. Hierdurch kann zukünftig bei 
der Energieerzeugung ein Beitrag zur Förderung regenerativer Energien geleistet werden, der 
sich sowohl auf die o.g. klimatischen Rahmenbedingungen als auch auf die Schonung bzw. 
Vermeidung der Verwendung fossiler Ressourcen bezieht (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 f und 8 f BauGB). 
Insofern wird den allgemeinen Klimaschutzzielen des Flecken Salzhemmendorf Rechnung 
getragen.  


Es wird darauf hingewiesen, dass aufgrund der zunehmenden Anzahl und Intensität der 
Niederschläge mit der Zunahme von Oberflächenwasser zu rechnen ist.  


5 Sonstige beachtliche öffentliche Belange 


5.1 Denkmalschutz 


5.1.1 Archäologischer Denkmalschutz 


Innerhalb des Plangebietes können archäologische Funde nicht ausgeschlossen werden. 


Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das 
können u.a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohlenansammlungen, Schlacken sowie auffällige 
Bodenverfärbungen und Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht 
werden, sind diese gem. § 14 Abs. 1 des NDSchG meldepflichtig und müssen der Unteren 
Denkmalschutzbehörde des Landkreises Hameln-Pyrmont sowie dem Niedersächsischen 
Landesamt für Denkmalpflege unverzüglich gemeldet werden.  


Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von vier 
Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, 
wenn nicht die Denkmalschutzbehörde die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. Die 
Unterlassung der Anzeige stellt eine Ordnungswidrigkeit dar und kann mit einem Bußgeld 
geahndet werden. Auf die einschlägigen Bestimmungen des § 35 NDSchG, insbesondere die 
Abs. 2 und 4, wird deshalb besonders hingewiesen. 


5.1.2 Baudenkmalschutz 


Es besteht keine Kenntnis über Baudenkmale im Plangebiet und dessen unmittelbarer 
Umgebung. 


5.1.3 Natur- und Kulturdenkmalschutz 


Das Plangebiet befindet sich innerhalb des Naturparks Weserbergland des Landkreises 
Schaumburg (Kennzeichnung NP NDS 00010). Darüber hinaus sind im Plangebiet und dessen 
unmittelbarer Umgebung keine Naturdenkmale bekannt.2 


5.2 Altlasten und Kampfmittel 


Altlasten 


Nach Kenntnisstand des Flecken Salzhemmendorf sind innerhalb bzw. in der näheren 
Umgebung des Plangebiets keine Altablagerungen, Ablagerungen kontaminierter Stoffe, 
Altlastenverdachtsflächen vorhanden, die zu einer Beeinträchtigung der geplanten Nutzung 
führen könnten. 


Sollte bei der konkreten Umsetzung des Vorhabens eine schädliche Bodenveränderung 
festgestellt werden, ist diese der Unteren Bodenschutzbehörde des Landkreises Hameln-
Pyrmont zur Abstimmung des weiteren Vorgehens mitzuteilen. 


                                           
2 Nds. Umweltkarten, 2022: Natur – Schutzgebiete NNatSchG 
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Es wird empfohlen, Altlastenverdachtsflächen grundsätzlich von Überbauungen freizuhalten, 
solange die davon ausgehenden Gefahren nicht sicher erkundet, bearbeitet und beseitigt oder 
gesichert sind bzw. die Unschädlichkeit nachgewiesen ist (vgl. Altlastenprogramm des Landes 
Niedersachsen). 


Kampfmittel 


Es sind keine Kampfmittelfunde innerhalb des Plangebietes oder seiner näheren Umgebung 
bekannt.  


Sollten bei Erdarbeiten andere Kampfmittel (Granaten, Panzerfäuste, Brandmunition, Minen 
etc.) gefunden werden, ist die zuständige Polizeidienststelle, das Ordnungsamt oder der 
Kampfmittelbeseitigungsdienst des Landes Niedersachsen bei der RD Hameln-Hannover des 
LGLN umgehend zu benachrichtigen. 


6 Ergebnis der Umweltprüfung 


Die durchgeführte Umweltprüfung führt nach derzeitigem Kenntnisstand zu dem Ergebnis, 
dass unter Berücksichtigung von Vermeidungsmaßnahmen erhebliche Beeinträchtigungen 
durch nachteilige Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter verbleiben. Diese werden  durch 
Maßnahmen im räumlichen Geltungsbereich ausgeglichen.  


Artenschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) werden im Bedarfsfall nach 
Vorlage der Erfassungsergebnisse festgesetzt. 


Ein Verlust von Waldflächen nach NWaldLG ist nicht zu befürchten. Es wird ein ausreichender 
Abstand  zu diesen eingehalten. 


Die Planung ruft unter Berücksichtigung der beschriebenen Vermeidungs- und 
Ausgleichsmaßnahmen zum derzeitigen Kenntnisstand keine erheblichen nachteiligen 
Beeinträchtigungen bzw. Umweltauswirkungen hervor.  


7 Daten zum Plangebiet 


Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 198 umfasst eine Fläche von 
insgesamt 4.735 m² und gliedert sich wie folgt:  


Sonstiges Sondergebiet (SO1-Gebiet) „Photovoltaik-Freiflächenanlage“:               2.516 m² 


Sonstiges Sondergebiet (SO2-Gebiet) „Photovoltaik-Freiflächenanlage“:               2.219 m² 


davon Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (a)       324 m² 


davon Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (b)        70 m² 


davon Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (c)       586 m² 


Davon Flächen, die von Bebauung freizuhalten sind           524 m² 


Plangebiet gesamt:          4.735 m² 







Bebauungsplan Nr. 198 „Freiflächenphotovoltaikanlage Osterwalder Straße“, Ortsteil Oldendorf 
- Begründung und Umweltbericht - 


Reinold. Stadtplanung GmbH – Fauststraße 7 – 31675 Bückeburg 
24 


8 Durchführung des Bebauungsplanes 


8.1 Bodenordnung 


Bodenordnende Maßnahmen sind zur Realisierung dieses B-Planes nicht erforderlich. 


8.2 Ver- und Entsorgung 


8.2.1 Trink- und Löschwasserversorgung 


Trinkwasserversorgung 


Die Trinkwasserversorgung des Plangebietes erfolgt durch den Anschluss an die angrenzend 
vorhandenen Leitungen und kann durch den Flecken Salzhemmendorf sichergestellt werden.  


Löschwasserversorgung 


Für den Grundschutz bereitzustellende Löschwassermengen sind nach der 1. WasSV vom 
31.05.1970 und den Technischen Regeln des DVGW (Deutscher Verein des Gas- und 
Wasserfaches e.V.) - Arbeitsblatt W 405/Februar 2008 - zu bemessen. Der Grundschutz für 
das ausgewiesene Bebauungsgebiet beträgt nach den Richtwerttabellen des Arbeitsblattes W 
405 aufgrund der geplanten Nutzungen 96 m³/h für eine Löschzeit von mind. zwei Stunden. 
Die Löschwassermengen sind über die Grundbelastung für Trink- und Brauchwasser hinaus 
bereitzustellen. Der Löschwasserbereich erfasst normalerweise sämtliche 
Löschwasserentnahmemöglichkeiten in einem Umkreis von 300 m um das Brandobjekt. Bei 
Sicherstellung aus dem Versorgungsnetz der Netzdruck während der Entnahme nicht unter 1,5 
bar (erforderlicher Kraftspritzeneingangsdruck) abfällt. Eine für das Plangebiet ausreichende 
Löschwasserversorgung gemäß dem DVGW- Arbeitsblatt W 405 „Bereitstellung von 
Löschwasser durch die öffentliche Trinkwasserversorgung“ ist durch die vorhandenen 
Leitungen und Entnahmestellen (Hydranten) gewährleistet.  


Die Sicherstellung der Löschwasserversorgung durch die öffentliche Trinkwasserversorgung 
und erforderlichenfalls durch zusätzliche unabhängige Löschwasserentnahmestellen, z.B. 
Löschwasserteiche, Löschwasserbrunnen, Zisternen usw., ist im Rahmen der konkreten 
Vorhabenplanung nachzuweisen. 


Wasserversorgungsleitungen, die gleichzeitig der Löschwasserentnahme dienen, müssen 
einen Mindestdurchmesser von DN 100 mm haben. Der erforderliche Durchmesser richtet sich 
nach dem Löschwasserbedarf. 


Zur Sicherstellung einer ausreichenden Löschwasserversorgung wird darauf hingewiesen, dass 


- bei einer Löschwasserversorgung durch die öffentliche Trinkwasserversorgungsleitung 
zur Löschwasserentnahme innerhalb der öffentlichen Verkehrsflächen Hydranten 
entsprechend der Hydranten-Richtlinien des DVGW-Arbeitsblattes W 331/I-VII zu 
installieren sind.  


- bei einer Löschwasserversorgung über unabhängige Löschwasserentnahmestellen die 
Entnahme von Löschwasser durch Sauganschlüsse nach DIN 14 244 sicherzustellen ist.  


- die Löschwasserentnahmestellen nach DIN 4066 gut sichtbar und dauerhaft zu 
kennzeichnen und freizuhalten sind, sodass die Flächen durch die Feuerwehr jederzeit 
ungehindert erreicht werden können. 


Zu allen Gebäuden ist die Zuwegung für die Feuerwehr sicherzustellen. Feuerwehrzufahrten 
sind gemäß §§ 1 und 2 DVO-NBauO und der DIN 14090 so anzulegen, dass der für den 
Brandschutz erforderliche Einsatz von Feuerlösch- und Rettungsgeräten möglich ist. Die 
Flächen für die Feuerwehr müssen den „Richtlinien über Flächen für die Feuerwehr“ 
entsprechend der Liste der Technischen Baubestimmungen vom 28. September 2012 
entsprechen. 
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Zufahrten und Zuwegungen über Fremdgrundstücke (ausgenommen sind öffentliche 
Verkehrswege) müssen über Baulasten (öffentlich-rechtliche Verpflichtungen) abgesichert 
sein. Diese Zufahrten und Zuwegungen müssen bei jeglichen Witterungsbedingungen 
gefahrenlos befahr- und begehbar und jederzeit in der vorgeschriebenen Breite passierbar (frei 
von Hindernissen) sein. 


8.2.2 Schmutzwasserentsorgung 


Im Plangebiet fällt kein verschmutztes Oberflächenwasser oder anderweitiges Abwasser an. 


8.2.3 Oberflächenentwässerung 


Das innerhalb des sonstigen Sondergebietes mit der Zweckbestimmung „Photovoltaik-
Freiflächenanlage“ anfallende und nicht schädlich verunreinigte Oberflächenwasser ist flächig 
zur Versickerung zu bringen. 


Die Befestigung von Stellplätzen, Zufahrten, Aufstell- und Wartungsflächen ist nur in wasser- 
und luftdurchlässiger Weise zulässig. Ausgenommen hiervon sind Carports und Stellplätze 
innerhalb des festgesetzten SO1-Gebietes.  


8.2.4 Abfallentsorgung 


Die Abfallentsorgung wird durch den Landkreis Hameln-Pyrmont sichergestellt. Auf der 
Photovoltaikanlage entsteht betriebsbedingt kein zu entsorgender Abfall. Eine Entsorgung ist 
grundsätzlich jedoch über die die Osterwalder Straße gesichert. 


8.2.5 Energieversorgung  


Die Energieversorgung erfolgt zunächst durch den produzierten Eigenstrom. Eine ggf. 
darüberhinausgehende Versorgung des Plangebietes mit Elektrizität erfolgt durch die 
Westfalen Weser Netz GmbH.  


8.2.6 Kommunikation 


Die Versorgung mit Kommunikationstechnik erlangt für den Standort einer Photovoltaikanlage 
eine untergeordnete Bedeutung.  


8.3 Kosten 


Dem Flecken Salzhemmendorf entstehen durch die Realisierung dieses Bebauungsplanes keine 
Kosten im Sinne des § 127 BauGB. 
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1 Einleitung 


Mit dem Bebauungsplan Nr. 198 „Freiflächenphotovoltaikanlage Osterwalder Straße“ soll die planungs-


rechtliche Grundlage für die bauliche Entwicklung einer Freiflächenphotovoltaikanlage schaffen werden. 


Hierzu ist eine Umweltprüfung inkl. Eingriffsregelung gem. § 2 Abs. 4 BauGB zu erstellen, um die Be-


lange des Umweltschutzes angemessen zu berücksichtigen.  


Der Umweltbericht (gem. § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB) ist ein gesonderter Teil der Begründung. Im Um-


weltbericht werden die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen, die in der Umweltprüfung 


ermittelt wurden, beschrieben und bewertet. Hierbei sind insbesondere die in § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB 


aufgeführten Belange zu berücksichtigen und die in § 1a BauGB genannten Vorschriften anzuwenden. 


Inhalt und Gliederung des Umweltberichts ergeben sich aus der Anlage 1 zum BauGB. 


 


1.1 Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des 
Bebauungsplans 


Das Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Freiflächenphotovoltaik“ dient der Realisierung einer Frei-


flächenphotovoltaikanlage (FFPV-Anlage), tlw. in Verbindung mit Carports, einschl. der für den Betrieb 


erforderlichen technischen Vorkehrungen und Anlagen.  


Eine ausführliche Erläuterung der Planungsziele ist der städtebaulichen Begründung (Teil I, dort Kap. 


3.3) zu entnehmen.  


 


1.2 Lage und Nutzung des Plangebietes 


 


 Lage des Plangebiets  


Das Plangebiet liegt am östli-


chen Ortsrand von Osterwald 


aber bereits in der Gemarkung 


Oldendorf im Flecken Salzhem-


mendorf/ Landkreis Hameln-Pyr-


mont und ist geprägt durch 


Grünland mit einzelnen Bäu-


men.  


Der räumliche Geltungsbereich 


des Bebauungsplans (=Plange-


biet) hat eine Größe von ca. 


0,5 ha (ohne externe Kompensa-


tion). 
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1.3 Beschreibung des Vorhabens und seiner wesentlichen 
Wirkfaktoren 


Die Planung sieht die nachfolgende Festsetzungen vor. Zu berücksichtigen ist, dass die westliche Hälfte 


des Plangebietes per Satzungsbeschluss des Fleckens Salzhemmendorf aus 1981 Teil der im Zusam-


menhang bebauten Ortslage und damit Innenbereich ist. Für diesen Bereich liegt bereits auch eine 


Baugenehmigung für eine Freiflächenphotovoltaikanlage in Verbindung mit tlw. Carports/ Stellplätzen 


vor. 


Tab. 1:  Übersicht der Wirkfaktoren des Bebauungsplans 


B-Plan  
Festsetzung 


Für den Umweltbericht besonders be-
deutsame Festsetzungen 


Fläche 
[m²] 


Versiegelbare 
Fläche [m²] 


Vorhandene Innenbereichssatzung (im Zusammenhang bebaute Ortslage)   


Sondergebiet „Photovoltaikfreiflächenanlage“ SO 1 


(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 11 Abs. 2 BauNVO)  


Gesamt (SO1 und SO2): 4.735 m² 


Satzung vom 25.06.1981. Abgrenzung der im Zusammenhang bebauten Ortslage 
im Westen des Plangebietes mit genehmigter PV-Anlage und Carports/ Stellplät-
zen mit PV (Baugenehmigung vom 23.08.2023, LK Hameln-Pyrmont). Stellplätze/ 
Solar-Carport ca. 450 m² (versiegelt), Versiegelung Module ca. 100 m², in Summe 
max. ca. 630 m² zulässig (GRZ 0,25), zusätzlich mit Modulen überstellt ca.  510 
m². 


2.515 
(4.735) 


ca. 550, max. 
630,  


durch Module 
überstell-/ über-


baubar aber  
unversiegelt:  


510 


Bisheriger Außenbereich   


Vorhandene Innenbereichssatzung (im Zusammenhang bebaute Ortslage)   


Sondergebiet „Photovoltaikfrei-
flächenanlage“ SO 2 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 
11 Abs. 2 BauNVO) 


 
Außerhalb der im Zusammenhang bebau-
ten Ortslage als SO2 
2.220 m² 
GRZ 1: 0,05/ 5%= 111 m², versiegelt 
GRZ 2: 0,5/ 50% = 999  m², mit Modulen 
überstellbar 
 


2.220 


(4.735) 


111,  
durch Module 


überstell-/ 
überbaubar 


aber  
unversiegelt:  


999 
 


davon Flächen zum Anpflanzen 


von Bäumen, Sträuchern und 


sonstigen Bepflanzungen, einschl. 


 


Bauverbot/ Waldrandabstand 


995 m² 


 


 


 


532 m²  


Summe 4.735 m² 111 m² und 
999 m² über-


stellt ohne 
genehmigte 


Anlage  


Die umweltrelevanten Wirkungen der durch den B-Plan Nr. 198 „Freiflächenphotovoltaikanlage Oster-


walder Straße“ vorbereiteten Nutzungen lassen sich untergliedern in bau-, anlage- und betriebsbedingte 


Wirkungen. Zur Abschätzung von Art und Umfang der mit dem B-Plan Nr. Nr. 198 „Freiflächenphotovol-


taikanlage Osterwalder Straße“ verbundenen Wirkungen wird von der maximal zulässigen Ausnutzung 


der bauleitplanerischen Festsetzungen ausgegangen. 


Baubedingte Wirkungen treten nur temporär während der Bauphase auf. Hierbei sind insbesondere 


temporäre Lärm- und Staubbelastungen zu berücksichtigen. Durch die Bautätigkeit werden zudem i.d.R. 


die Böden stark verdichtet, umgelagert oder durch andere Böden/Materialien ausgetauscht. 
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Anlagebedingte Wirkungen sind Wirkungen, die durch die baulichen Anlagen der zulässigen Nutzun-


gen verursacht werden. Diese umfassen insbesondere die geplanten Freiflächen-Photovoltaikanlagen 


und (teil-)versiegelte Flächen. Es werden insbesondere Klima-, Boden- und Lebensraumfunktionen so-


wie das Landschaftsbild beeinträchtigt.  


Betriebsbedingte Wirkungen umfassen Wirkungen, die mit dem Betrieb der zulässigen Nutzungen 


einhergehen. Durch den Betrieb der Freiflächen-Photovoltaikanlagen ist allerdings keine relevante Er-


höhung des Verkehrsaufkommens und keine entsprechende Zunahme der Lärmemissionen gegenüber 


dem derzeitigen Zustand zu erwarten.  


 


2 Umweltschutzziele aus Fachgesetzen und Fachpla-
nungen 


In der Bauleitplanung sind insbesondere die umweltrelevanten Ziele und Anforderungen der §§ 1 und 


1a BauGB zu berücksichtigen. Von wesentlicher Bedeutung ist dabei die Eingriffsregelung des § 1a 


Abs. 3 BauGB. Zur Bewältigung dieser Aufgabenstellung wird ein entsprechender Fachbeitrag in die 


Umweltprüfung (vgl. Kap. 5) integriert.   


Weitere schutzgutspezifische Umweltziele werden im Zusammenhang mit den jeweiligen Schutzgütern 


angesprochen, soweit diese für den B-Plan Nr. 198 von Relevanz sind. Im Folgenden werden die ent-


sprechenden Ziele des Umweltschutzes, die in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgelegt 


sind, dargestellt, zudem werden Vorgaben aus den übergeordneten Planungen, wie dem RROP und 


dem F-Plan, dargelegt. 


 


2.1 Regionales Raumordnungsprogramm Landkreis  
Hameln-Pyrmont 


Gemäß Entwurf RROP 2021 liegt das Plangebiet innerhalb von nachrichtlich dargestellter Siedlungsflä-


che. Die Ortschaft Osterwald, bzw. hier ein daran anschließender Teil des Ortsteil (der Gemarkung) 


Oldendorf ist als Standort mit besonderer Entwicklungsaufgabe Erholung festgelegt. Die umliegenden 


Wälder sind als Vorbehaltsgebiet Wald, Natur und Landschaft sowie landschaftsbezogene Erholung 


festgelegt. Letzteres erstreckt sich auch auf das Plangebiet.   


Westlich des Plangebiets verläuft zudem ein regional bedeutsamer Radwanderweg. 


Die nördlich des Plangebietes gelegenen Waldflächen sind zudem im LROP als Vorranggebiet Wald 


festgelegt.  
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 Ausschnitt RROP – Entwurf LK Hameln-Pyrmont 2021, roter Kreis = Lage des Plange-
bietes 


2.2 Flächennutzungsplan 


  


Der rechtswirksame Flächennutzungsplan 


stellt für das Plangebiet landwirtschaftliche 


Flächen (Außenbereich) dar. 


Die angrenzenden Flächen sind bereits als 


Wohnbauflächen festgesetzt. 


 


 


 


 Rechtswirksamer Flächennut-
zungsplan  
(roter Kreis: Plangebiet) 
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Allerdings ist durch Satzungsbeschluss vom 


25.06.1981 (genehmigt am 12.10.1981) der 


westliche Teil des Plangebietes als Teil der 


im Zusammenhang bebauten Ortslage nach 


§ 34 BauGB bestimmt worden.   


 


 


 Abgrenzung der Satzung der 
im Zusammenhang bebauten 
Ortslage  
(roter Kreis: Plangebiet) 


 


 


Der F-Plan wird im parallellaufenden Ände-


rungsverfahren zur 55 Änderung des Flä-


chennutzungsplanes so geändert, dass der 


B-Plan Nr. 198 aus diesem entwickelt wer-


den kann. Hierzu wird die Fläche als Son-


derbaufläche mit der Zweckbestimmung  


Photovoltaik dargestellt.  Vorhandenen 


Grünflächen und Wohnbauflächen bleiben 


wie im Bestand. 


 


 55. Änderung des Flächennut-
zungsplanes 


2.3 Landschaftsrahmenplanung 


Für das Gebiet des Flecken Salzhemmendorf besteht der Landschaftsrahmenplan (LRP) des Landkrei-


ses Hameln-Pyrmont (Stand 2001), aus dem sich spezielle Ziele des Umweltschutzes ergeben, die bei 


der nachfolgenden Erfassung und Bewertung der Umweltauswirkungen infolge der Aufstellung des B-


Plans Nr. 198 berücksichtigt werden.  


Gemäß LRP 2001 gehört das UG zur Landschaftseinheit LM 14 „Lößmulde bei Benstorf“. Nordöstlich 


grenzt der Typ WL 13 „Östliche Osterwald“ als Laub- und Mischwaldgebiet/ Waldlandschaft und histo-


rischer alter Waldstandort an (s. Abb. 14 Kap. Landschaftsbild). 
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 Ziele des LRP 2001 
Plangebiet: rot 


Die Zielkarte des LRP formuliert für diese Land-


schaftseinheit LM 14 als Zieltyp eine Sicherung 


sowie Verbesserung beeinträchtigter Teilberei-


che. Für das Plangebiet selbst, da es am 


Ortsrand liegt, werden keine Ziele dargestellt. 


 


2.4 Schutzgebiete / Geschützte Teile von Natur und Landschaft 


Das Plangebiet liegt innerhalb des Naturparks „Weserbergland“ (NP NDS 010). Die Aufgabe des Na-


turparks besteht vor allem darin, die wertvollen Natur- und Landschaftsräume im Gebiet des Naturparks 


Weserbergland für die Menschen zu bewahren und zu entwickeln sowie die schönen und erlebbaren 


Natur- und Kulturlandschaften mit ihren besonderen Werten zu schützen und zu entfalten. Konkrete 


Schutzziele/ -zwecke im Plangebiet sind hiermit nicht verbunden und somit auch nicht betroffen. 


Das Plangebiet grenzt im Norden weiterhin an das LSG HM 032 „Saupark bei Osterwald“ an (s. Bio-


toptypenkarte). In den unmittelbar angrenzenden Bereichen nördlich sind innerhalb des LSG sind zu-


dem nach §30 BNatSchG geschützte Biotope vorhanden (in der Textkarte Biotoptypen dargestellt: GB-


HM 3823-129.06, Erlen- und Eschen Auwald der Talniederungen und  GB-HM 3823-129.01, Naturnaher 


Bach des Berg- und Hügellandes mit Schottersubstrat).  


Für das Gebiet des Fleckens Salzhemmendorf liegt auch eine Baumschutzsatzung vor (Satzung über 


den Schutz des Baum- und Heckenbestandes für das Gebiet des Fleckens Salzhemmendorf v. 


15.02.1990 i. d. F. der Änderungssatzung v. 25.03.2005, 2. Änderung v. 06.07.2018). Geschützt sind 


danach Laub- und Nadelbäume außerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile mit einem 


Stammumfang von 80 cm und mehr, jeweils gemessen in einer Höhe von 100 cm über dem Erdboden 


sowie Hecken und Gehölzgruppen. Nicht geschützt sind Obstbäume (außer Walnuss). 


Die Vorschriften dieser Satzung gelten auch für Bäume, Hecken und Gehölzgruppen, die aufgrund von 


Festsetzungen in Bebauungsplänen zu erhalten sind. Verboten sind neben der Entfernung auch Stö-


rungen des Wurzelbereiches unter der Baumkrone (Kronenbereich), insbesondere durch Befestigung 


der Fläche mit einer wasserundurchlässigen Decke (z. B. Asphalt, Beton), Abgrabungen, Ausschach-


tungen oder Aufschüttungen etc. oder Eingriffe die das charakteristische Aussehen wesentlich verän-


dern oder das weitere Wachstum beeinträchtigen. Für die im Zusammenhang bebauten Ortslagen wer-


den einzelne, zu schützende Bäume konkret benannt. 


Das Plangebiet liegt mit dem westlichen Teil innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortslage, so 


dass die Bäume an der Grenze zum Spielplatz nicht unter die Satzung fallen. Von den vier Bäume im  


Osten fällt nur eine Linde mit über 25 cm Stammdurchmesser und damit über 80 cm Stammumfang 
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unter die Satzung, die übrigen Bäume sind Obstbäume. Weiter geschützte Landschaftsbestandteile (§ 


29 BNatSchG bzw. § 22 NNatSchG) sind nicht vorhanden.  


 


2.5 Sonstige Belange des Umweltschutzes 


Die gemäß § 2 Abs. 4 BauGB im Umweltbericht zu berücksichtigenden Belange des § 1 Abs. 6 Nr. 7 


Buchstaben e), f) und h) werden im Umweltbericht in Zuordnung zu den jeweils geeigneten Schutzgü-


tern behandelt. Zudem werden die Themen, soweit sie für den Bebauungsplan von Bedeutung sind 


(z.B. die Abfallentsorgung), in der Begründung des Bebauungsplans erläutert. Darüber hinaus  


• wird die Vermeidung von Emissionen hinsichtlich der Schallemissionen unter dem Schutzgut 
Mensch behandelt,  


• werden Abwässer unter dem Schutzgut Wasser behandelt.  


 


3 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswir-
kungen 


3.1 Bestandsaufnahme und Bewertung des derzeitigen Um-
weltzustands  


Die Bestandsaufnahme umfasst die einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umweltzustands einschließ-


lich der Umweltmerkmale des Gebiets, die voraussichtlich erheblich beeinflusst werden. Der Umweltzu-


stand und die besonderen Umweltmerkmale werden differenziert nach den im Folgenden aufgeführten 


Schutzgütern dargestellt: 


• Menschen, insbesondere die menschliche Gesundheit, 


• Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt, einschließlich der in § 7 Absatz 2 Nummer 10 und 


in § 7 Absatz 1 Nummer 4 des Bundesnaturschutzgesetzes genannten Arten von gemeinschaft-


lichem Interesse und natürlichen Lebensraumtypen von gemeinschaftlichem Interesse sowie 


der in § 7 Absatz 2 Nummer 12 des Bundesnaturschutzgesetzes genannten europäischen Vo-


gelarten und ihrer Lebensräume, 


• Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft 


• Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter sowie 


• die Wechselwirkung zwischen den vorgenannten Schutzgütern. 


Dies bildet die Grundlage für die Ermittlung der mit der Planung verbundenen Umweltauswirkungen und 


die Ableitung von Maßnahmen zur Vermeidung, Verminderung und zum Ausgleich negativer Umwelt-


wirkungen. 


Das im UVPG (Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 2021) seit 2017 neu aufgeführte Schutz-


gut Fläche wird im Kontext mit dem Schutzgut Boden berücksichtigt, findet sich prinzipiell aber als in-


tegrierendes Schutzgut auch in den übrigen Schutzgütern mit flächenhafter Betroffenheit wieder. Zwar 


wurde auch schon bisher dadurch der Land-/Flächenverbrauch berücksichtigt, durch die eigene Nen-


nung der Fläche als Schutzgut wird das Augenmerk hierauf allerdings stärker fokussiert.  


Die Untersuchung erfolgt auf der Grundlage vorhandener Unterlagen (insbesondere des Landschafts-


rahmenplans des LK Hameln-Pyrmont, vorhandene Daten der zuständigen Fachämter) sowie eigener 


Erhebungen (Biotoptypenerfassung anhand von Geländebegehung). Um durch die Umsetzung dieser 
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Planungen möglicherweise auftretende Konflikte mit dem Artenschutz abschätzbar machen zu können, 


in vorheriger Abstimmung mit der zuständigen UNB des LK Hameln-Pyrmont die Erfassung der vorhan-


denen Bestände von Brutvögeln und Fledermäusen (Potenzialanalyse) beauftragt; diese wird vom Büro 


ABIA aus Neustadt im Frühjahr bis Herbst 2023 durchgeführt. 


Die Bedeutung der genannten Schutzgüter für die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts und das Land-


schaftsbild bestimmt die Bewertung der zu erwartenden Auswirkungen. Die Beurteilung erfolgt auf der 


Grundlage der „Arbeitshilfe zur Ermittlung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in der Bauleitpla-


nung“1. Sie wird im Folgenden kurz als „Arbeitshilfe“ bezeichnet. 


 


3.1.1 Schutzgut Mensch, insbesondere menschliche Gesundheit  


3.1.1.1 Umweltziele und Bearbeitungsrahmen 


Im Vordergrund der Beurteilung des Schutzgutes stehen Leben, Gesundheit und Wohlbefinden des 


Menschen. Darüber hinaus sind Bereiche mit besonderer Bedeutung für die Erholung zu beachten.  


3.1.1.2 Bestand und Bewertung 


Das Planungsgebiet liegt in Nachbarschaft zu Siedlungsstrukturen im Westen, Norden und Süden. Die 


nächst gelegenen Bebauung befinden sich im Anschluss im Nordwesten (ehem. Gasthaus) und Südos-


ten des Plangebiets (Wohnbebauung). Unmittelbar südlich grenzt ein Spielplatz an. 


Erholungsrelevante Strukturen sind im Plangebiet selber nicht vorhanden.  


 


3.1.2 Schutzgut Pflanzen / Tiere und die biologische Vielfalt 


3.1.2.1 Umweltziele und Bearbeitungsrahmen 


Zur dauerhaften Sicherung der biologischen Vielfalt sind entsprechend dem jeweiligen Gefährdungs-


grad insbesondere 


• lebensfähige Populationen wildlebender Tiere und Pflanzen einschließlich ihrer Lebensstätten zu 


erhalten und der Austausch zwischen den Populationen sowie Wanderungen und Wiederbesiede-


lungen zu ermöglichen, 


• Gefährdungen von natürlich vorkommenden Ökosystemen, Biotopen und Arten entgegenzuwirken, 


• Lebensgemeinschaften und Biotope mit ihren strukturellen und geografischen Eigenheiten in einer 


repräsentativen Verteilung zu erhalten (vgl. § 1 Abs. 2 BNatSchG), 


• „wildlebende Tiere und Pflanzen, ihre Lebensgemeinschaften sowie ihre Biotope und Lebensstätten 


[sind] auch im Hinblick auf ihre jeweiligen Funktionen im Naturhaushalt zu erhalten“ (vgl. § 1 Abs. 3 


Nr. 5 BNatSchG). 


Die Beurteilung erfolgt getrennt nach den Teilschutzgütern Biotope/Pflanzen und Tiere. In der Summe 


ist hiermit auch der Aspekt der biologischen Vielfalt abgedeckt. 


 


                                                      
1  Hrsg.: Niedersächsischer Städtetag, Hannover, 7. überarb. Aufl. 2013 
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3.1.2.2 Bestand und Bewertung 


a) Teilschutzgut Biotope / Pflanzen 


Die Erfassung der Biotoptypen (vgl. Textkarte: Biotoptypenkartierung) erfolgte im März 2023 durch Luft-


bildauswertung und anschließender Geländeüberprüfung entsprechend dem Kartierschlüssel für Bio-


toptypen in Niedersachsen (Drachenfels, O. v. 2021).  


Die Bewertung der Biotoptypen hinsichtlich ihrer Bedeutung für den Arten- und Biotopschutz wird in 


Anlehnung an die „Arbeitshilfe zur Ermittlung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen“ (Niedersächsi-


scher Städtetag 2013) vorgenommen. Sie erfolgt in sechs Stufen und ist zugleich Grundlage für die 


Eingriffs-Ausgleichsbilanz.  


0 weitgehend ohne Bedeutung 


1 sehr geringe Bedeutung 


2 geringe Bedeutung 


3 mittlere Bedeutung 


4 hohe Bedeutung 


5 sehr hohe Bedeutung 


Durch Multiplikation der Flächengröße des jeweiligen Biotoptyps mit dem Wertfaktor ergibt sich der Flä-


chenwert als Grundlage für die quantitative Ermittlung des Eingriffs bzw. des Kompensationsbedarfs 


(vgl. Kap. 5.4.1).  


Bei Mischtypen wurde eine gemittelter Wert bzw. der überwiegende Biotoptyp berücksichtigt.  


Insgesamt weisen die vorhandenen Biotopstrukturen eine geringe bis teilweise sehr hohe Bedeutung 


auf (Wertfaktor 1 – 5 gem. „Arbeitshilfe zur Ermittlung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in der 


Bauleitplanung" des Niedersächsischen Städtetages, 2013).  


Die vorhandenen Biotoptypen sind der nachfolgenden Karte: „Bestand Biotoptypen“ und Tabelle 2 zu 


entnehmen.  


Hinsichtlich des Grünlandes erfolgte neben der Biotoptypenerfassung im April 2023 eine zusätzliche 


Begehung am 05.05.2023, zur Klärung des Arteninventars und Status.  


 


Tab. 2:  Biotoptypenbestand, Bewertung und Biotopschutz im Untersuchungsgebiet  
(Geltungsbereich-B-Plan/Plangebiet mit 15m-Puffer, Ist-Situation) 


Code Biotoptyp 
Biotop-
schutz* 


 


Wert-
faktor 


Fläche 
[m2] 


BE Einzelgebüsch - 2 2 Stk. 


BZN Ziergebüsch aus überwiegend nicht heimischen Gehölzarten  - 1 30 


ER Beet /Rabatte  - 1 30 


FBH Naturnaher Bach des Berg- und Hügellands mit Schottersubstrat  § 30 3 9 


GETw- 
(GIT) 


Artenarmes Extensivgrünland trockener Mineralböden, abschnitts-
weise/ phasenweise intensiv beweidet, artenarm  


- 2 1.133 


GETw 
Artenarmes Extensivgrünland trockener Mineralböden, phasenweise 
intensiv beweidet, ruderalisiert 


- 2 2.138 


GW/PH 
(OX) 


derzeit Baustelle, Lagerplatz (Scherr-/Trittrasen, artenarm), ursprüng-
lich Weidefläche bzw. Garten 


- 2 1.106 


GRA Artenarmer Scherrasen  - 1 84 


HBA  Einzelbaum bis 5m (Hainbuche, Kirsche) - 2 3 Stk. 


HBA  Einzelbaum bis 10m (Eichen, Linden, Kirsche) 
X (Linde 
im Os-


ten) 
3 11 Stk 
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Code Biotoptyp 
Biotop-
schutz* 


 


Wert-
faktor 


Fläche 
[m2] 


HSE Siedlungsgehölz aus überwiegend einheimischen Baumarten  - 3 380 


ODL Ländlich geprägtes Dorfgebiet/Gehöft  - 0 391 


OEL Locker bebautes Einzelhausgebiet - 0 85 


OKZ Sonstige Anlage zur Energieversorgung - 0 30 


OVP Parkplatz  - 0 290 


OVS Straße  - 0 649 


OVW Weg  - 0 262 


OVW/GRA Weg mit Scherrasen - 1 208 


OYS Sonstiges Bauwerk - 0 13 


PHF Freizeitgrundstück  - 2 262 


PHZ Neuzeitlicher Ziergarten  - 1 982 


PSZ Sonstige Sport-, Spiel- und Freizeitanlage  - 1 818 


SXF Naturferner Fischteich  - 1 13 


UHM Halbruderale Gras- und Staudenflur mittlerer Standorte - 3 107 


UHN Nitrophiler Staudensaum  - 3 192 


WAR 2 Erlen-Bruchwald nährstoffreicher Standorte, Altersstufe 2 §30 4 619 


   Summe (GIS-Berechnung, ohne Rundung   9.821 


* Unter Biotopschutz wird der Schutz durch gesetzlich geschützte Biotope (§ 30 BNatSchG/§24 NNatSchG) und 
von Bäumen nach Baumschutzsatzung subsumiert. 


 


Das Plangebiet weist eine Größe von ca. 0,5 ha auf. Dies umfasst zum größten Teil Grünland. Insge-


samt lassen sich drei Grünlandbereiche unterschieden: 


Östliche Fläche mit einzelnen (Obst-)Bäumen (GETw): 


Einzelne Kennarten des mesophilen Grünlandes sind vorhanden, aber nur einzelne Arten (Achillea mil-


lefolium, Schafgarbe; Plantago lanceolata, Spitzwegerich) sind auch mit zahlreichen Exemplaren auf 


der Fläche verteilt. Sehr häufig ist Löwenzahn (Taraxacum officinalis), häufig Pyrenäen-Storchschnabel 


(Geranium pyrenaicum). Insgesamt macht das Grünland einen ruderalisierten Eindruck (Brennnessel, 


Giersch, Rote Taubnessel) und wird zeitweise offenbar auch intensiver beweidet. Zum nördlich gelege-


nen Wald tritt vom Waldrand ausgehend auch Scharbockskraut (Ranunculus ficaria) auf. Das Grünland 


wird zwar noch als beweidetes Extensivgrünland eingestuft, aufgrund der Ruderalisierung und der auch 


hier erkennbaren phasenweise intensiven Beweidung wird der Bestand aber nur mit 2 WE/ m²  bewertet. 


Eine Einstufung als Streuobstwiese erfolgt nicht. Der Baumbestand wird als Baumgruppe/ Einzelbäume 


eingestuft. Er besteht aus drei Kirschen und einer Linde. Allenfalls zwei Kirschen können auch nur als 


Hochstamm (mind. 1,6 m Stammhöhe) erachtet werden. 


Vor längerer Zeit (2003) war die Fläche teilweise mit Nadelgehölzen bestanden. 


Westliche Fläche (GETw-): 


Auch hier sind einzelne Kennarten des mesophilen Grünlandes vorhanden (Achillea millefolium, Schaf-


garbe; Rumex acetosa, Sauerampfer; Vicia cracca, Vogelwicke; Bellis perennis, Gänseblümchen), aber 


keine der Arten ist auch mit zahlreichen Exemplaren auf der Fläche verteilt. Die Fläche war zu den 
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Kartierzeitpunkten als Portionsweide abgeteilt und durch Schafe/ Ziegen beweidet (tlw. sehr kurzgefres-


sen). Die Fläche wird als beweidetes, aber artenarmes Extensivgrünland, aufgrund der phasenweisen 


intensiven Beweidung mit Tendenz zu Intensivgrünland eingestuft und daher mit 2 WE/ m² bewertet. 


Die Fläche war vor längerer Zeit (2003) fast vollständig mit Nadelgehölzen bestanden. 


Nördliche Fläche (GW/PH (OX)): 


Die Fläche wurde zum Zeitpunkt der Kartierung als Baustelleneinrichtungs-/ Lagerfläche benutzt und 


befahren. Bis ca. 2022 erfolge eine Gartennutzung (Obst-/ Gemüsegarten) mit Weideflächen. Derzeit 


wäre sie als Baustelle bzw. artenreicher Tritt-/Scherrasen bzw. Weidefläche einzustufen. Aufgrund der 


ursprünglichen Nutzung wird sie als sonstige Weidefläche/ Garten eingestuft und analog zu o. g. west-


lichen Fläche bewertet (mit 2 WE). 


 


 Grünlandfläche im Westen, im Hintergrund Obstbäume der östlichen Fläche 
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 Grünlandfläche im Osten mit Baumgruppe (Linde, 3 x Kirsche) 


 


 Grünlandfläche, Baustelle im Norden 


 


 


 Waldrand/ -saum nördlich des Plangebietes 
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 Naturnaher Bach, Erlen-Eschenauwald/ Erlenbruchwald nördlich vom Plangebiet 
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Textkarte 


Biotoptypenkartierung 


GW/PH(OX)


GW/PH Weidfläche, Garten, derzeit Baustelle,  
Scherrasen 
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Angrenzende Nutzungen u. Biotopstrukturen 


Das Planungsgebiet liegt an einem leichten Südhang in Nachbarschaft zu Siedlungsstrukturen, Gärten, 


Freizeitgrundstücken und Wald. Die nächst gelegene Bebauung befindet sich im Anschluss im Norden 


(ehem. Gasthaus) und Südosten des Plangebiets (Wohnbebauung). Im Westen grenzt die K 5 / Oster-


walder Straße an. Im Norden verläuft ein namenloser Bach mit angrenzendem Erlen-Bruchwald.  


Biotopverbund 


Im Landesraumordnungsprogramm (LROP-VO 2017/2022) ist das Plangebiet selbst nicht als für den 


Biotopverbund bedeutend festgelegt. Für den Entwurf des Landschaftsrahmenplanes sind die Wald-/ 


Gewässerbiotope nördlich des Plangebietes (§ 30-Biotope) jedoch Kernflächen des Biotopverbundes. 


Die unmittelbar angrenzenden Biotopstrukturen einschl. Teilen des östlichen Plangebietes sind Ergän-


zungsflächen lokaler Bedeutung. Aktuell ist hier ein Biotopverbund aufgrund der bestehenden Verroh-


rung des Baches  derzeit unterbrochen und es ist auch nicht absehbar, dass sich dieser Zustand ändern 


wird.  


 
b) Teilschutzgut Tiere 


Der untersuchte Landschaftsausschnitt ist Teil der Region Bergland und Börden, Schutzgebiete oder 


gemäß Daten des NLWKN landesweit für die untersuchten Artengruppen bedeutsame Bereiche werden 


vom Untersuchungsgebiet nicht berührt.  


Gemäß LRP 2001 ist der Planbereich von allgemeiner/geringer Bedeutung für den Arten- und Bio-


topschutz (s. Abb. 12). Der nordöstlich liegende Osterwald hat eine regionale Bedeutung, ist aber von 


der Festlegung nicht betroffen. 


  


 Bewertung der Biotopkomplexe im LRP 2001 (Ausschnitt aus LRP Karte 1) 


Von besonderer Bedeutung ist die Klärung der Frage, inwieweit artenschutzrechtlich relevante Artvor-


kommen im Plangebiet vorhanden sind. Hierzu erfolgt 2023 eine Erfassung der Avifauna sowie von 


Fledermäusen (Potenzialabschätzung) und Höhlenbäumen im Plangebiet und dem daran angrenzen-


den Umfeld.  


Darauf aufbauend folgt eine naturschutzfachliche Bewertung der Ergebnisse der Erfassungen und eine 


Abschätzung des sich ergebenden aus dem Artenschutzrecht abzuleitenden Konfliktpotentials erstellt. 


Eine Erfassung weiterer Arten/Artengruppen war nicht erforderlich. 


- Ergebnisse werden nach Vorliegen der Gutachten ergänzt - 
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3.1.3 Schutzgut Boden / Fläche 


3.1.3.1 Umweltziele und Bearbeitungsrahmen 


Bei Einwirkungen auf den Boden sollen schädliche Bodenveränderungen bzw. Beeinträchtigungen sei-


ner natürlichen Funktionen sowie seiner Funktion als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte soweit wie 


möglich vermieden werden. Natürliche Funktionen umfassen die Funktionen des Bodens als: 


• Lebensgrundlage und Lebensraum für Menschen, Tiere, Pflanzen und Bodenorganismen, 


• Bestandteil des Naturhaushaltes, insbesondere mit seinen Wasser- und Nährstoff-kreisläufen, 


• Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium für stoffliche Einwirkungen aufgrund der Filter-, Puffer- und 


Stoffumwandlungseigenschaften, insbesondere auch zum Schutz des Grundwassers (vgl. §§ 1 und 


2 (2) BBodSchG sowie Abs. 3 Nr. 2 BNatSchG). 


Mit Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden (vgl. § 1a Abs. 2 BauGB). Im Mittelpunkt 


der Betrachtung stehen Böden, welche eine besondere Schutzwürdigkeit bzw. besondere Bedeutung 


aufweisen. Böden mit besonderer Bedeutung sind (vgl. Breuer 2015): 


• Böden mit besonderen Standorteigenschaften/Extremstandorte (u. a. sehr nährstoffarme Böden, 


sehr nasse Böden, sehr trockene Böden), 


• Naturnahe Böden (z. B. alte Waldstandorte, nicht oder wenig entwässerte Hoch- und Niedermoor-


böden), 


• Böden mit naturhistorischer Bedeutung (z. B. Plaggenesche - sofern selten, Wölbäcker), 


• Böden mit naturhistorischer und geo-wissenschaftlicher Bedeutung, 


• Sonstige seltene Böden (landesweit oder in Naturraum/Bodengroßlandschaft mit einem Anteil unter 


1 % als Orientierungswert). 


Soweit Böden mit besonderer Schutzwürdigkeit bzw. Bedeutung betroffen sind, ergeben sich über die 


Biotopkompensation hinausreichende Ausgleichsanforderungen. Für die sonstigen Böden sind die An-


forderungen über die Biotopkompensation mit abgedeckt. Als Grundlage wurden die Daten des Lan-


desamtes für Bergbau, Energie und Geologie2 (LBEG) sowie Aussagen aus dem Landschaftsrahmen-


plan des Landkreis Hameln-Pyrmont (2001) verwendet. 


In Bezug auf das Schutzgut Fläche ist analog zum Schutzgut Boden und auch den übrigen Schutzgütern 


eine Steuerungswirkung der Bauleitplanung in Bezug auf den Flächenverbrauch relevant, d. h. ein scho-


nender und nachhaltiger Umgang mit Fläche/Land in Bezug auf Nutzungsumwandlung, Versiegelung 


und Zerschneidung. 


Insofern kann dieses Schutzgut integrierendes (oder zu integrierendes) Schutzgut aufgefasst werden 


(Repp 2016). Bewertungsgrundlage bilden jedenfalls die für die übrigen Schutzgüter erfassten Flächen-


nutzungen und Bestandsituationen. 


 


                                                      
2  www.lbeg.niedersachsen.de 
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3.1.3.2 Bestand und Bewertung 


 
 Bodentypen nach BK 50 (LBEG 2017) 


Gemäß der Bodenkarte Niedersachsen 


(BK 50) ist das Untersuchungsgebiet/ 


Plangebiet dem Bodentyp Mittlere 


Pseudogley-Parabraunerde zuzuord-


nen. (Quelle: NIBIS® Kartenserver 


2017, BK 1:50.000).  


Bodentypen: 


beige-grau schraffiert: =   


Mittlere Pseudogley-Parabraunerde 


 


 


Das Plangebiet überlagert sich mit Flä-


chen sehr hohen natürlichen ackerbau-


lichen Ertragspotenzials (LBEG). Die 


Böden weisen eine hohe Verdichtungs-


empfindlichkeit auf (LBEG 2018). 


Ertragspotenzial: 
dunkelbraun = sehr hohe natürliche Boden-
fruchtbarkeit  
braun = hohe natürliche Bodenfruchtbarkeit  


 


 
 Funktion der Böden (LBEG 
2018) 


Gemäß Netzdiagramm des LBEG weisen die Lebensraumfunktion (natürliche Bodenfruchtbarkeit) und 


die Funktion als Bestandteil des Naturhaushaltes (Nährstoffspeichervermögen) sowie die Funktion als 


Abbau-/ ausgleichs- und Aufbaumedium für stoffliche Einwirkungen  (Bindungsstärke für anorganische 


Schadstoffe, Rückhaltevermögen für nicht sorbierbare Stoffe) ) eine hohe bis sehr hohe Bewertung 


auf.  


Für andere Funktionen (z.B. Biotopentwicklung, selten/ naturhistorisch bedeutsam) sind im Plangebiet 


keine bedeutsamen Böden durch das LBEG ausgewiesen.   


Böden mit besonderer Bedeutung/ erhöhter Schutzbedürftigkeit (vgl. Breuer 2015) sind insgesamt 


nicht zu berücksichtigen. 


Altablagerungen und Rüstungsaltlasten sind im Plangebiet nicht bekannt (Quelle: Altlasten in Nieder-


sachsen, LBEB, NBIS Kartenserver 2023).  


 


3.1.4 Schutzgut Wasser 


3.1.4.1 Umweltziele und Bearbeitungsrahmen 


Für einen vorsorgenden Grundwasserschutz sowie einen ausgeglichenen Niederschlags-Abflusshaus-


halt ist auch durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege Sorge zu tragen (vgl. 


§ 1 Abs. 3 Nr. 3 BNatSchG). Darüber hinaus sind die Ziele des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) zu 
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berücksichtigen, wie sie insbesondere in § 6 Abs. 1 WHG und in Umsetzung der Anforderungen der 


WRRL speziell bezogen auf das Grundwasser in § 47 Abs. 1 WHG formuliert sind. 


Im Mittelpunkt der Betrachtung stehen Bereiche mit einer besonderen Bedeutung bzw. Schutzbedürf-


tigkeit hinsichtlich der Aspekte der Grundwasserneubildung und der Empfindlichkeit gegenüber Schad-


stoffeintrag.  


Als Grundlage wurden die hydrogeologischen Daten des Landesamtes für Bergbau, Energie und Geo-


logie3 (LBEG), die Umweltdaten des Niedersächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie und Klima-


schutz4 sowie Aussagen aus dem Landschaftsrahmenplan (LRP) des Landkreis Hameln-Pyrmont 


(2001) verwendet. 


 


3.1.4.2 Bestand und Bewertung 


Oberflächengewässer 


 


 Gewässer 


Innerhalb des Plangebietes befinden 


sich keine Fließgewässer. Von Nor-


den kommend entwässern zwei 


Waldbäche nach Süden. Einer der 


Waldbäche verläuft als sonstiges 


Gewässer ohne Klassifizierung ver-


rohrt entlang der östlichen Grenze 


des Plangebietes. Östlich des Plan-


gebietes in ca. 400m Entfernung 


liegt auch das Trinkwasserschutzge-


biet (WSG) Benstorf mit der Schutz-


zone IIIA. Dieses ist jedoch nicht be-


troffen. 


 


 Retentionsvermögen (Karte 6 LRP 2001) 


Gemäß LRP (2001) besteht im Plan-


gebiet sehr stark eingeschränktes ein 


mäßig eingeschränktes Retentions-


vermögen aufgrund versiegelter Flä-


chen (LRP Karte 6). Nördlich angren-


zend sind Waldflächen mit besonde-


rer Bedeutung für die Retention vor-


handen. Diese sind jedoch nicht be-


troffen. 


Retentionsvermögen: 


rot = sehr stark eingeschränkt, gelb = 


mäßig eingeschränkt, grün = Fläche mit 


besonderer Bedeutung für die Retention: 


Wald, Orange/Hellgrün schraffiert =  Ge-


biete mit hohem Grünlandanteil 


                                                      
3  www.lbeg.niedersachsen.de 
4  www.umweltkarten-niedersachsen.de 
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Grundwasser 


Die Sickerwasserrate (mm/Jahr) aus dem Boden ist die wesentliche Größe für die Grundwasserneubil-


dung und die Verlagerung von Stoffen aus dem Boden in das Grundwasser. Sie hängt von der Nutzung 


(Acker, Grünland oder Forst), dem Klima und den Bodeneigenschaften ab. Sie beschreibt die Wasser-


menge, die aus dem Bodenkörper in den tieferen Untergrund sickert. Methodisch wird die Größe nach 


dem TUB-BGR-Verfahren abgeleitet (DWA, 2016).  


Das Plangebiet weist überwiegend eine mittlere Grundwasserneubildungsrate mit >200 - 250 mm/a auf 


(Methode mGROWA22 1991 – 2020, LBEG, NIBIS® Kartenserver 2022). 


 


 


 


Im Plangebiet liegt zudem eine stark 


variable Durchlässigkeit der oberflä-


chennahen Gesteine vor (Geringwas-


serleiter); der Standort ist grundwas-


serfern (mittlerer Grundwasserhoch-


stand > 20 dm), wobei im Norden sehr 


nasse Standorte an das Plangebiet an-


schließen. 


  


 Mittlere Höhe des Grund-
wasserstandes (LBEG 
2015) 


Das Schutzpotenzial der Grundwasserüberdeckung wird als hoch angegeben (LBEG, NIBIS® Karten-


server 2023).   


Relevante Wasserkörper gem. Wasserrahmenrichtlinie (WRRL)  


Das Plangebiet liegt innerhalb des Grundwasserkörpers „Leine mesozoisches Festgestein links 2“. Die-


ser ist sowohl chemisch als auch mengenmäßig in einem guten Zustand. 


WRRL-relevante Fließgewässer sind nicht durch das Plangebiet betroffen.  


 


3.1.5 Schutzgut Klima/ Luft 


3.1.5.1 Umweltziele und Bearbeitungsrahmen 


Luft und Klima sind auch durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu schützen; 


dies gilt insbesondere für Flächen mit günstiger lufthygienischer oder klimatischer Wirkung wie Frisch- 


und Kaltluftentstehungsgebiete oder Luftaustauschbahnen (vgl. § 1 Abs. 3 Nr. 4 BNatSchG). 


Die Untersuchung des Schutzgutes Klima/Luft orientiert sich an dem Vermögen von Flächen und Land-


schaftsstrukturen, über lokale und regionale Luftaustauschprozesse (Kalt- und Frischluftzufuhr) klimati-


schen und lufthygienischen Belastungen bei austauscharmen Wetterlagen entgegenzuwirken.  


Als Grundlage wurden die Daten des LRP des Landkreis Hameln-Pyrmont (2001) verwendet.  
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3.1.5.2 Bestand und Bewertung 


Das mittlere Tagesmittel der Lufttemperatur liegt bei ca. 9°C, die mittlere Niederschlagshöhe beträgt ca. 


795 mm/Jahr (LBEG, NIBIS® Kartenserver 2021, wms-Datendienst „Klima und Klimawandel“). 


Das Plangebiet stellt einen Belastungsraum dar (LRP 2001). Dieser bedarf eines lokalklimatischen Aus-


gleichs (Abkühlung, Verdünnung bzw. Verdrängung belasteter Luft). Dies resultiert im Wesentlichen aus 


der vorhandenen Bebauung/ Versiegelung. Das Plangebiet selbst ist allerdings unbebaut. Von Norden 


strömt Frischluft aus den Waldflächen zu. 


 


 Klima (Karte 7 LRP 2001) 


Klimatische Funktion: 


grün = Frischluftentstehungsgebiete 


hellblau = Kaltluftentstehungsgebiet 


blau = Kaltluftsammelgebiete der Nie-


derungen 


gelb = Belastungsräume 


 


 


 


3.1.6 Schutzgut Landschaft (Landschaftsbild) 


3.1.6.1 Umweltziele und Bearbeitungsrahmen 


Natur und Landschaft sind so zu schützen, dass die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erho-


lungswert von Natur und Landschaft auf Dauer gesichert sind (vgl. § 1 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG). Groß-


flächige, weitgehend unzerschnittene Landschaftsräume sind vor weiterer Zerschneidung zu bewahren 


(vgl. § 1 Abs. 5 BNatSchG). 


Die Beurteilung erfolgt anhand der Landschaftsbildbewertung zum Landschaftsrahmenplan des LK Ha-


meln-Pyrmont (2001) und der Ortsbegehung. 


3.1.6.2 Bestand und Bewertung 


Das Plangebiet befindet sich im Naturraum D 3.6 „Zentraleuropäisches Mittelgebirgs- / Stufenland“ im 


Landschaftsraum 32.100 „Calenberger Lößmulde“. Als Landschaftstyp wird sie der ackergeprägten, of-


fenen Kulturlandschaft und als Landschaft mit geringerer naturschutzfachlicher Bedeutung zugeordnet 


(BfN 2011). Im Hinblick auf das Landschaftsbild liegt eine Bewertung des Landschaftsrahmenplans vor: 


Demnach liegt das Plangebiet im Randbereich des Landschaftsbildtypen LM Nr. 14 „Lößmulde bei 


Benstorf“. Dieser Landschaftsbildtyp umfasst deutliche, entlang der Talachse ausgerichtete, lößbe-


deckte Muldenlagen, die im Unterschied zu den stärker reliefierten Lößgebieten lediglich leicht wellig 


ausgeprägt sind und an den Muldenrändern in sanft ansteigende Hänge übergehen. Die Mulden sind 


vollständig entwaldet und werden großflächig ackerbaulich genutzt. Grünlandnutzung ist nur in Relikten 


in Bach- oder Dorfnähe vorhanden.  
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 Landschaftsbildtyp (Textkarte 3 LRP 2001) 


Der Typ ist i. d. R. wenig strukturiert, in 


der Ebene sind Laubbaumreihen allei-


nige Strukturelemente, während die 


Hänge etwas reicher durch Hecken ge-


gliedert sind. Bäche sind meist begra-


digt und weisen keinen typischen Ufer-


bewuchs auf.  Vorliegend grenzt unmit-


telbar jedoch der Landschaftsbildtyp 


WL Nr. 13 „Östlicher Osterwald“ als 


Mosaik aus unterschiedlicher Waldty-


pen und die bebaute Ortslage Oster-


wald mit Gärten und Grünflächen an. 


Einzelne Gehölze gliedern das Plange-


biet. 


 


Dieser Typ weist insgesamt eine mittlere Bedeutung für das Landschaftsbild auf (Karte 2 LRP 2001, 


Abb. 18). Den Landschaftsraum hier besonders prägende Einzelelemente sind als zwei Eichen am Süd-


rand des Plangebietes vorhanden. Ansonsten bildet v. a. der angrenzende Wald (WL 13) eine land-


schaftsbildprägende Struktur mit hoher Bedeutung, ferner auch die nördlich angrenzenden Freizeit-/ 


Gartengrundstücke.  


 


 Landschaftsbild (Karte 2 LRP 2001)  
 Plangebiet 


Bedeutung Landschaftsbild: 


 


 


 


 


 


 


 


 


3.1.7 Schutzgut Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 


3.1.7.1 Umweltziele und Bearbeitungsrahmen 


Unter dem Begriff Kulturelles Erbe und Sachgüter werden vornehmlich geschützte oder schützenswerte 


Kultur-, Bau- oder Bodendenkmäler, historische Kulturlandschaften und Landschaftsteile von besonde-


rer charakteristischer Eigenart verstanden. Wesentliche Umweltziele bestehen: 


• in der Erhaltung und Entwicklung von historisch geprägter und gewachsener Kulturlandschaft in 


ihren prägenden Merkmalen (§ 2 Abs. 2 Nr. 5 ROG, § 2 BNatSchG), 
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• im Erhalt von Baudenkmälern, Bodendenkmälern und Denkmalbereichen sowie erhaltenswerten 


Ortsteilen und angemessener Berücksichtigung der Belange des Denkmalschutzes und der Denk-


malpflege bei öffentlichen Planungen (§ 1 Denkmalschutzgesetz Niedersachsen). 


Der landwirtschaftlichen Nutzung als Sachgut kommt hier aufgrund der umgebenden Siedlungsfläche 


und Flächengröße keine relevante Bedeutung zu. 


3.1.7.2 Bestand und Bewertung 


Zu Vorkommen von Bau- oder Bodendenkmälern sowie kulturhistorisch bedeutsamen Landschaftsele-


menten im Plangebiet und im Wirkbereich liegen keine Informationen vor. Innerhalb des Änderungsbe-


reiches liegen keine Ausweisungen vor. Hinsichtlich der landwirtschaftlichen Nutzung liegt ein Standort 


mit hoher natürlicher Bodenfruchtbarkeit vor (s. Kap. 3.1.3). 


 


3.1.8 Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 


Im vorliegenden Fall ist auszuschließen, dass sich über die im Umweltbericht schutzgutbezogen be-


rücksichtigten Sachverhalte hinaus weitere nachteilige Synergieeffekte bzw. Wechselwirkungen erge-


ben, die dazu führen, dass die Gesamtbelastung einzelner Ökosystem-Komplexe in so erheblicher 


Weise von dem schutzgutspezifisch ermittelten Prognosezustand abweicht, dass dies für die Entschei-


dungsfindung von Bedeutung ist. 


 


3.2 Prognose zur Entwicklung des Umweltzustands bei Durch-
führung der Planung  


Die Prognose geht von dem in Folge der Festsetzungen des Bebauungsplans rechtlich maximal mögli-


chen Eingriffsumfang aus. Die als Folge der Planung zu prognostizierenden Umweltauswirkungen sind 


nachfolgend schutzgutspezifisch dokumentiert. In Hinblick auf die Umsetzung der Eingriffsregelung so-


wie die Anforderungen des UVPG sind dabei insbesondere unvermeidbare Auswirkungen, die die Leis-


tungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts oder das Landschaftsbild erheblich beeinträchtigen 


können, bzw. erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter gemäß § 1 Abs. 6 


Nr. 7 BauGB zu berücksichtigen. 


Die gemäß Anlage 1 zu § 2 Abs. 4 und den §§ 2a und 4c BauGB (BGBl. I 2017, 3720 — 3721) im 


Umweltbericht zu berücksichtigenden Auswirkungen nach Anlage 1 Nr. 2 b) aa) bis gg) werden, sofern 


relevant, im Umweltbericht in Zuordnung zu den jeweils geeigneten Schutzgütern behandelt. Zudem 


werden die Punkte Nr. 2 b) cc), ee), gg) und hh), soweit sie für den Bebauungsplan von Bedeutung sind, 


in der Begründung des Bebauungsplans berücksichtigt. In Bezug auf den Punkt Nr. 2 b) ee) der Anlage 


1 ist festzuhalten, dass Risiken durch Unfälle oder Katastrophen aufgrund des der Vorhabenskonzep-


tion zu Grunde liegenden Standes der Technik auszuschließen sind. 


Nach § 1a Abs. 3 S. 5 BauGB gilt: „Ein Ausgleich ist nicht erforderlich, soweit die Eingriffe bereits vor 


der planerischen Entscheidung erfolgt sind oder zulässig waren“. Da für das Plangebiet noch kein 


rechtskräftiger Bebauungsplan vorliegt, ist demnach für die Ermittlung des Kompensationsbedarfs der 


real vorhandene Umweltzustand anzunehmen. Für die Vermeidung, die Umweltprüfung und den Arten-


schutz wird ebenfalls der aktuelle Gebietszustand betrachtet.  
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3.2.1 Schutzgut Menschen insbesondere menschliche Gesundheit 


In Bezug auf die Belange des Immissionsschutzes wird auf Kap. 4.5 der Begründung verwiesen. Maß-


nahmen zum Immissionsschutz für angrenzende Wohnnutzungen sind nicht erforderlich. 


Aufgrund der zu pflanzenden Eingrünung der Photovoltaikanlage auf der Ostseite des geplanten Son-


dergebietes kann eine relevante Blendung der Wohngebäude/ Gartennutzung ausgeschossen werden. 


Während der Bauphase ergeben sich geringe Lärm- und Abgasbelastungen durch an- und abfahrende 


LKW. Auf den Flächen entstehen keine Abfälle und Abwässer. Für Photovoltaikanlagen besteht keine 


immissionsschutzrechtliche Genehmigungspflicht. Erhebliche Beeinträchtigungen auf Wohnnutzungen, 


durch Lichtreflexe bei tief stehender Sonne sind durch das Abrücken von der Wohnbebauung, die Ver-


wendung von blendfreien Solarmodulen und durch die Eingrünung nicht zu befürchten. 


Teile der PV-Anlage sind im Westen innerhalb des Innenbereichs der Siedlung auch bereits genehmigt. 


Die Modultische weisen dabei (sofern nicht Als Carport genutzt) nur eine relativ  geringe max. Höhe auf 


(ca. 2,80 m) mit flacher Neigung (20°) auf. Hierdurch wird die Optische Wirkung in Verbindung mit den 


Pflanzungen im Osten und den zu erhaltenden Bäumen gemindert. 


Insgesamt ist unter Berücksichtigung der genannten Maßnahmen keine erhebliche Beeinträchtigung 


des Schutzgutes Menschen durch die Festsetzung zu erwarten. Risiken für die menschliche Gesundheit 


(zum Beispiel durch Unfälle oder Katastrophen) gemäß Anlage 1 BauGB (BGBl. I 2017, 3720 — 3721) 


sind ebenfalls nicht zu erwarten. Insgesamt ist unter Berücksichtigung der genannten Maßnahmen 


keine erhebliche Beeinträchtigung des Schutzgutes Menschen durch die Festsetzung zu erwarten. Ri-


siken für die menschliche Gesundheit (zum Beispiel durch Unfälle oder Katastrophen) gemäß Anlage 1 


BauGB (BGBl. I 2017, 3720 — 3721) sind ebenfalls nicht zu erwarten.  


 


3.2.2 Schutzgut Pflanzen, Tiere und biologische Vielfalt 


a) Teilschutzgut Biotope / Pflanzen 


Entsprechend den Festsetzungen des B-Plans Nr. 198 „Freiflächenphotovoltaikanlage Osterwalder 


Straße“ ist als Prognosezustand für die Eingriffs-Ausgleichsbilanz die in Tabelle 2 aufgelistete und in 


der Textkarte Biotop- und Nutzungsstruktur“ dargestellte Biotop- und Nutzungssituation zu Grunde zu 


legen. Die Bewertung erfolgt nach derselben Vorgehensweise wie bei der Bestandsbewertung.  


Für einen Teil der Fläche im Westen besteht bereits eine Baugenehmigung.  Dieser Bereich liegt durch 


Satzungsbeschluss auch innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortslage. Die entsprechend  im 


Zusammenhang bebaute Ortslage mit der darin genehmigten PV-Anlage wird in der Bilanzierung mit 


ca. 2.261 m² als Bestand bewertet. 


Die beiden Eichen am Südrand dieses Bereiches werden zudem zum Erhalt festgesetzt 


Bilanz- und kompensationsrelevant ist demnach der östliche Teil mit ca. 2.220 m².  Hierdurch sind  v. a 


Extensivgrünland und 3 Bäume betroffen. Diese Strukturen werden in der Bilanz berücksichtigt, hierfür 


verbleibt durch den Verlust bzw. die Entwertung von Biotopstrukturen dann eine erhebliche Beeinträch-


tigung. 


Eine detaillierte Aufstellung ist Tabelle 6 zu entnehmen. 


Betroffenheit angrenzender Nutzungen u. Biotopstrukturen, Wald 


Nachteilige Auswirkungen auf angrenzende Biotopstrukturen sind nicht zu erwarten.  
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Die Festsetzung einer Bauverbotszone von 10 m zur Flurstücksgrenze und von Pflanzflächen führen 


zur Sicherung der Randbereiche angrenzender Biotopstrukturen. Am Südrand bleiben die vorhandenen 


Eichen und im Osten eine Linde erhalten. 


Durch die 10 m Bauverbotszone zum Waldschutz entsteht insgesamt (unter Berücksichtigung eines ca. 


5 m Saumstreifens der dem Wald vorgelagert ist) ein Abstand von ca. 15 m zum Waldbestand. Eine 


nachteilige Betroffenheit des Waldes ergibt dadurch nicht. 


Gesetzlich geschützte Biotope und geschützte Landschaftsbestandteile, Schutzgebiete 


Es sind keine gesetzlich geschützten Biotope (§ 24 NNatSchG i.V.m. § 30 BNatSchG) im Plangebiet 


(Geltungsbereich des B-Planes) vorhanden und entsprechend auch nicht betroffen. Eine Linde im Ost-


teil des Plangebietes fällt den Schutz der Baumschutzsatzung des Fleckens Salzhemmendorf (ge-


schützten Landschaftsbestandteile im Sinne § 22 NNatSchG), der Baum bleibt allerdings wie die beiden 


Eichen im Westteil erhalten. Im Norden grenzt unmittelbar das LSG HM 031 „ Osterwald – Saupark“ an. 


Hier werden aber eine Bauverbotszone und eine Pflanzung/ Maßnahmenfläche als Abstandsfläche fest-


gesetzt. Weitere Schutzgebiete oder -objekte gemäß 5. Abschnitt des NNatSchG (Niedersächsisches 


Naturschutzgesetz) werden vom Plangebiet nicht berührt.  


 


b) Teilschutzgut Tiere 


- Wird nach Vorliegen der Gutachten ergänzt - 


 


3.2.3 Schutzgut Boden / Fläche 


Gemäß der Bestandsbeschreibung handelt es sich bei den betroffenen Böden um Böden hoher natür-


licher Bodenfruchtbarkeit aber mit allgemeiner Bedeutung (vgl. auch Breuer 2015). Das hier für die Bi-


lanzierung herangezogene Punkteverfahren des Niedersächsischen Städtetags (2013) sieht hierfür 


keine separate Berücksichtigung vor (kein besonderer Schutzbedarf). Ergänzend erfolgt dennoch für 


das Schutzgut Boden eine Bilanzierung zur Darstellung der Neuversiegelung (s. Tab. 3). Als Bestands-


versiegelung wird hierbei der Teil des Sondergebietes gewertet, der im Westen innerhalb der im Zu-


sammenhang bebauten Ortslage liegt.  Die Bereich dort fließen nicht in die Neuversiegelungsbilanz mit 


ein. Relevant sind somit 2.351 m² des Sondergebietes 


Tab. 3:  Versiegelungsbilanz  


Versiegelung Fläche 
[m²] 


Versiegelung B-Plan 198, GRZ 1 0,05 = 5% Versiegelung  111 


Durch Photovoltaikmodule überstellbare/ überdeckte Fläche B-Plan 198, nicht versiegelt und ab-
züglich Versiegelung 


999 


Neuversiegelung 111 


 


Die versiegelte Fläche im Plangebiet erhöht sich insgesamt somit nur um rd. 111 m² Boden allgemeiner 


Bedeutung (ohne besonderen Schutzbedarf). Für den östlichen, genehmigten Teil ist von einer Versie-


gelung einschl. Carports und Stellplätzen von ca. 550 m² und einer zusätzlich überstellten Fläche von 


ca. 510 m² als Bestand auszugehen. 
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Allerdings wird die überbaute/ verschattete Fläche erhöht. Hierbei werden die Mindestanforderungen 


nach NLT/ MU/ NLWKN (2023) unter Berücksichtigung der bisherigen Baugenehmigung nicht eingehal-


ten. Der min, Bodenabstand der Modultische beträgt nur 0,3 m, die Modullänge hingegen ca. 7 m, in 


der Senkrechtprojektion noch ca. 6,5 m und der Modulreihenabstand minimal 3 m. Für eine Vegeta-


tionsentwicklung von Biotoptypen mindestens mittlerer Wertigkeit (Wertstufe III, entsprechend etwa 3 


Werteinheiten des Städtetagmodells) reicht dies nicht aus. So wird ein Mindestabstand der Modulunter-


kante von 0,8 m, eine maximal überspannte Tiefe von 5 m und ein Abstand zwischen den Modulreihen 


von mind. 3,5 (besser 5 m) gefordert. Letzteres kann im Mittel aufgrund der niedrigen GRZ II (0,5) ins-


gesamt angenommen werden, dennoch verbleibt eine wirksame Verschattung. Diese wird im Kontext 


mit der Betroffenheit von Biotoptypen berücksichtigt. 


Maßnahmen zum Schutz des Oberbodens bzw. Boden allgemein werden getroffen. 


Mit der geplanten Nutzung werden bei ordnungsgemäßem Betrieb keine Einträge von Schadstoffen in 


den Boden verbunden sein, die zu erheblichen Beeinträchtigungen führen.  


Wirkungen auf das Schutzgut Fläche bilden sich in der obigen Versiegelungsbilanz ab.  


 


3.2.4 Schutzgut Wasser 


Oberflächengewässer sind nicht durch die Planänderung betroffen. 


Versiegelung führt zu einem dauerhaften Verlust der Grundwasserneubildung sowie zur Erhöhung des 


Oberflächenwasserabflusses und somit erheblichen Beeinträchtigungen. Es wird darauf hingewiesen, 


dass im Rahmen der zukünftigen baulichen Maßnahmen alle Möglichkeiten der Rückhaltung von Ober-


flächenwasser auszuschöpfen sind, um die zukünftig vermehrt und intensiver auftretenden Regenereig-


nisse möglichst schadlos abzuleiten.  


Das innerhalb des Sondergebietes mit der Zweckbestimmung „Photovoltaik“ anfallende und nicht 


schädlich verunreinigte Oberflächenwasser ist flächig zur Versickerung zu bringen. Die Befestigung von 


Stellplätzen, Zufahrten, Baustraßen und Wartungsflächen ist nur in wassergebundener Schotterbau-


weise zulässig (Abflussbeiwert 0,5). Dadurch werden die Ziele der Retention in der Fläche (nach §§ 1 


Abs. 3 Nr. 2 BNatSchG und 6 (1) Nr. 5 und 6 WHG) auch weiterhin gewährleistet.  


Mit der geplanten Nutzung sind ferner keine Nutzungen verbunden, die bei einem normalen Betriebs-


ablauf zu Schadstoffeinträgen in das Grundwasser oder in die angeschlossene Vorflut und somit zu 


erheblichen Beeinträchtigungen führen.  


Die Kompensation erfolgt im Kontext mit der Bilanzierung und Maßnahmen für den Verlust von Bio-


toptypen (s. Kap. 5).  


Betroffenheit von Wasserkörpern der Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) 


WRRL-relevante Fließgewässer sind nicht betroffen Der betroffene Grundwasserkörper ist sowohl che-


misch als auch mengenmäßig in einem guten Zustand. Bei ordnungsgemäßer Versickerung anfallender 


Oberflächenwässer sowie Einhaltung gesetzlich vorgeschriebener Schadstoffrückhaltung in das Grund-


wasser sind keine negativen Auswirkungen auf das Fließgewässer oder den Grundwasserkörper im 


Sinne der WRRL zu erwarten. 
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3.2.5 Schutzgut Klima/Luft 


Da das Plangebiet keine besondere lokalklimatische Funktion aufweist (LRP LK Hameln-Pyrmont 


2001), ist im Plangebiet und in den angrenzenden Bereichen eine erhebliche Beeinträchtigung der kli-


matischen Bedingungen nicht zu erwarten. Großflächige klimatisch wirksame Wald- und Freiflächen in 


der Umgebung bleiben erhalten. 


Auswirkungen auf das Klima (Treibhausgasemissionen) und eine Anfälligkeit gegenüber den Folgen 


des Klimawandels (Klimaanpassung) gemäß Anlage 1 BauGB (BGBl. I 2017, 3720 — 3721) sind unter 


Berücksichtigung der Ausführungen des Kap. 3.2.1 nicht zu erwarten. Im Zusammenhang mit der Klima-


anpassung sei darauf hingewiesen, dass zukünftig mit einer vermehrten Zunahme von intensiven Nie-


derschlägen gerechnet werden muss. Entsprechend Kap. 3.2.4 wird aber kein wesentlicher Beitrag zu 


einer zusätzlichen Flächenversiegelung und Vergrößerung von abflussrelevanten Flächen geleistet, die 


Auswirkungen der Klimaanpassung werden nicht unmittelbar berührt.  


 


3.2.6 Schutzgut Landschaft (Landschaftsbild) 


Im Bestand weist das Landschaftsbild innerhalb des Plangebietes gemäß LRP eine mittlere Bedeutung, 


nördlich angrenzend eine hohe Bedeutung auf. 


Durch Festsetzungen des B-Planes zum Waldabstand und zur randlichen Eingrünung im Osten und 


Norden können erhebliche Beeinträchtigungen bzw. nachteilige Umweltauswirkungen des Schutzgutes 


Landschaft als Neugestaltung des Landschaftsbildes in der Ortslage allerdings kompensiert werden (s. 


Kap. 5). 


Erhebliche Auswirkungen auf das LSG „Osterwald“, die den Charakter des Gebietes verändern oder 


dem besonderen Schutzzweck (gem. BNatSchG § 26 Abs. 2), bzw. den gebietsspezifischen Verboten 


(§ 2 der Verordnung) zuwiderlaufen, sind vor dem Hintergrund der Festsetzungen zum Waldabstand 


und zur randlichen Eingrünung im Norden auszuschließen.  


 


3.2.7 Schutzgut Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 


Nach § 2 Abs. 3 Niedersächsisches Denkmalschutzgesetz (NDSchG) sind in öffentlichen Planungen 


und bei öffentlichen Baumaßnahmen die Belange des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege zu 


berücksichtigen. Nach § 8 Satz 1 NDSchG dürfen in der Umgebung eines Baudenkmals bauliche Anla-


gen nicht errichtet, geändert oder beseitigt werden, wenn dadurch das Erscheinungsbild des Baudenk-


mals beeinträchtigt wird. Innerhalb des Plangebietes sind jedoch keine Baudenkmale bekannt. 


Das Auftreten archäologischer Bodenfunde ist aufgrund der bislang nicht durchgeführten systemati-


schen Erhebung nicht grundsätzlich auszuschließen, aufgrund der starken baulichen Überprägung aber 


auch nicht wahrscheinlich. Sollten dennoch unerwarteter Weise bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten 


ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das können u.a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohlenansamm-


lungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen und Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren 


solcher Funde) gemacht werden, sind diese gem. § 14 Abs. 1 des NDSchG meldepflichtig und müssen 


der Unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises Hameln-Pyrmont sowie dem Niedersächsischen 


Landesamt für Denkmalpflege unverzüglich gemeldet werden. Bodenfunde und Fundstellen sind nach 


§ 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von vier Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, 


bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde die Fortsetzung der 


Arbeiten gestattet. 
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Erhebliche Beeinträchtigungen bzw. Auswirkungen auf das kulturelle Erbe gemäß Anlage 1 BauGB 


(BGBl. I 2017, 3720 — 3721) sind nicht zu erwarten.  


 


3.2.8 Wechselwirkungen 


Im vorliegenden Fall ist auszuschließen, dass sich über die im Umweltbericht schutzgutbezogen be-


rücksichtigten Sachverhalte hinaus weitere nachteilige Synergieeffekte bzw. Wechselwirkungen erge-


ben, die dazu führen, dass die Gesamtbelastung einzelner Ökosystem-Komplexe in so erheblicher 


Weise von dem schutzgutspezifisch ermittelten Prognosezustand abweicht, dass dies für die Entschei-


dungsfindung von Bedeutung ist.  


 
 


3.3 Prognose über die Entwicklung bei Nichtdurchführung der 
Planung 


Bei Nichtdurchführung der Planung würde die vorhandene Nutzungsstruktur des Plangebietes grund-


sätzlich bestehen bleiben. Die vorgesehenen Umstrukturierungen gem. den Festsetzungen des B-Pla-


nes orientiert sich andererseits eng an der Bestandssituation. Zerschneidungseffekte und Umweltbe-


einträchtigungen treten lediglich in geringen Umfang auf, so dass der Standort insgesamt als günstig 


anzusehen ist. 


 


4 Artenschutzrechtliche Betroffenheit 


4.1 Rechtliche Grundlagen 


Bebauungspläne selbst können noch keine Verstöße gegen die Zugriffsverbote des § 44 Abs. 1 


BNatSchG (Tötungsverbot, Störungsverbot, Verbot Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu entnehmen, zu 


beschädigen oder zu zerstören) bewirken. Sie bereiten diese allerdings durch die Festsetzungen vor. 


Die Belange des Artenschutzes nach dem Bundesnaturschutzgesetz sind daher als Teil der Umwelt-


schutzbelange bei der Aufstellung eines Bebauungsplanes im Rahmen der obligatorischen Umweltprü-


fung nach § 2 Abs. 4 BauGB zu berücksichtigen.  


Ausgangsbasis der artenschutzrechtlichen Prüfung sind die in den §§ 44 und 45 BNatSchG festgelegten 


Regelungen zum besonderen Artenschutz. Danach ist es verboten: 


1. wildlebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verlet-


zen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen 


oder zu zerstören (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG), 


2. wildlebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während der 


Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu stö-


ren; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der 


lokalen Population einer Art verschlechtert (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG), 


3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wildlebenden Tiere der besonders geschützten Arten aus 


der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG),   
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4. wildlebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der 


Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören (§ 44 Abs. 1 


Nr. 4 BNatSchG).  


Für nach § 15 zulässige Eingriffe in Natur und Landschaft sowie für Vorhaben im Sinne des § 18 Absatz 


2 Satz 1, die nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zulässig sind, beschränken sich die vorste-


hend erläuterten Verbotstatbestände auf ein eingeschränktes Artenspektrum, welches die Arten des 


Anhang IV der FFH-Richtlinie sowie sämtliche wildlebenden Vogelarten umfasst. Zusätzlich wären Arten 


zu berücksichtigen, welche in einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 1 Nummer 2 aufgeführt sind, 


die aber noch nicht vorliegt (vgl. § 44 Abs. 5 BNatSchG). Die übrigen streng oder besonders geschütz-


ten Arten sind im Rahmen der Eingriffsregelung zu berücksichtigen. 


Zudem gelten in den o.g. Fällen folgende Sonderregelungen bzw. liegt ein Verstoß gegen  


1. das Tötungs- und Verletzungsverbot nach Absatz 1 Nummer 1 nicht vor, wenn die Beeinträch-


tigung durch den Eingriff oder das Vorhaben das Tötungs- und Verletzungsrisiko für Exemplare 


der betroffenen Arten nicht signifikant erhöht und diese Beeinträchtigung bei Anwendung der 


gebotenen, fachlich anerkannten Schutzmaßnahmen nicht vermieden werden kann, 


2. das Verbot des Nachstellens und Fangens wild lebender Tiere und der Entnahme, Beschädi-


gung oder Zerstörung ihrer Entwicklungsformen nach Absatz 1 Nummer 1 nicht vor, wenn die 


Tiere oder ihre Entwicklungsformen im Rahmen einer erforderlichen Maßnahme, die auf den 


Schutz der Tiere vor Tötung oder Verletzung oder ihrer Entwicklungsformen vor Entnahme, 


Beschädigung oder Zerstörung und die Erhaltung der ökologischen Funktion der Fortpflan-


zungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang gerichtet ist, beeinträchtigt werden und 


diese Beeinträchtigungen unvermeidbar sind, 


3. das Verbot nach Absatz 1 Nummer 3 nicht vor, wenn die ökologische Funktion der von dem 


Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusammen-


hang weiterhin erfüllt wird. 


Zu letzterem Punkt können soweit erforderlich auch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen festgelegt 


werden (vgl. § 44 Abs. 5 BNatSchG). 


Bezogen auf das zu betrachtende Artenspektrum sind als besondere Gruppe die sehr häufigen, ubiqui-


tären Vogelarten hervorzuheben. Sie sind letztlich weniger aus naturschutzfachlichen, sondern vielmehr 


aus Gründen der Rechtssicherheit in die artenschutzrechtliche Beurteilung mit einzubeziehen, wobei 


eine vereinfachte Berücksichtigung und ggf. gruppenweise Betrachtung als ausreichend angesehen 


werden kann (keine Art-für-Art-Betrachtung). Unter ubiquitären Arten werden hier in der intensiv genutz-


ten Durchschnittslandschaft allgemein verbreitete, sehr häufige, nicht gefährdete Arten verstanden, wel-


che zumeist hinsichtlich ihrer Habitatanforderungen wenig spezialisiert, d. h. euryök sind und große Be-


stände aufweisen. Diese Arten sind i. d. R. gut an die vorherrschenden Flächennutzungsmuster der 


intensiven Land- und Forstwirtschaft sowie der Siedlungsbereiche angepasst. 


Bezüglich der Verbotstatbestände lässt sich feststellen, dass ein Eintreten des Störungstatbestandes 


für weit verbreitete (ubiquitäre) und ungefährdete Arten i. d. R. ausgeschlossen werden kann (wobei 


dies in erster Linie Vogelarten und nicht Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie betrifft). Die geringe 


Spezialisierung sowie der hohe Anteil an geeigneten Habitatstrukturen in der normalen Landschaft füh-


ren dazu, dass räumlich zusammenhängende lokale Populationen großflächig abgrenzbar sind und 


i. d. R. hohe Individuenzahlen aufweisen. Vorhabensbedingte Störungen betreffen daher nur geringe 


Teile der lokalen Population. Eine Verschlechterung des Erhaltungszustands der lokalen Population und 
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damit die Erfüllung des Verbotstatbestands der erheblichen Störung, kann unter diesen Voraussetzun-


gen i. d. R. ausgeschlossen werden.  


Hinsichtlich der Beschädigung und Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten ubiquitärer, unge-


fährdeter Arten ist zu klären, inwieweit die ökologische Funktion der betroffenen Stätten (z. B. Nester) 


im räumlichen Zusammenhang erhalten werden kann. Da diese Arten keine besonderen Habitatanfor-


derungen stellen, wird davon ausgegangen, dass in der Normallandschaft i. d. R. ausreichend geeig-


nete Habitatrequisiten vorhanden sind, durch die die ökologische Funktion der betroffenen Fortpflan-


zungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang gewahrt werden kann (kleinräumiges Auswei-


chen). Ferner wirken im Regelfall die im Rahmen der Eingriffsregelung erforderlichen Kompensations-


maßnahmen zur Bewahrung des Status-quo von Natur und Landschaft unterstützend, indem geeignete 


Habitate entwickelt werden. Zudem besteht durch geeignete Vermeidungsmaßnahmen (z. B. Zeitpunkt 


der Baufeldräumung) bei Arten, die keine tradierten, jährlich immer wieder genutzten Fortpflanzungs-


stätten (z. B. Nester) haben, die Möglichkeit der Vermeidung der unmittelbaren Betroffenheit aktuell 


genutzter Fortpflanzungsstätten/ Nester. Insofern ist im Regelfall für diese Arten vom Erhalt der ökolo-


gischen Funktion im räumlichen Zusammenhang auszugehen. 


 


4.2 Konfliktabschätzung 


Von besonderer Bedeutung ist die Klärung der Frage, inwieweit artenschutzrechtlich relevante Artvor-


kommen im Plangebiet vorhanden sind. Hierzu erfolgt in 2023 eine Erfassung der Fledermäuse und der 


Brutvögel. Die Ergebnisse bilden die Grundlage für die artenschutzrechtliche Beurteilung. 


 


4.2.1 Bestimmung relevanter Arten/Artengruppen 


Wird nach Vorlage der Untersuchungsergebnisse ergänzt. 


 


4.2.2 Avifauna 


Wird nach Vorlage der Untersuchungsergebnisse ergänzt. 


 


4.2.3 Fledermäuse 


Wird nach Vorlage der Untersuchungsergebnisse ergänzt. 


 


4.2.4 Weitere Artengruppen 


Wird nach Vorlage der Untersuchungsergebnisse ergänzt. 


 


4.3 Maßnahmen zur Konfliktvermeidung 


Das Eintreten artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände kann bei Umsetzung entsprechender arten-


schutzrechtlicher Vermeidungsmaßnahmen vermieden werden.  


Baubedingte Tötungsrisiken und der Verlust genutzter Fortpflanzungs- und Ruhestätten werden für die 


betroffenen Arten durch entsprechende Bauzeitenregelungen vermieden.  
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Wird nach Vorlage der Untersuchungsergebnisse ergänzt/ konkretisiert. 


5 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verminde-
rung und zum Ausgleich nachteiliger Umweltauswir-
kungen 


Die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlicher Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie 


der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts sind gemäß § 1a Abs. 3 BauGB in der bau-


leitplanerischen Abwägung zu berücksichtigen. Der Ausgleich erfolgt u. a. durch geeignete Festsetzun-


gen nach § 9 BauGB, als Flächen oder Maßnahmen zum Ausgleich und zur Vermeidung. Soweit dies 


mit einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung und den Zielen der Raumordnung sowie des Natur-


schutzes und der Landschaftspflege vereinbar ist, können die Festsetzungen auch an anderer Stelle 


als am Ort des Eingriffs erfolgen. 


Für die Ermittlung des Ausgleichsbedarfs werden die Festsetzungen des B-Plan Nr. 198 zu Grunde 


gelegt.  


 


5.1 Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung von Um-
weltbeeinträchtigungen 


Vorrangiges Anliegen im Rahmen der Anwendung der Eingriffsregelung ist zunächst die Vermeidung 


und Minimierung von Beeinträchtigungen (Minimierungsgebot, fachlich-technisches Optimierungsge-


bot). Die nachfolgend erläuterten Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung sind geeignet, die 


Eingriffe in Natur und Landschaft auf das unbedingt erforderliche Maß zu verringern.  


Maß der baulichen Nutzung (§ 2 der Festsetzungen) (Schutzgut Mensch, Boden, Fläche, Wasser, 


Landschaft. Pflanzen/Tiere) 


Begrenzung der max. zulässigen Versiegelung und Oberfläche der Solarmodule sowie Vorgaben zu 


Mindestabstand (0,3 m) der Module von der natürlichen Geländeoberfläche und Maximalhöhe (3,0 m, 


Carport max. 4 m) 


Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind (Bauverbotszone Waldabstand) (§ 3 der Fest-


setzungen) (Schutzgut Landschaft. Pflanzen/Tiere) 


Innerhalb der im Bebauungsplan festgesetzten Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind, sind 


bauliche Anlagen aller Art unzulässig. Die Fläche umfasst gleichzeitig auch Maßnahmen für die interne 


Kompensation. 


Ableitung des Oberflächenwassers (§ 3 der Festsetzungen) (Schutzgut Wasser) 


Das innerhalb des festgesetzten Sondergebietes (SO1/SO2) mit der Zweckbestimmung „Photovoltaik-


Freiflächenanlage“ anfallende und nicht schädlich verunreinigte Oberflächenwasser ist flächig zur Ver-


sickerung zu bringen. Die Befestigung von Stellplätzen, Zufahrten, Aufstell- und Wartungsflächen ist nur 
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in wasser- und luftdurchlässiger Weise zulässig (Schotterrasen, Rasengittersteine, Rasenwaben, Ra-


senfugenpflaster mit mind. 25 % Fugenanteil oder vergleichbar). Ausgenommen hiervon sind Carports 


und Stellplätze innerhalb des SO1-Gebietes.  


Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (§ 5 


der Festsetzungen) (Schutzgut Landschaft. Pflanzen/Tiere) 


Anlage einer Grünlandfläche 


Innerhalb des festgesetzten Sondergebietes (SO1/SO2) mit der Zweckbestimmung „Photovoltaik-Frei-


flächenanlage“ sind die nicht von den PV Anlagen, Carports/ Stellplätzen bebauten/ versiegelten Flä-


chen als extensives Grünland zu erhalten. 


Die Pflege orientiert sich an der bisherigen Nutzung des Grünlandes (Schaf-/ Ziegenbeweidung). Die 


Beweidung ist nur für den Zeitraum, in dem die Fläche ausreichend Nahrung zur Verfügung stellen kann, 


zulässig. Bei einer Beweidung sind angrenzende Gehölze fachgerecht und angepasst an die Weidetiere 


vor Verbiss zu schützen. Eine bedarfsweise Pflegemahd (Beseitigung von Weideresten) ist zulässig. 


Alternativ kann auch eine Mahd 2-3 x jährlich erfolgen, 1. Schnitt im Zeitfenster zwischen 01. und 15.06., 


zweiter Schnitt im August, ggf. 3. Schnitt im Oktober. Das Mähgut ist abzutransportieren, eine Nutzung 


ist zulässig. Ab dem 15.03. bis zur ersten Mahd sind mechanische Pflegearbeiten (Schleppen, Striegeln 


etc.) unzulässig.  


Umbruch und Nach- bzw. Neuansaat sind nur mit Einverständnis der Unteren Naturschutzbehörde zu-


lässig.  


Auf den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln, mineralische Stickstoffdüngung und Gülleausbringung ist 


zu verzichten. 


Aufgrund der sich aus der bestehenden Genehmigung ergebenden geringen Mindesthöhe und Länge 


der Modultische ist unterhalb der Modultische keine Entwicklung von höherwertigen Grünlandes erwart-


bar (Entwicklung ggf. lückiger, artenarmer Grünland-/ Rasenvegetation). Der Abstand zwischen den 


Modulreihen ist im Minimum mit 3 m aufgrund der vorliegenden Genehmigung anzunehmen und relativ 


gering, so dass auch hier große Teile mehr oder weniger stark verschattet sein werden. Unter Berück-


sichtigung zudem der bisherigen Beweidung und Ausprägung der Flächen ist hier dann nur die Entwick-


lung eines artenarmen (Extensiv-) Grünlandbestandes mit Tendenz zum Intensivgrünland zu erwarten. 


Günstiger können sich hier ggf. stärker besonnte Teilflächen vor der ersten Modulreihe und bei ggf. 


breiteren Reihenabständen entwickeln. 


Die Maßnahme ist nach Fertigstellung der Baumaßnahmen umzusetzen. 


Verwendung insektenfreundlicher Leuchtmittel  


Innerhalb des Sondergebietes (SO1/SO2) mit der Zweckbestimmung „Photovoltaik-Freiflächenanlage“ 


ist eine dauerhafte Beleuchtung unzulässig. Eine Beleuchtung im Zuge von Aufbau-/Wartungsarbeiten 


ist zulässig. Es sind dann zur Beleuchtung der Fahrwege, Modulflächen und technischen Anlagenbe-


standteile insektenfreundliche Leuchtmittel und Beleuchtungen mit warm-weißem Licht (max. 3.000 Kel-


vin) und nach oben abschirmenden Gehäusen zu verwenden. 


Einfriedung/ Zaun 


Innerhalb des Sondergebietes ist zum Schutz der Photovoltaik-Freiflächenanlage eine Einfriedung zu-


lässig. Der Zaun wird hinsichtlich der Höhe auf max. 2,0 m begrenzt. Der Abstand zwischen Boden und 


Einfriedung muss mindestens 0,15 m betragen, alternativ ist die Verwendung von Schafzaun/ Knoten-


geflecht mit eine Maschenweite von mind. 15x15 cm im unteren Bereich zulässig. Eine Verwendung 


von Stacheldraht oder vergleichbar ist nicht zulässig. 
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Erhalt von Einzelbäumen (§ 7 der Festsetzungen) (Schutzgut Landschaft. Pflanzen/Tiere) 


Die als zu erhaltene Einzelbäume gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB festgesetzten Bäume sind dauerhaft 


zu erhalten, zu pflegen und bei Abgang durch gleichartige zu ersetzen. Die zu pflanzenden Laubbäume 


sind als Hochstamm mit einem Stammumfang von mind. 14 cm (H 14/16, 3xv, mB) zu pflanzen. Die 


Artenauswahl richtet sich nach der Artenliste Nr.1. 


Archäologischer Denkmalschutz (Hinweis Nr. 2) (Schutzgut kulturelles Erbe) 


Sollten bei den geplanten Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde wie Tongefäßscherben, 


Schlacken, Metallobjekte, Holzkohleansammlungen, auffällige Bodenverfärbungen, Steinkonzentratio-


nen und Denkmale der Erdgeschichte gemacht werden, sind diese gemäß § 14 Abs. 1 NDSchG mel-


depflichtig und müssen der Unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises Hameln-Pyrmont und 


dem Niedersächsischen Landesamt für Denkmalpflege, Referat Archäologie, Scharnhorststr. 1, 30175 


Hannover unverzüglich gemeldet werden.  


Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 NDSchG bis zum Ablauf von vier Werktagen nach 


der Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmal-


schutzbehörde die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. Die Unterlassung der Anzeige stellt eine Ord-


nungswidrigkeit dar und kann mit einem Bußgeld geahndet werden. Auf die einschlägigen Bestimmun-


gen des § 35 NDSchG, insbesondere die Abs. 2 und 4, wird deshalb besonders hingewiesen. 


Maßnahmen für den Artenschutz, Baufeldräumung (Hinweis Nr. 3) (Schutzgut Pflanzen und 


Tiere)  


Die Baufeldfreiräumung in Verbindung mit Baumfällungen oder Gehölzrückschnitte ist aus artenschutz-


rechtlichen Gründen nur in der Zeit zwischen dem 01. Oktober und dem 28. Februar zulässig. (außer-


halb der Brut- und Vegetationszeit, gesetzliche Regelungen des § 39 BNatSchG). Für das gehölzfreie 


Offenland im Plangebiet (Grünland) ist davon abweichend die Baufeldfreiräumung nicht im Zeitraum 


von 01. März bis 31. Juli vorzunehmen (nur außerhalb der Brutzeit von Arten der Offenland-/ Saum-


strukturen). Eine Baufeldfreiräumung ist hier daher ergänzend auch vom 01. August bis 30. September 


zulässig. Soweit das Vorkommen von Bruten durch eine fachlich qualifizierte Person (Ornithologe) vor 


Baubeginn auszuschließen ist, ist jeweils auch ein abweichender Baubeginn möglich. Ein abweichender 


Baubeginn innerhalb der Brutzeit ist im Einzelfall bei der Unteren Naturschutzbehörde des Landkreis 


Hameln-Pyrmont zu beantragen und nur nach vorheriger Prüfung und Genehmigung der Unteren Na-


turschutzbehörde zulässig. 


Wird ggf. bei Vorlage des Faunagutachtens noch ergänzt. 


Maßnahmen zum Bodenschutz, Schutz des Oberbodens, Bauphase (Hinweis Nr. 5) (Schutzgut 


Boden)  


Oberboden ist vor Baubeginn abzuschieben und einer ordnungsgemäßen Verwertung zuzuführen. Mit 


Oberboden ist schonend umzugehen. Er ist in einem nutzbaren Zustand zu erhalten und vor Vernich-


tung oder Vergeudung zu bewahren. Der Oberboden ist nach Abschluss der Bauarbeiten auf geeigne-


ten Flächen wieder einzubringen (Wiederandeckung).  


Im Rahmen der Bautätigkeiten (u.a. DIN 18300 Erdarbeiten, DIN 18915 Bodenarbeiten, DIN 19731 


Verwertung von Bodenmaterial) und §12 der BBodSchV ist zu beachten. Arbeitsflächen sollen sich auf 


das notwendige Maß beschränken. Boden soll im Allgemeinen schichtgetreu ab- und aufgetragen wer-


den. Die Lagerung von Boden soll ortsnah, schichtgetreu, in möglichst kurzer Dauer und entsprechend 


vor Witterung und Wassereinstau geschützt erfolgen (u.a. gemäß DIN 19731 und DIN 18915). Das 


Vermischen von Böden verschiedener Herkunft soll vermieden werden. Eingebauter Boden ist zeitnah 


zu begrünen.  
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Die Böden im Plangebiet weisen eine hohe standortabhängige Verdichtungsempfindlichkeit auf (siehe 


entsprechende Auswertungskarte auf dem Kartenserver unter http://nibis.lbeg.de/cardomap3/). Ver-


dichtungen bisher unversiegelter Böden sind dennoch durch geeignete Maßnahmen zu vermeiden. Der 


Geobericht 28 des LBEG kann als Leitfaden zum Bodenschutz beim Bauen dienen. 


 


5.2 In Betracht kommende anderweitige Planungsmöglichkei-
ten 


Vor dem Hintergrund der angrenzenden Bebauung und vorhandener Infrastruktur ist eine Umgestaltung 


am bestehenden Standort im Vergleich mit einer Standortalternative mit deutlich geringen Konflikten 


verbunden. Umweltbeeinträchtigungen treten in geringerem Umfang auf. Durch die Lage im Bereich der 


bestehenden Bebauung angrenzend an gewerbliche Nutzung verfolgt die Umstrukturierung die Ziele 


des § 1a Abs. 2 BauGB (sparsamer Umgang Grund und Boden, Verringerung der zusätzlichen Inan-


spruchnahme von Flächen, Begrenzung der Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß). Sie ist 


auch im Sinne der Nachhaltigkeit, ein sehr ausgewogener Kompromiss zwischen dem Ziel der funktio-


nalen Gestaltung des Bahnhofvorplatzes und dem Erhalt der Funktionen von Natur und Landschaft.  


 


5.3 Maßnahmen zum Ausgleich im Plangebiet 


Die Möglichkeiten zum Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes 


sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts sind in der bauleitplanerischen Abwä-


gung zu berücksichtigen. Für die Entscheidung des Umfangs des Ausgleichs im Plangebiet ist zwischen 


den Zielen des Flächensparens und der baulichen Verdichtung auf der einen Seite und der des Aus-


gleichs am Ort des Eingriffs und dem Verbrauch ggf. landwirtschaftlicher Flächen auf der anderen Seite 


abzuwägen.  


Aufgrund der erheblichen Beeinträchtigung des Naturhaushaltes werden vorliegend hierbei Ausgleichs-


maßnahmen erforderlich (Konkretisierungen/ Anpassungen erfolgen noch zur öffentliche Auslage). 


Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 


25 a BauGB) (§ 6 der Festsetzungen und Hinweis Nr. 6) (Schutzgut Landschaft. Pflanzen/Tiere)  


Anlage einer Hecke mit Saumstreifen  


Auf den im Bebauungsplan festgesetzten und mit einem (a) gekennzeichneten Flächen zum Anpflanzen 


von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sind standortgerechte, im Naturraum heimische 


Sträucher zu pflanzen, zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen. Die Pflanzungen sind aus heimischen, 


1x verpflanzten Sträuchern mit Höhen zwischen 60 bis 100 cm herzustellen. Die Pflanzung der Sträu-


cher erfolgt mind. 2-reihig  in einem 3 m Streifen auf der Außenseite im Pflanzabstand von 1 - 1,5 m. 


Es sind vorzugweise Sträucher mit einer niedrigeren Endhöhe (bis ca. 3 – 5 m) zu verwenden. Die 


Artenwahl richtet sich nach den Angaben der Artenliste Nr. 1. Der Gehölzpflanzungen vorgelagert wird 


ein 3 m breiter unbepflanzter Saum aus dem vorhandenem Grünland entwickelt.  Mahd 1 - 2x jährlich 


ab 15.06. Das Mähgut ist abzutransportieren, eine Nutzung ist zulässig, vorzugsweise ist faunascho-


nende Mahdtechnik anzuwenden. Keine Düngung, keine Einsatz von Pflanzenschutzmitteln. 


Anlage eines Saumstreifens 


Auf den im Bebauungsplan festgesetzten und mit einem (b) gekennzeichneten Flächen zum Anpflanzen 


von Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen ist aus dem vorhandenem Grünland ein 3 m breiter Saum 
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zu entwickeln. Mahd 1 - 2x jährlich ab 15.06. Das Mähgut ist abzutransportieren, eine Nutzung ist zu-


lässig, vorzugsweise ist faunaschonende Mahdtechnik anzuwenden. Keine Düngung, keine Einsatz von 


Pflanzenschutzmitteln. 


Anlage einer Grünlandfläche (Obstwiese) 


Auf den im Bebauungsplan festgesetzten und mit einem (c) gekennzeichneten Flächen zum Anpflanzen 


von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen ist aus dem vorhandenem Grünland mesophiles 


Grünland mit Obstbäumen (Obstwiese/ Obstbaumreihe) zu entwickeln.  


Die zu pflanzenden Obstbäume sind als Hochstamm mit einem Stammumfang von mind. 8 cm (H 8/10, 


2xv,) zu pflanzen. Die Artenauswahl richtet sich nach der Artenliste Nr. 2. Die Pflanzabstände betragen 


ca. 10 m zwischen den Bäumen. Vom der Flurstücksgrenze ist ein Abstand von 5 m einzuhalten. Es 


sind mind. 5 regionaltypische Obstbäume zu pflanzen. 


Die Fläche ist extensiv zu nutzen: 


Mahd 2 x jährlich, 1. Schnitt im Zeitfenster zwischen 01. und 15.06., 2. Schnitt mind. 8 Wochen nach 


dem ersten (Anfang/Mitte August). Das Mähgut ist abzutransportieren, eine Nutzung ist zulässig, vor-


zugsweise ist faunaschonende Mahdtechnik anzuwenden. Ab dem 15.03. bis zur ersten Mahd erfolgen 


keine mechanischen Pflegearbeiten (Schleppen, Striegeln etc.).  


Zur Förderung des Vorkommens von Arten des mesophilen Grünlandes sollte eine umbruchlose Nach-


saat mit einer Wiesenmischung/ RSM Regio (heimische Arten, 100 % Kräuteranteil, zertifiziertes Re-


giosaatgut, UG/ HK 6, Oberes Weser- und Leinebergland mit Harz) erfolgen.  


Alternativ kann auch eine extensive Beweidung/ Nachbeweidung mit max. 1,5 GV (Großvieheinhei-


ten)/ha als Besatzstärke während der Weideperiode durch Schafe/ Ziegen erfolgen (1 Schaf = 0,1 GV). 


Eine Winterbeweidung im Zeitraum zwischen dem 31.10. und dem 01.05. des Folgejahres ist nicht zu-


lässig. Bei einer Beweidung sind angrenzende und gepflanzte  Gehölze fachgerecht und angepasst an 


die Weidetiere vor Verbiss zu schützen.  


Auf den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln, mineralische Stickstoffdüngung und Gülleausbringung ist 


jeweils zu verzichten. 


Die Obstbäume bedürfen zudem einer fachgerechten und dauerhaften Pflege. In den ersten 5 Jahren 


soll daher ein jährlicher Erziehungsschnitt erfolgen, danach ein Erhaltungs- bzw. Pflegeschnitt in ggf. 


längeren Abständen, spätestens jedoch alle 5 Jahre. 


Bei der Ausführung der Bepflanzungen sind die Abstandsregelungen des Nieders. Nachbarrechtsge-


setzes § 50 ff zu beachten. 


Die DIN 18920, Vegetationstechnik im Landschaftsbau – Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und 


Vegetationsflächen ist bei Baumaßnahmen zu berücksichtigen. Die FLL Empfehlungen für Baumpflan-


zungen – Teil 1 und 2 (2015/2010) sollen berücksichtigt werden. Die Gehölze sind gemäß DIN 18916 


fachgerecht zu pflanzen und zu verankern und vor Wildverbiss/ Wühlmäusen zu schützen. 


Die Pflanzmaßnahmen sind in der Pflanzperiode nach Beginn der Baumaßnahmen zu beginnen, spä-


testens jedoch in der Pflanzperiode nach der Inbetriebnahme der Photovoltaikanlage auf den dafür vor-


gesehenen Flächen fertig zu stellen. 
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Tab. 4:  Artenliste 1 für standortheimische und -gerechte Strauch, Baumpflanzungen  


Die Artenauswahl kann durch weitere, standortgerechte und heimische Laubgehölzarten ergänzt wer-


den. 


Großkronige Laubbäume Sträucher 


Acer platanoides  Spitzahorn Cornus sanguinea* Hartriegel 


Acer pseudoplatanus  Bergahorn Corylus avellana Haselnuss 


Carpinus betulus Hainbuche Crataegus monogyna Eingriffeliger Weißdorn 


Fraxinus excelsior Esche Crategus laevigata Zweigriffeliger Weißdorn 


Quercus robur  Stieleiche Euonymus europaeus* Pfaffenhütchen 


Quercus petraea Traubeneiche Ligustrum vulgare* Gew. Liguster 


Tilia platyphyllos  Sommerlinde Lonicera xylosteum* Heckenkirsche 


Tilia cordata  Winterlinde Prunus spinosa* Schlehe 


Mittel- bis kleinkronige Laubbäume Rosa canina* Hundsrose 


Acer campestre Feldahorn Ribes rubrum* 
Wilde Rote Johannis-
beere 


Betula pendula Birke Ribes uva-crispa* Wilde Stachelbeere 


Prunus avium Vogelkirsche Sambucus nigra Schwarzer Holunder 


Sorbus aucuparia Eberesche Viburnum opulus* Gemeiner Schneeball 


Populus tremula Zitterpappel Salix caprea Salweide 


Prunus padus Traubenkirsche   


Pyrus pyraster Wild-Birne   


Malus sylvestris Wildapfel   


* = niedrigere Wuchshöhe bis ca. 5 m 


Im Sinne des Klimawandels trockentolerante Gehölze sind fettgedruckt (Klima-Arten-Matrix/ KLAM-


Stadt und Landschaft, Roloff, 2010, Urbane Baumartenwahl im Klimawandel, BdB 2008, Klimawandel 


und Gehölze). 


 
Tab. 5:  Artenliste 2 für regionaltypische Obstbäume  


Die Auswahl kann durch weitere regionaltypische Sorten Arten ergänzt werden. 


Apfel Kirsche 


Klarapfel Späte Knorpel 


Boskoop Dönissens Gelbe 


Biesterfelder Renette Schwarze Herz 


Berlepsch Hedelfinger 


Weißer Winterglockenapfel  


Gravensteiner Birne 


Jakob Lebel Gute Luise 


Danziger Kantapfel Williams Christ 


Rote Sternrenette Gellerts Butterbirne 


 


Die o. g. Ausgleichsmaßnahme zielt hierbei auf die Kompensation des Verlustes von Biotopstrukturen 


sowie die landschaftsgerechte Wiederherstellung bzw. Neugestaltung des Landschaftsbildes ab.  
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5.4 Eingriffsbilanz/Ermittlung des Kompensationsbedarfs und 
externe Ausgleichsmaßnahmen 


Die Eingriffsbewertung und Kompensationsermittlung wird auf der Grundlage der Arbeitshilfe zur Ermitt-


lung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in der Bauleitplanung vom Niedersächsischen Städtetag 


(2013) durchgeführt. Das heißt, die flächenmäßige Erfassung des Eingriffs und die rechnerische Ermitt-


lung des erforderlichen Kompensationsumfangs erfolgen auf der Grundlage der Biotoptypen. Soweit 


Funktionen besonderer Schutzwürdigkeit erheblich beeinträchtigt werden, ist eine verbal-argumenta-


tive, die rechnerische Bilanzierung ergänzende Gegenüberstellungen von Eingriff und Ausgleich vorzu-


nehmen. Das gleiche gilt für Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes. 


 


5.4.1 Ermittlung des Kompensationsbedarfs 


In der Eingriffs-/ Ausgleichsbilanz werden sämtliche Vermeidungs- und planinternen Ausgleichsmaß-


nahmen direkt in die Bilanz eingestellt. Der verbleibende Ausgleichsbedarf wird anschließend den ex-


ternen Ausgleichsmaßnahmen gegenübergestellt, bzw. dient der Bemessung des externen Ausgleichs-


bedarfs. Ergänzend erfolgt die Prüfung der Plausibilität sowie Gegenüberstellung von Eingriff und Aus-


gleich für das Landschaftsbild, sowie ggf. erheblich beeinträchtigter Funktionen mit besonderer Schutz-


würdigkeit. Nach § 1a Abs. 3 S. 5 BauGB gilt: „Ein Ausgleich ist nicht erforderlich, soweit die Eingriffe 


bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt sind oder zulässig waren“. Demnach ist für die Ermitt-


lung des Kompensationsbedarfs der real vorhandene Umweltzustand anzunehmen.  


Eingriffs-/Ausgleichsbilanz für die Biotoptypen 


Die im Plangebiet vorgesehenen Eingriffe wurden in Kapitel 3 beschrieben. Für die Quantifizierung von 


Umfang und Schwere des Eingriffs wird, wie vorstehend erläutert, auf das Punkteverfahren des Nieder-


sächsischen Städtetags (2013) zurückgegriffen. In Tab. 6 sind zusammenfassend Umfang und Schwere 


des Eingriffs, der Umfang der Vermeidung sowie der im Plangebiet geleistete Ausgleich dargestellt. 


Aufgrund der Ausprägung wurden die Grünländer jeweils nur mit 2 Werteinheiten/ m² bewertet. 


Trotz der vorhandenen Obstbäume wurde das Grünland nicht als Streuobstwiese erfasst, da die ent-


sprechende Baumgruppe nur aus 3 Kirschen und einer Linde bestand. Bei den Kirschen handelt es sich 


vermutlich auch nicht um angepflanzte Bäume.   


In der Bilanz nicht berücksichtigt ist der Teil des Plangebietes, welche zur im Zusammenhang bebauten 


Ortslage gehört (2.515 m²) und in dem eine PV-Anlage mir Carports bereits genehmigt ist. 


Da die Mindestanforderungen nach NLT/ MU/ NLWKN (2023) unter Berücksichtigung der bisherigen 


Baugenehmigung zur Entwicklung von Biotoptypen (Grünland) mindestens mittlerer Wertigkeit (Wert-


stufe III,  entsprechend etwa mind. 3 Werteinheiten des Städtetagsmodells) nicht eingehalten werden, 


werden max. 2 Werteinheiten für die Flächen unter und zwischen den Modulreihen angesetzt. 


Der Unterwuchs unterhalb der Module wird aufgrund der Verschattung nur mit 1 Werteinheit pro m²  


analog zu (artenreichem) Scherrasen bewertet. 


Die Freifläche zwischen Modulreihen der Freiflächenphotovoltaikanlage wird mit 2 Werteinheiten pro m²  


wie das Grünland im Bestand angesetzt, was einerseits die relativ engen Abständen zwischen den Mo-


dulreihen, andererseits eine vergleichsweise niedrige GRZ II von 0,5 und eine höhere Wertigkeit von 


ggf. breiteren Flächen vor den Modulreihen berücksichtigt. Höher bewertet werden allerdings die Rand-


fläche im Westteil. Aufgrund des vorhandenen Vegetationsbestandes wird bei einer extensiveren Nut-


zung hier ein Entwicklungspotenzial zum mesophilen Grünland bzw. zu artenreichen Säumen gesehen. 
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Tab. 6:  Ermittlung des Kompensationsbedarfs  


Planungsrechtliche 
Beurteilungsgrundlage 


Biotoptyp 
Kürzel 


Biotoptyp (Biotopschutz)* 
Fläche 
[m²] 


Wert-
faktor 


Flächen-
wert (WE) 


Bestand 


 


GETw-(GIT) Artenarmes Extensivgrünland trockener 
Mineralböden, abschnittsweise/ phasen-
weise intensiv beweidet, artenarm, Ten-
denz Intensivgrünland 


697 2 1.394 


GETw Artenarmes Extensivgrünland trockener 
Mineralböden, phasenweise intensiv be-
weidet, ruderalisiert 


1.132 2 2.264 


GW/ PH 
(OX) 


derzeit Baustelle, Lagerplatz (Scherr-
/Trittrasen, artenarm), ursprünglich Wei-
defläche bzw. Garten 


391 2 782 


HBE Baume bis 10 m Durchm. Laub, 1x 40 3 120 


HBE Baume bis 10 m Durchm. Obst 1x 40 3 120 


HBE Baume bis 5 m Durchm. Obst 2x 40 2 80 


     


Summe Bestand   2.220  4.760 


Planung 


Sondergebiet Freiflächen-
photovoltaik 


OKS 
GRZ 1: 0,05/ 5%= 124 m², versiegelt, 
gesamt 2.474 m² 


111 0 0 


GRR/DO 
GRZ 2: 0,5/ 50% = 1.113  m², mit Modu-
len überstellbar, Scherrasen artenreich 


999 1 999 


Grünfläche/ Freifläche GETw- Extensivgrünland wie Bestand 130 2 260 


      


Pflanzung, Saum/ Hecke HPG/UHM 
3 m Hecke mit vorgelagerten 3 m Saum-
streifen 321 


3 963 


Pflanzung Saum UHM 3 m Saumstreifen 70 3 210 


Grünland, Obst GMS(HO) 
Grünlandfläche als mesophiles Grün-
land mit 5 Obstbäumen 589 


4 2.356 


Erhalt Baume bis 10 m 
Kronendurchm. Laub, 1x 


HBE 
Erhalt einer Linde im bisherigen Außen-
bereich 


40 3 120 


Summe Planung   2.220  4.908 


Differenz       148 


Unter Biotopschutz werden der Schutz nach §30 BNatSchG und die Baumschutzsatzung subsumiert.  


Kursiv: Einzelbäume, deren Flächen/Flächenwert zusätzlich zur Grundfläche berücksichtigt wird.  


 


In der Summe ergibt sich somit eine leicht positive Bilanz (+ 148 Werteinheiten). Demnach bestehen 


kein Defizit und kein externer Ausgleichsbedarf.  


In Bezug auf Boden sind im Vergleich zur derzeit vorhandenen/ genehmigten Versiegelung nur 111 m² 


Boden allgemeiner Bedeutung (ohne besonderen Schutzbedarf, vgl. Breuer 2015) durch Neuversiege-


lung betroffen. Aus dem verwendeten Modell des Niedersächsischen Städtetags (2013) ergibt sich kein 


weiterer Bilanz-/Kompensationsbedarf über den bereits in Verbindung mit Biotoptypen ermittelten hin-


aus.  


Gegenüberstellung von Eingriff und Ausgleich für das Landschaftsbild 


Das Plangebiet ist geprägt durch Grünland und einzelne Gehölze, v. a. aber auch die Waldkulisse im 


Norden. Insgesamt besteht eine mittlere, im Norden hohe Bedeutung der Landschaftsbildqualitäten.  
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Durch die Festsetzungen zum Erhalt von Bäume und zur Durch- und Eingrünung im Osten wird eine 


gute Integration in das vorhandene Landschaftsbild erreicht (Einfügen in die Umgebung gem. § 34 


BauGB Abs. 3a).  


In der Gesamtbewertung entsteht unter Berücksichtigung aller einbindenden Maßnahmen somit eine 


als Ausgleich anzusehende landschaftsgerechte Neugestaltung des Landschaftsbildes.  


Gegenüberstellung Fauna 


Im Wesentlichen erfolgt die Kompensation für die Fauna über die erforderliche Kompensation der Bio-


toptypen. Eine detaillierte Darstellung wird nach Vorlage des Faunaberichts ergänzt. 


 


5.4.2 Externe Ausgleichsmaßnahmen 


Aufgrund der dargelegten Bilanz sind derzeit (vorbehaltlich der Ergebnisse der faunistischen Erfassung) 


keine externen Ausgleichmaßnahmen erforderlich. 


 


6 Zusätzliche Angaben 


6.1 Analysemethoden und Schwierigkeiten bei der  
Erhebung 


Die im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans erstellte Ausgleichsbilanzierung orientiert sich an 


der Arbeitshilfe zur Ermittlung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in der Bauleitplanung des Nie-


dersächsischen Städtetages (2013). Besondere Schwierigkeiten sind bei der Erstellung des Umweltbe-


richts nicht aufgetreten. 


 


6.2 Hinweise zur Überwachung der erheblichen Umweltauswir-
kungen / Monitoring 


Zielsetzung des Monitorings ist es, unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen von Plänen frühzeitig 


zu erkennen und ggf. Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen (§4c BauGB). Der Flecken Salzhemmendorf 


obliegt hierbei die Überwachung (Monitoring) der erheblichen Umweltauswirkungen, die auf Grund der 


Durchführung des Bauleitplanes eintreten können. 


Durch das Vorhaben, d. h. den B-Plan Nr. 198 verbleiben keine erheblichen nachteiligen Umweltaus-


wirkungen. Diese werden entweder vermieden oder vollständig kompensiert (ausgeglichen). 


Die Flecken Salzhemmendorf gewährleistet bzw. kontrolliert die Umsetzung der oben genannten Pflanz-


maßnahmen bzw. der externen Ausgleichsmaßnahme innerhalb der gesetzten Fristen.  


Zusammenfassend werden keine erheblichen Umweltauswirkungen gesehen, die eines weiteren, be-


sonderen Überwachungsverfahrens bedürften.  


Weitere Ausführung werden im Zuge der Entwurfsfassung noch ergänzt. 
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6.3 Allgemeinverständliche Zusammenfassung 


Der Bebauungsplan Nr. 198 „Freiflächenphotovoltaikanlage Osterwalder Straße“ dient der Schaffung 


der bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung eine Freiflächenphotovoltaikanlage.  


Der räumliche Geltungsbereich des B-Planes (0,5 ha) liegt als Teil der Gemarkung Oldendorf im Osten 


der Ortschaft Osterwald,  tlw. in der im Zusammenhang bebauten Ortslage an der Osterwalder Straße. 


Vor dem Hintergrund der bestehenden Bebauung und Nutzung ist eine Erweiterung mit verhältnismäßig 


geringen Konflikten verbunden, Zerschneidungseffekte und Umweltbeeinträchtigungen treten lediglich 


in geringen Umfang auf, so dass der Standort insgesamt als günstig anzusehen ist. Dennoch werden 


durch den B-Plan Nr. 198 erhebliche Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft vorbereitet:  


Dem Vermeidungsgebot des § 15 Abs. 1 BNatSchG wurde durch folgende Maßnahmen nachgekom-


men:  


• Wird im Zuge der Entwurfsfassung ergänzt 


Dennoch verbleiben unvermeidbare Beeinträchtigungen, die mit Ausgleichsmaßnahmen innerhalb des 


Plangebietes, durch Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern sowie durch Anlage/Revitalisierung einer 


Streuobstwiese und die Entwicklung von Laubwald vollständig ausgeglichen werden.  


Im Einzelnen ist für die Schutzgüter anzuführen: 


• Menschen, einschließlich der menschlichen Gesundheit: inklusive Wechselwirkungen z. B. 


bezüglich der Erholungseignung von Landschaft oder der Einwirkungen von Schadstoffen: 


Es werden sämtliche erheblichen Beeinträchtigungen vermieden. 


• Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt: Auswirkungen auf Artenvorkommen (insbeson-


dere geschützter Arten) und ihrer genetischen Vielfalt sowie auf Lebensräume (Habitate): Es 


werden sämtliche erheblichen Beeinträchtigungen vermieden oder ausgeglichen. 


• Fläche, Boden: Inanspruchnahme von Fläche, Beeinträchtigung schutzwürdiger Böden: Es 


werden sämtliche erheblichen Beeinträchtigungen vermieden oder ausgeglichen. 


• Wasser: Auswirkungen auf Oberflächen- und Grundwasser: Es werden sämtliche erheblichen 


Beeinträchtigungen vermieden oder ausgeglichen. 


• Luft, Klima: Schadstoffemissionen, Mikroklima und lokales Klima, insbesondere Auswirkun-


gen auf Kaltluftentstehungsgebiete und Frischluftbahnen, und globales Klima (Treibhaus-


gasemissionen): Es werden sämtliche erheblichen Beeinträchtigungen vermieden. 


• Landschaft: Landschaftsbild, Erholungseignung der Landschaft: Es werden sämtliche erheb-


lichen Beeinträchtigungen vermieden bzw. durch die Neugestaltung des Landschaftsbildes ausge-


glichen. 


• Kulturgüter und sonstige Sachgüter: Auswirkungen auf Denkmäler, historische 


Kulturlandschaften und historische Kulturlandschaftselemente und Inanspruchnahme von 


Ressourcen : Es werden sämtliche erheblichen Beeinträchtigungen vermieden. 
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• Wechselwirkungen zwischen den vorgenannten Schutzgütern und deren Umweltaspekten: 


Die einzelnen Schutzgüter/ Naturgüter wurden hinsichtlich ihrer Wechselwirkungen mit einander 


untersucht und diese bei Vermeidung und Ausgleich beachtet. 


Die Umsetzung der Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen wird von der Flecken Salzhemmendorf 


überprüft.  


Weitere Ausführung werden im Zuge der Entwurfsfassung noch ergänzt. 


 


 


7 Betroffenheit von Arten und natürlichen  
Lebensräumen im Sinne des § 19 BNatSchG  


Gemäß § 19 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) ist ein Umweltschaden die Schädigung von Arten 


und natürlichen Lebensräumen. Diese Regelung erfasst jeden Schaden, der erhebliche nachteilige Aus-


wirkungen auf die Erreichung oder Beibehaltung des günstigen Erhaltungszustands dieser Lebens-


räume oder Arten hat (§ 19 Abs. 1 BNatSchG). Die Begriffe Arten und natürliche Lebensräume werden 


in § 19 Abs. 2 und 3 BNatSchG näher konkretisiert. 


Keine Umweltschäden sind hierbei auch Beeinträchtigungen, die durch genehmigte Vorhaben bewirkt 


werden, wenn diese Beeinträchtigungen zuvor ermittelt wurden und bei der Zulassung dieser Vorhaben 


die Auswirkungen auf die Umwelt Gegenstand der behördlichen Prüfung waren.  


Im Rahmen des vorliegenden Umweltberichtes wurden die entsprechenden vorkommenden Arten ar-


tenschutzrechtlich bzw. im Rahmen der Eingriffsregelung berücksichtigt. Zu erwartende Beeinträchti-


gungen wurden ermittelt und erforderliche Maßnahmen abgeleitet.  


Lebensräume nach Anhang I der der FFH-Richtlinie 92/43/EWG sind nicht vorhanden und betroffen. 


Ein Umweltschaden im Sinne des § 19 BNatSchG liegt somit nicht vor. 
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März 2021 (BGBl. I S. 540), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 4. Januar 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 6)  


TA-LUFT – Neufassung der Ersten Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Bundes–Immissionsschutz-
gesetz (Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft – TA Luft) vom 18. August 2021, nach 
Artikel 84 Absatz 2 des Grundgesetzes in Verbindung mit § 48 Absatz 1 Satz 1 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 
2013 (BGBl. I S. 1274), der zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie 
2012/18/EU zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfälle mit gefährlichen Stoffen, zur 
Änderung und anschließenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des Rates vom 30. Novem-
ber 2016 (BGBl. I S. 2749 geändert worden ist, und nach § 54 Absatz 11 des Bundesnatur-
schutzgesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), der durch Artikel 3 Nummer 2 des Ge-
setzes über Maßnahmen zur Beschleunigung des Netzausbaus Elektrizitätsnetze vom 28. Juli 
2011 (BGBl. I S. 1690) aufgenommen worden ist. 


Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhaltes (Planzeichen-
verordnung – PlanZV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 
1991 l S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. l S. 
1802). 


Verordnung zum Schutz wildlebender Tier- und Pflanzenarten (Bundesartenschutzverordnung - BArt-
SchV) vom 16. Februar 2005 (BGBl. I S. 258, 896), zuletzt geändert durch Art. 10 G vom 21. 
Januar 2013; (BGBl. I S. 95, 99). 


WHG – Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2585), zuletzt geändert durch Art. 5 G v. 3.7.2023 I Nr. 176.  


WRRL - RICHTLINIE 2000/60/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 23. 
Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im 
Bereich der Wasserpolitik. Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften L 327/1 vom 
22.12.2000. 


ZTV-Baumpflege, Ausgabe 2017 


 


Pläne 


Landkreis Hameln-Pyrmont (2021): Entwurf des  Regionales Raumordnungsprogramm 2021 - Land-
kreis Hameln-Pyrmont 


Landkreis Hameln-Pyrmont (2001): Landschaftsrahmenplan. 
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LROP-VO (Neubekanntmachung der Verordnung über das Landesraumordnungsprogramm Nieder-
sachsen) vom 26. September 2017, Nds. GVBl. Nr. 20/2017, sowie Verordnung zur Änderung 
der Verordnung über das Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen (LROP-VO) vom 
7. September 2022 (Nds. GVBl. S. 521) 


 


Geofachdaten Internet 


WMS-Dienste im NIBIS® KARTENSERVER des Landesamtes für Bergbau, Energie und Geologie 
(LBEG): 


• Bodenkundliche Karten = http://nibis.lbeg.de/net3/public/ogc.ashx?PkgId=24&Version=1.1.1&Ser-
vice=WMS&Request=GetCapabilities  


• Geologische Karten = http://nibis.lbeg.de/net3/public/ogc.ashx?PkgId=22&Version=1.1.1&Ser-
vice=WMS&Request=GetCapabilities 


• Hydrogeologische Karten = http://nibis.lbeg.de/net3/public/ogc.ashx?PkgId=23&Ver-
sion=1.1.1&Service=WMS&Request=GetCapabilities 


• Ingenieurgeologische Karten = http://nibis.lbeg.de/net3/public/ogc.ashx?PkgId=25&Ver-
sion=1.1.1&Service=WMS&Request=GetCapabilities 


• Karten der Altlasten in Niedersachsen = http://nibis.lbeg.de/net3/public/ogc.ashx?PkgId=27 


• Geotop Karte = http://nibis.lbeg.de/net3/public/ogc.ashx?PkgId=38&Version=1.1.1&Ser-
vice=WMS&Request=GetCapabilities 


• Klimaprojektionen = http://nibis.lbeg.de/net3/public/ogc.ashx?Version=1.1.1&Ser-
vice=WMS&PkgId=53&Request=GetCapabilities 


• Karten der Grundwasserschutzberatung in Grundwasserkörpern = 
http://nibis.lbeg.de/net3/public/ogc.ashx?PkgId=40&Version=1.1.1&Service=WMS&Request=Get-
Capabilities 


 


Niedersächsisches Ministerium für Umwelt und Klimaschutz (offizielle Liste unter URL: https://www.um-
welt.niedersachsen.de/startseite/service/umweltkarten/wms_dienste/url-liste-fuer-wms-
dienste-des-kartenservers-des-mu-173717.html 


• Hydrologie = https://www.umweltkarten-niedersachsen.de/arcgis/services/Hydro_wms/MapSer-
ver/WMSServer? 


• Hochwasserrisikomanagement-Richtlinie = https://www.umweltkarten-niedersachsen.de/ar-
cgis/services/HWRM_wms/MapServer/WMSServer? 


• Naturschutz = https://www.umweltkarten-niedersachsen.de/arcgis/services/Natur_wms/MapSer-
ver/WMSServer? 


• Luft und Lärm (GAV) = https://www.umweltkarten-niedersachsen.de/arcgis/ser-
vices/GAV_wms/MapServer/WMSServer? 


• Klima: https://www.umweltkarten-niedersachsen.de/arcgis/services/Klima_wms/MapSer-
ver/WMSServer?  


• EU-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) = https://www.umweltkarten-niedersachsen.de/arcgis/ser-
vices/WRRL_wms/MapServer/WMSServer? 


• Großschutzgebiete: https://www.umweltkarten-niedersachsen.de/arcgis/ser-
vices/GSG_wms/MapServer/WMSServer? 


Niedersächsisches Amt für Denkmalpflege: https://denkmalatlas.niedersachsen.de/viewer/ 
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Kartengrundlagen 


ArcGis Online, Grundkarten, Bilddaten, Quelle: Esri, DigitalGlobe, GeoEye, Earthstar Geographics, 
CNES/Airbus DS, USDA, USGS, AeroGRID, IGN, and the GIS User Community, 2009, aktu-
alisiert 2023 


BaseMap.de, © GeoBasis-DE / BKG (2023) CC BY 4.0 


Topographische Kartenwerke des LGLN, WebAtlasNI, © 2023 LGLN 


Topographische Kartenwerke des LGLN, Liegenschaftskarte 1: 1.000 (ALKIS), © 2023 LGLN, RD Ha-
meln-Hannover, Katasteramt Hameln 
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§ 9 (1) Nr. 2 BauGB


§ 9 (1) Nr. 1 BauGB


BAUGRENZE


Grundflächenzahl
(siehe textl. Festsetzungen § 2)


MAß DER BAULICHEN NUTZUNG


§ 9 (1) Nr. 1 BauGB


Sondergebiet mit der Zweckbestimmung:
"Photovoltaik-Freiflächenanlage"
(siehe textl. Festsetzungen § 1)


ART DER BAULICHEN NUTZUNG


Planzeichenerklärung


SO1/2


Baugrenze


§ 16 (2) Nr. 1 BauNVO


§ 11 (2) BauNVO


§ 23 BauNVO


SONSTIGE PLANZEICHEN


Grenze des räumlichen Geltungsbereiches
des Bebauungsplanes § 9 (7) BauGB


Gebäude


Flurstücksnummer


Flurstücksgrenzen mit Grenzpunkten


SONSTIGE DARSTELLUNGEN OHNE NORMCHARAKTER


5 Bemaßung


"Photovoltaik-
Freiflächenanlage"


72


2


1


GRZ 1:
0,05


GRZ 2:
0,5


Grundflächenzahl
(siehe textl. Festsetzungen § 2) § 16 (2) Nr. 1 BauNVO


FLÄCHEN ZUM ANPFLANZEN UND MIT
BINDUNGEN AN DEN ERHALT VON BÄUMEN,
STRÄUCHERN UND SONSTIGEN
BEPFLANZUNGEN § 9 (1) Nr. 25 BauGB


Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen


Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen,
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
(siehe textl. Festsetzungen § 6)


§ 9 (1) Nr. 25 a BauGB


Erhalt von Einzelbäumen
(siehe textl. Festsetzungen § 7) § 9 (1) Nr. 25 b BauGB


Umgrenzung von Flächen, die von der Bebauung
freizuhalten sind (Bauverbotszone Waldabstand)
(siehe textl. Festsetzungen § 3) § 9 (1) Nr. 10 BauGB


(a/b/c)


Maßstab 1:1.000


Übersichtsplan Maßstab 1 : 25.000


Bauleitplanung des Flecken Salzhemmendorf
Landkreis Hameln-Pyrmont


Bebauungsplan Nr. 198
„Freiflächenphotovoltaikanlage


Osterwalder Straße“
Ortsteil Oldendorf


- Vorentwurf -
Stand 11/2023


Kartengrundlage: Topographische Karte 1:25.000 (TK 25)
        Maßstab: 1:25.000


Quelle: Auszug aus den Geodaten des Landesamtes für Geoinformation und
Landesvermessung Niedersachsen


Quelle: Auszug aus den Geodaten des Landesamtes für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen, © 2023
Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen


Präambel und Ausfertigung des Bebauungsplanes


Aufgrund der  §§ 1 Abs. 3 und 10 des Baugesetzbuches (BauGB)  i.V.m. § 58 des Niedersächsischen
Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat des Flecken Salzhemmendorf diesen Bebauungsplan
Nr. 198 „Freiflächenphotovoltaikanlage Osterwalder Straße“, Ortsteil Oldendorf, bestehend aus
der Planzeichnung und den nebenstehenden textlichen Festsetzungen als Satzung beschlossen.


Salzhemmendorf, den __.__.____


.....................................
Bürgermeister


Aufstellungsbeschluss


Der Verwaltungsausschuss des Flecken Salzhemmendorf hat in seiner Sitzung am __.__.____
die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 198 „Freiflächenphotovoltaikanlage Osterwalder Straße“,
Ortsteil Oldendorf, beschlossen.
Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 2 Abs. 1 BauGB am __.__.____ ortsüblich bekanntgemacht
worden.


Salzhemmendorf, den __.__.____


...........................................
Bürgermeister


Planunterlage


Kartengrundlage: Liegenschaftskarte
Maßstab: 1:1000


Gemarkung:
Flur: 


Quelle: Auszug aus den Geodaten des Landesamtes für Geoinformation und 
Landesvermessung Niedersachsen,


© 2023
   Landesamt für Geoinformation
    und Landesvermessung Niedersachsen
    Regionaldirektion Hameln-Hannover


Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich
bedeutsamen baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach (Stand vom
__.__.____).
Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei.


Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.


Hameln, den __.__.____
LGLN, Regionaldirektion Hameln-Hannover, Katasteramt Hameln


......................................................................
Vermessungsrat, Feldmann


Planverfasser


Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 198 „Freiflächenphotovoltaikanlage Osterwalder Straße“,
Ortsteil Oldendorf, und der Begründung einschl. Umweltbericht wurde ausgearbeitet vom:


Begründung und Planzeichnung: Umweltbericht:


Reinold. Stadtplanung GmbH Planungsgruppe Umwelt


Fauststraße 7 Gellerser Str. 21
31675 Bückeburg 31860 Emmerthal
Tel.: 05722 - 7188760 Tel.: 05155 - 5515


Bückeburg, den __.__.____ Emmerthal, den __.__.____


.................................... ....................................
Planverfasser Planverfasser


Veröffentlichung


Der Rat des Flecken Salzhemmendorf hat in seiner Sitzung am __.__.____ dem Entwurf des
Bebauungsplanes Nr. 198 „Freiflächenphotovoltaikanlage Osterwalder Straße“, Ortsteil Oldendorf,
sowie dem Entwurf der Begründung einschl. Umweltbericht zugestimmt und seine Veröffentlichung
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB  beschlossen.


Ort und Dauer der Veröffentlichung wurden am __.__.____ ortsüblich bekanntgemacht.


Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 198 „Freiflächenphotovoltaikanlage Osterwalder Straße“,
Ortsteil Oldendorf, und der Entwurf der Begründung einschl. Umweltbericht sowie die wesentlichen,
bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen wurden in der Zeit vom __.__.____
bis __.__.____ gemäß § 3 Abs. 2 BauGB zusammen mit der örtlichen Bekanntmachung auf der
Internetseite des Flecken Salzhemmendorf veröffentlicht. Zusätzlich zur Veröffentlichung im Internet
wurden die Entwurfsunterlagen durch eine öffentliche Auslegung zeitgleich zur Verfügung gestellt.


Salzhemmendorf, den __.__.____


...................................
Bürgermeister


Satzungsbeschluss


Der Rat des Flecken Salzhemmendorf hat den Bebauungsplan Nr. 198 „Freiflächenphotovoltaikanlage
Osterwalder Straße“, Ortsteil Oldendorf, nach Prüfung der Stellungnahmen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in
seiner Sitzung am __.__.____ als Satzung (§ 10 BauGB) sowie die Begründung einschl. Umweltbericht
(gem. § 9 Abs. 8 und § 2 a BauGB) beschlossen.


Salzhemmendorf, den __.__.____


......................................
Bürgermeister


Inkrafttreten


Der Bebauungsplan Nr. 198 „Freiflächenphotovoltaikanlage Osterwalder Straße“, Ortsteil Oldendorf,
ist gemäß § 10 Abs. 3 BauGB am __.__.____ ortsüblich in der Deister- und Weserzeitung
bekanntgemacht worden.
Der Bebauungsplan Nr. 198 „Freiflächenphotovoltaikanlage Osterwalder Straße“, Ortsteil Oldendorf, 
ist damit am __.__.____ in Kraft getreten.


Salzhemmendorf, den __.__.____


....................................
Bürgermeister


Verletzung von Vorschriften


Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 198 „Freiflächenphotovoltaikanlage
Osterwalder Straße“, Ortsteil Oldendorf, ist die Verletzung von Vorschriften sowie beachtliche Mängel
des Abwägungsvorganges beim Zustandekommen des Bebauungsplanes und der Begründung einschl.
Umweltbericht nicht geltend gemacht worden.


Salzhemmendorf, den __.__.____


....................................
Bürgermeister


N


I. Textliche Festsetzungen


§ 1 Art der baulichen Nutzung – Sonstiges Sondergebiet „Photovoltaik-Freiflächenanlage“
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 11 Abs. 2 BauNVO)


Das festgesetzte sonstige Sondergebiet (SO1/SO2) mit der Zweckbestimmung
„Photovoltaik-Freiflächenanlage“ dient der Realisierung einer Photovoltaikanlage als Freiflächenanlage
(PV-Anlage) einschl. der für den Betrieb erforderlichen technischen Vorkehrungen und Anlagen.


(1) Innerhalb des festgesetzten sonstigen Sondergebietes (SO1/SO2) sind die folgenden Nutzungen
zulässig:


1. Photovoltaik-Freiflächenanlagen (unbewegliche oder nachgeführte Photovoltaik-Anlagen, z.B. 
Modultische mit Solarmodulen),


2. Technikgebäude und die für den Betrieb der Anlage notwendigen technischen Nebenanlagen 
(z.B. Wechselrichter, Trafostation, Verkabelung),


3. Zufahrten, Wendeplätze, Stellplätze und Aufstell- und Wartungsflächen.


(2) Innerhalb des festgesetzten sonstigen Sondergebietes (SO1) sind ergänzend zu den unter
Abs. 1 genannten Nutzungen Carports mit kombinierter Photovoltaik-Anlage zulässig.


§ 2 Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 3 und § 19 Abs. 4 BauNVO)


(1) Grundflächenzahl


1. Die innerhalb des festgesetzten sonstigen Sondergebietes (SO1/SO2) mit der Zweckbestimmung
„Photovoltaik-Freiflächenanlage“ festgesetzte GRZ 1 setzt die maximal zulässige 
Bodenversiegelung inklusive Nebenanlagen fest (z.B. Fundamente, Trafostationen etc.).


2. Die innerhalb des festgesetzten sonstigen Sondergebietes (SO1/SO2) mit der Zweckbestimmung
„Photovoltaik-Freiflächenanlage“ festgesetzte GRZ 2 setzt die maximal zulässige Oberfläche der 
Photovoltaikmodule unabhängig vom Neigungswinkel fest.


(2) Überschreitung der Grundflächenzahl


Die innerhalb des festgesetzten sonstigen Sondergebietes (SO1) mit der Zweckbestimmung
„Photovoltaik-Freiflächenanlage“ festgesetzte GRZ 1 darf durch die Grundflächen von Carports und
Stellplätzen bis zu einer maximalen Grundflächenzahl von 0,25 überschritten werden.


(3) Höhenbegrenzung baulicher Anlagen


Für die Photovoltaik-Freiflächenanlagen wird ein Abstand der einzelnen Module von mindestens 0,30 m
und maximal 3,0 m, gemessen von der natürlichen Geländeoberfläche bis zum jeweils niedrigsten bzw.
höchsten Punkt eines Solarmoduls, festgesetzt. Baubedingte Abweichungen von bis zu 0,2 m sind
zulässig. Carports mit kombinierter PV-Anlage dürfen eine max. Höhe von 4,0 m aufweisen.


§ 3 Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind (Bauverbotszone Waldabstand)
(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB)


Innerhalb der im Bebauungsplan festgesetzten Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind, sind
bauliche Anlagen aller Art unzulässig.


§ 4 Ableitung des Oberflächenwassers (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 und 20 BauGB)


(1) Das innerhalb des festgesetzten sonstigen Sondergebietes (SO1/SO2) mit der Zweckbestimmung
„Photovoltaik-Freiflächenanlage“ anfallende und nicht schädlich verunreinigte Oberflächenwasser ist
flächig zur Versickerung zu bringen.


(2) Die Befestigung von Stellplätzen, Zufahrten, Aufstell- und Wartungsflächen ist nur in wasser- und
luftdurchlässiger Weise zulässig (Schotterrasen, Rasengittersteine, Rasenwaben, Rasenfugenpflaster
mit mind. 25 % Fugenanteil oder vergleichbar). Ausgenommen hiervon sind Carports und Stellplätze
innerhalb des festgesetzten SO1-Gebietes.


§ 5 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)


(1) Anlage einer Grünlandfläche


1. Innerhalb des festgesetzten sonstigen Sondergebietes (SO1/SO2) mit der Zweckbestimmung 
„Photovoltaik-Freiflächenanlage“ sind die nicht von den PV-Anlagen bebauten Flächen als 
extensives Grünland zu erhalten und zu pflegen.


a. Die Pflege orientiert sich an der bisherigen Nutzung des Grünlandes (Schaf-/ 
Ziegenbeweidung). Die Beweidung ist nur für den Zeitraum, in dem die Fläche ausreichend
Nahrung zur Verfügung stellen kann, zulässig. Bei einer Beweidung sind angrenzende 
Gehölze fachgerecht und angepasst an die Weidetiere vor Verbiss zu schützen. Eine 
bedarfsweise Pflegemahd (Beseitigung von Weideresten) ist zulässig.


b. Alternativ ist eine Mahd 2-3 x jährlich zulässig. 1. Schnitt im Zeitfenster zwischen 01. und 
15.06., zweiter Schnitt im August, ggf. 3. Schnitt im Oktober. Das Mähgut ist 
abzutransportieren. Eine Nutzung des Mähguts ist zulässig. Ab dem 15.03. bis zur ersten 
Mahd sind mechanische Pflegearbeiten (Schleppen, Striegeln etc.) unzulässig.


c. Umbruch und Nach- bzw. Neuansaat sind nur mit Einverständnis der Unteren 
Naturschutzbehörde zulässig.


2. Die Maßnahme ist nach Fertigstellung der Baumaßnahmen umzusetzen.


(2) Beleuchtung, Verwendung insektenfreundlicher Leuchtmittel


Innerhalb des festgesetzten sonstigen Sondergebietes (SO1/SO2) mit der Zweckbestimmung
„Photovoltaik-Freiflächenanlage“ ist eine dauerhafte Beleuchtung unzulässig. Eine Beleuchtung im Zuge
von Aufbau-/Wartungsarbeiten ist zulässig. Es sind dann zur Beleuchtung der Fahrwege, Modulflächen
und technischen Anlagenbestandteile insektenfreundliche Leuchtmittel und Beleuchtungen mit
warm-weißem Licht (max. 3.000 Kelvin) und nach oben abschirmenden Gehäusen zu verwenden.


(3) Einfriedung (Zaun)


Innerhalb des festgesetzten sonstigen Sondergebietes (SO1/SO2) ist zum Schutz der
Photovoltaik-Freiflächenanlage eine Einfriedung (Zaun) zulässig. Der Zaun wird hinsichtlich der Höhe
auf max. 2,0 m begrenzt. Der Abstand zwischen Boden und Einfriedung muss mindestens 0,15 m
betragen. Alternativ ist die Verwendung von Schafzaun/Knotengeflecht mit einer Maschenweite von
mind. 15x15 cm im unteren Bereich zulässig. Eine Verwendung von Stacheldraht oder vergleichbar ist
nicht zulässig.


Reinold. Stadtplanung GmbH
31675 Bückeburg


Fauststraße 7
Telefon 05722 - 7188760


§ 6     Flächen zum Anpflanzen von Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB)


(1) Anlage einer Hecke mit Saumstreifen


1. Auf den im Bebauungsplan festgesetzten und mit einem (a) gekennzeichneten Flächen zum 
Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sind standortgerechte, im 
Naturraum heimische Sträucher zu pflanzen, zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen. Die 
Pflanzungen sind aus heimischen, 1x verpflanzten Sträuchern mit Höhen zwischen 60 bis 100 cm
herzustellen. Die Pflanzung der Sträucher erfolgt mind. 2-reihig in einem 3 m breiten Streifen auf 
der Außenseite in einem Pflanzabstand von 1 - 1,5 m. Es sind Sträucher mit einer 
niedrigeren Endhöhe (bis ca. 3 – 5 m) zu verwenden. Die Artenwahl richtet sich nach den 
Angaben der Artenliste unter Hinweis Nr. 6.


2. Der Gehölzpflanzung gem. Nr. 1 vorgelagert ist ein 3 m breiter unbepflanzter Saum aus dem 
vorhandenen Grünland zu entwickeln. Mahd 1 - 2x jährlich ab 15.06..
Das Mähgut ist abzutransportieren. Eine Nutzung des Mähguts ist zulässig.


(2) Anlage eines Saumstreifens


Auf den im Bebauungsplan festgesetzten und mit einem (b) gekennzeichneten Flächen zum Anpflanzen
von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen ist aus dem vorhandenen Grünland ein 3 m
breiter Saum zu entwickeln. Mahd 1 - 2x jährlich ab 15.06.. Das Mähgut ist abzutransportieren. Eine
Nutzung des Mähguts ist zulässig.


(3) Anlage einer Grünlandfläche (Obstwiese)


Auf den im Bebauungsplan festgesetzten und mit einem (c) gekennzeichneten Flächen zum Anpflanzen
von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen ist aus dem vorhandenen Grünland mesophiles
Grünland mit Obstbäumen (Obstwiese) zu entwickeln.


a. Die zu pflanzenden Obstbäume sind als Hochstamm mit einem Stammumfang von mind. 8 cm
(H 8/10, 2xv,) zu pflanzen. Die Artenauswahl richtet sich nach der Artenliste unter Hinweis Nr. 6. 
Die Pflanzabstände betragen ca. 10 m zwischen den Bäumen. Von der Flurstücksgrenze ist ein 
Abstand von 5 m einzuhalten. Es sind mind. 5 regionaltypische Obstbäume zu pflanzen.


b. Die Fläche ist extensiv zu nutzen:


Mahd 2 x jährlich, 1. Schnitt im Zeitfenster zwischen 01. und 15.06., 2. Schnitt mind. 8 Wochen 
nach dem ersten (Anfang/Mitte August). Das Mähgut ist abzutransportieren. Eine Nutzung ist 
zulässig. Vorzugsweise ist eine faunaschonende Mahdtechnik anzuwenden. Ab dem 15.03. bis 
zur ersten Mahd sind mechanische Pflegearbeiten (Schleppen, Striegeln etc.) unzulässig.


c. Zur Förderung des Vorkommens von Arten des mesophilen Grünlandes ist eine umbruchlose 
Nachsaat mit einer Wiesenmischung/ RSM Regio (heimische Arten, 100 % Kräuteranteil, 
zertifiziertes Regiosaatgut, UG/ HK 6, Oberes Weser- und Leinebergland mit Harz) zulässig.


d. Alternativ ist eine extensive Beweidung/ Nachbeweidung mit max. 1,5 GV (Großvieheinheiten)/ha
als Besatzstärke während der Weideperiode durch Schafe/ Ziegen (1 Schaf = 0,1 GV) zulässig. 
Eine Winterbeweidung im Zeitraum zwischen dem 31.10. und dem 01.05. des Folgejahres ist 
nicht zulässig. Bei einer Beweidung sind angrenzende und gepflanzte  Gehölze fachgerecht und 
angepasst an die Weidetiere vor Verbiss zu schützen.


(4) Die Pflanzmaßnahmen sind in der Pflanzperiode vor Beginn der Baumaßnahmen zu beginnen,
spätestens jedoch in der Pflanzperiode nach der Inbetriebnahme der Photovoltaikanlage auf den dafür
vorgesehenen Flächen fertig zu stellen.


§ 7 Erhalt von Einzelbäumen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB)


Die als zu erhaltene Einzelbäume gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB festgesetzten Bäume sind dauerhaft
zu erhalten, zu pflegen und bei Abgang durch gleichartige zu ersetzen. Die zu pflanzenden Laubbäume
sind als Hochstamm mit einem Stammumfang von mind. 14 cm (H 14/16, 3xv, mB) zu pflanzen.
Die Artenauswahl richtet sich nach der Artenliste unter Hinweis Nr. 6.


II. Hinweise


1. Gesetze und Verordnungen


Baugesetzbuch (BauGB)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. l S. 3634), das zuletzt durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Juli 2023 (BGBl. I Nr. 221) geändert worden ist.


Baunutzungsverordnung (BauNVO)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. l S. 3786), die durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 03. Juli 2023 (BGBl. I Nr. 176) geändert worden ist.


Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhaltes
(Planzeichenverordnung – PlanZV)
vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 l S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom
14. Juni 2021 (BGBl. l S. 1802) geändert worden ist.


Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG)
vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21.
Juni 2023 (Nds. GVBl. S. 111).


Niedersächsische Bauordnung (NBauO)
vom 3. April 2012 (Nds. GVBl. S. 46), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
21. Juni 2023 (Nds. GVBl. S. 107).


2. Archäologische Denkmalpflege


Sollten bei den geplanten Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde wie Tongefäßscherben,
Schlacken, Metallobjekte, Holzkohleansammlungen, auffällige Bodenverfärbungen,
Steinkonzentrationen und Denkmale der Erdgeschichte gemacht werden, sind diese gemäß
§ 14 Abs. 1 NDSchG meldepflichtig und müssen der Unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises
Hameln-Pyrmont und dem Niedersächsischen Landesamt für Denkmalpflege, Referat Archäologie-,
Scharnhorststr. 1, 30175 Hannover unverzüglich gemeldet werden.


Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 NDSchG bis zum Ablauf von vier Werktagen nach
der Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die
Denkmalschutzbehörde die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. Die Unterlassung der Anzeige stellt eine
Ordnungswidrigkeit dar und kann mit einem Bußgeld geahndet werden. Auf die einschlägigen
Bestimmungen des § 35 NDSchG, insbesondere die Abs. 2 und 4, wird deshalb besonders
hingewiesen.


3. Regelungen für den Artenschutz


Die Baufeldfreiräumung in Verbindung mit Baumfällungen oder Gehölzrückschnitten ist aus
artenschutzrechtlichen Gründen nur in der Zeit zwischen dem 01. Oktober und dem 28. Februar
zulässig. (außerhalb der Brut- und Vegetationszeit, gesetzliche Regelungen des § 39 BNatSchG). Für
das gehölzfreie Offenland im Plangebiet (Grünland) ist davon abweichend die Baufeldfreiräumung nicht
im Zeitraum von 01. März bis 31. Juli vorzunehmen (nur außerhalb der Brutzeit von Arten der
Offenland-/Saumstrukturen). Eine Baufeldfreiräumung ist hier daher ergänzend auch vom 01. August bis
30. September zulässig. Soweit das Vorkommen von Bruten durch eine fachlich qualifizierte Person
(Ornithologe) vor Baubeginn auszuschließen ist, ist jeweils auch ein abweichender Baubeginn möglich.
Ein abweichender Baubeginn innerhalb der Brutzeit ist im Einzelfall bei der Unteren Naturschutzbehörde
des Landkreises Hameln-Pyrmont zu beantragen und nur nach vorheriger Prüfung und Genehmigung
der Unteren Naturschutzbehörde zulässig.


4. Einsatz von Pflanzenschutz- und Düngemitteln / Mahdtechnik
(zu §§ 5 und 6 der textlichen Festsetzungen)


a. Auf den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln, mineralische Stickstoffdüngung und Gülleausbringung
ist zu verzichten. Im Bereich der Saumstreifen ist auf jegliche Düngung zu verzichten.


b. Es ist vorzugsweise eine faunaschonende Mahdtechnik anzuwenden.


5. Hinweise zum Bodenschutz


a. Oberboden ist vor Baubeginn abzuschieben und einer ordnungsgemäßen Verwertung 
zuzuführen. Mit Oberboden ist schonend umzugehen. Er ist in einem nutzbaren Zustand zu 
erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu bewahren. Der Oberboden ist nach Abschluss
der Bauarbeiten auf geeigneten Flächen wieder einzubringen (Wiederandeckung).


b. Im Rahmen der Bautätigkeiten sind einschlägige DIN-Normen (u.a. DIN 18300 Erdarbeiten,
DIN 18915 Bodenarbeiten, DIN 19731 Verwertung von Bodenmaterial) und § 12 der BBodSchV 
ist zu beachten. Arbeitsflächen sollen sich auf das notwendige Maß beschränken.


c. Boden soll im Allgemeinen schichtgetreu ab- und aufgetragen werden. Die Lagerung von Boden 
soll ortsnah, schichtgetreu, in möglichst kurzer Dauer und entsprechend vor Witterung und 
Wassereinstau geschützt erfolgen (u.a. gemäß DIN 19731 und DIN 18915). Das Vermischen von
Böden verschiedener Herkunft soll vermieden werden. Eingebauter Boden ist zeitnah zu 
begrünen.


d. Die Böden im Plangebiet weisen eine hohe standortabhängige Verdichtungsempfindlichkeit auf 
(siehe entsprechende Auswertungskarte auf dem Kartenserver unter 
http://nibis.lbeg.de/cardomap3/). Verdichtungen bisher unversiegelter Böden sind durch geeignete
Maßnahmen zu vermeiden. Der Geobericht 28 des LBEG kann als Leitfaden zum Bodenschutz 
beim Bauen dienen.


6. Artenlisten Gehölze


Die Artenauswahl kann durch weitere, standortgerechte und heimische Laubgehölzarten ergänzt
werden.


* = niedrigere Wuchshöhe bis ca. 5 m


Im Sinne des Klimawandels trockentolerante Gehölze sind fettgedruckt (Klima-Arten-Matrix/ KLAM-Stadt
und Landschaft, Roloff, 2010, Urbane Baumartenwahl im Klimawandel, BdB 2008, Klimawandel und
Gehölze).


Die Auswahl kann durch weitere regionaltypische Sorten ergänzt werden.


7. Hinweise zu Gehölzpflanzungen
(zu § 6 der textlichen Festsetzungen)


a. Bei Gehölzpflanzungen sind die Grenzabstände des Niedersächsisches Nachbarrechtsgesetz 
(NNachbG) sind zu beachten.


b. DIN 18920, Vegetationstechnik im Landschaftsbau – Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen 
und Vegetationsflächen ist bei Baumaßnahmen zu berücksichtigen. Die FLL Empfehlungen für 
Baumpflanzungen – Teil 1 und 2 (2015/2010) sollen berücksichtigt werden. Die Gehölze sind 
gemäß DIN 18916 fachgerecht zu pflanzen und zu verankern und vor Wildverbiss zu schützen.


c. Die Obstbäume bedürfen einer fachgerechten und dauerhaften Pflege. In den ersten 5 Jahren soll
daher ein jährlicher Erziehungsschnitt erfolgen, danach ein Erhaltungs- bzw. Pflegeschnitt in ggf.
längeren Abständen, spätestens jedoch alle 5 Jahre.


N







verkehrliche Erschließung des Sondergebietes über die Kreisstraße geplant, nähere
Ausführungen dazu enthalten bislang weder die Textunterlagen noch die
Planzeichnung. Ich gehe derzeit davon aus, das die in dem Bereich vorhandenen
Zufahrten zur Erschließung genutzt werden sollen. Die Zufahrten sind von alters her
vorhandene Sondernutzungen, polizeilich gemeldete Unfälle sind in den letzten 5
Jahren nicht verzeichnet. Mit Blick auf die vorgesehene Nutzung des Planareals werden
sich die von den Zufahrten aufzunehmenden Verkehre gegenüber der Vergangenheit
nicht signifikant ändern. Der Erschließung über diese Zufahrten kann somit
grundsätzlich zugestimmt werden. Die vorhandenen Sichtverhältnisse sind nicht zu
verschlechtern. Der restliche Bereich zur Kreisstraße hin, steht für eine Erschließung
nicht zur Verfügung. Ich bitte dies in der Planzeichnung durch entsprechende Bereiche
ohne Ein- und Ausfahrt zu berücksichtigen.
 
Blendungen
Mögliche von der geplanten Anlage ausgehenden Reflektionen und Blendungen des
Kreisstraßenverkehrs sind auszuschließen. Der Nachweis des Ausschlusses von
möglichen Blendwirkungen ist durch ein fachtechnisches Gutachten zu erbringen und
die erforderlichen Maßnahmen zum Blendschutz aufzuzeigen.
 
Auszüge aus den Beteiligungsunterlagen habe ich lediglich für die unter cc beteiligten
Personen meines Hauses angefügt.
 
Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrage

Dirk Lueg
_________________________________________________________
Dirk Lueg
Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr
Geschäftsbereich Hameln
Fachbereich 2
Roseplatz 5
31787 Hameln
Telefon: +49 5151 607-211 
Fax: +49 5151 607-499
E-Mail: Dirk.Lueg@nlstbv.niedersachsen.de
www.strassenbau.niedersachsen.de
Eingeschränkte Erreichbarkeit: Montags bis freitags von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr!

Interesse an einer Karriere bei uns? Hier gibt es mehr Informationen:
https://www.strassenbau.niedersachsen.de/karriere/

Hinweis Personenbezogene Daten werden gem. Art. 6 Abs. 1 DSGVO i.V.m. § 3 NDSG verarbeitet. Weitere
Informationen finden Sie auf unserer Webseite https://www.strassenbau.niedersachsen.de unter Service. Auf Wunsch
senden wir Ihnen die Informationen zu.
 
 

Von: Beverungen, Hendrik (NLSTBV-HM) <Hendrik.Beverungen@nlstbv.niedersachsen.de> 

mailto:Dirk.Lueg@nlstbv.niedersachsen.de
https://www.strassenbau.niedersachsen.de/
https://www.strassenbau.niedersachsen.de/karriere/
https://www.strassenbau.niedersachsen.de/


Gesendet: Montag, 4. Dezember 2023 07:16
An: Lueg, Dirk (NLSTBV-HM) <Dirk.Lueg@nlstbv.niedersachsen.de>
Betreff: WG: FNP-Änderung Nr. 55 - Ortsteil Oldendorf Nr. 12, B-Plan Nr. 198
"Freiflächenphotovoltaikanlage Osterwalder Straße", OT Oldendorf, Beteiligung gem. § 4 (1)
BauGB
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrage

Hendrik Beverungen
_________________________________________________________
Hendrik Beverungen
Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr
Geschäftsbereich Hameln
Fachbereich 2 - Fachbereichsleiter
Roseplatz 5
31787 Hameln
Telefon: +49 5151 607-200
Fax: +49 5151 607-499
E-Mail: Hendrik.Beverungen@nlstbv.niedersachsen.de
www.strassenbau.niedersachsen.de

               

Interesse an einer Karriere bei uns? Hier gibt es mehr Informationen:
https://www.strassenbau.niedersachsen.de/karriere/

Hinweis Personenbezogene Daten werden gem. Art. 6 Abs. 1 DSGVO i.V.m. § 3 NDSG verarbeitet. Weitere
Informationen finden Sie auf unserer Webseite https://www.strassenbau.niedersachsen.de unter Service. Auf Wunsch
senden wir Ihnen die Informationen zu.
 
 

Von: Brockmann, Markus (NLSTBV-HM) <Markus.Brockmann@nlstbv.niedersachsen.de> 
Gesendet: Freitag, 1. Dezember 2023 08:32
An: Beverungen, Hendrik (NLSTBV-HM) <Hendrik.Beverungen@nlstbv.niedersachsen.de>
Betreff: WG: FNP-Änderung Nr. 55 - Ortsteil Oldendorf Nr. 12, B-Plan Nr. 198
"Freiflächenphotovoltaikanlage Osterwalder Straße", OT Oldendorf, Beteiligung gem. § 4 (1)
BauGB
 
Zur weiteren Veranlassung
 
Mit freundlichem Gruß
 
Markus Brockmann
 

Von: Poststelle (NLStBV-HM) <Poststelle-HM@nlstbv.niedersachsen.de> 

mailto:Hendrik.Beverungen@nlstbv.niedersachsen.de
https://www.strassenbau.niedersachsen.de/
https://www.strassenbau.niedersachsen.de/karriere/
https://www.strassenbau.niedersachsen.de/
mailto:Markus.Brockmann@nlstbv.niedersachsen.de
mailto:Hendrik.Beverungen@nlstbv.niedersachsen.de
mailto:Poststelle-HM@nlstbv.niedersachsen.de


Gesendet: Donnerstag, 30. November 2023 15:59
An: Brockmann, Markus (NLSTBV-HM) <Markus.Brockmann@nlstbv.niedersachsen.de>
Betreff: WG: FNP-Änderung Nr. 55 - Ortsteil Oldendorf Nr. 12, B-Plan Nr. 198
"Freiflächenphotovoltaikanlage Osterwalder Straße", OT Oldendorf, Beteiligung gem. § 4 (1)
BauGB
 
 
 

Von: Wolfgang Kapa <kapa@salzhemmendorf.de> 
Gesendet: Donnerstag, 30. November 2023 15:16
An: Agentur für Arbeit <hameln@arbeitsagentur.de>; Poststelle (ArL-LW) <Poststelle@arl-
lw.niedersachsen.de>; BUND <bund@nds.bund.net>; Bundeswehr
<BAIUDBwToeB@bundeswehr.org>; Bundesnetzagentur <info@bnetza.de>; Deutsche Telekom
<stellungnahme.hannover@telekom.de>; Flecken Coppenbrügge <flecken@coppenbruegge.de>;
Handwerkskammer <bauleitplanung@hwk-hannover.de>; IHK Hannover Hildesheim
<info@hannover.ihk.de>; LBEG <poststelle-hannover@lbeg.niedersachsen.de>; Landkreis
Hameln-Pyrmont <u.seifert@hameln-pyrmont.de>; Landwirtschaftskammer
<BST.Hannover.FG2@Lwk-Niedersachsen.de>; Leineverband <email@leineverband.de>; LGLN-
HM-H-Postfach <postfach-hm-h@lgln.niedersachsen.de>; Naturschutzbund <info@NABU-
Niedersachsen.de>; Naturschutzverband <buero.hannover@naturschutzverband.de>; Poststelle
(NFA-Saupark) <Poststelle@nfa-saupark.Niedersachsen.de>; Poststelle (NLStBV-HM) <Poststelle-
HM@nlstbv.niedersachsen.de>; Poststelle (NLWKN-HI)
<Poststelle.Hi@nlwkn.niedersachsen.de>; SG Leinebergland <bauleitplanung@sg-
leinebergland.de>; Poststelle (GAA-HI) <Poststelle@gaa-hi.Niedersachsen.de>; Stadt Elze
<stadtverwaltung@elze.de>; Stadtwerke Hameln Weserbergland <info@stwhw.de>;
Verkehrsgesellschaft HM-P <oeffis@oeffis.de>; WWN <info@ww-energie.com>
Betreff: FNP-Änderung Nr. 55 - Ortsteil Oldendorf Nr. 12, B-Plan Nr. 198
"Freiflächenphotovoltaikanlage Osterwalder Straße", OT Oldendorf, Beteiligung gem. § 4 (1)
BauGB
 

ACHTUNG!! Diese E-Mail erreicht Sie von einem Absender außerhalb der niedersächsischen
Landesverwaltungs-Infrastruktur mit TLS-Verschlüsselung. Bitte klicken Sie auf keine Links oder öffnen Sie
keine E-Mail-Anhänge, falls Sie den Absender nicht kennen und nicht wissen, ob der Inhalt sicher ist.

Sehr geehrte Damen und Herren,
 
der Flecken Salzhemmendorf beabsichtigt, die o. g. Bauleitplanverfahren durchzuführen. Als
Anlage übersende ich Ihnen das Anschreiben zur Beteiligung gem. § 4 (1) BauGB.
 
Mit freundlichen Grüßen
i.A. Wolfgang Kapa
 

Flecken Salzhemmendorf
Kleiner Lahweg 4
31020 Salzhemmendorf
 
Tel.: 05153 / 808-162
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Fax: 05153 / 808-262
Email: kapa@salzhemmendorf.de
Internet: www.salzhemmendorf.de
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